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Erstes Kapitel. Einleitung 

Die Schweiz ist gemäss internationaler Lehre neben den USA und Kanada nicht nur eine der drei «klassischen Föderationen » dieses Erdballs, sondern weist, indem sie ihren Gliedstaaten relativ viel Autonomie einräumt
, auch eines der extremsten föderalistischen Systeme auf. Wenn man davon ausgeht, dass die selbstbestimmte Organisation der inneren Angelegenheiten zu einem der wichtigsten Kriterien eines föderalistischen Gliedstaates gehört, dann erstaunt es nicht, dass sich die Schweizerischen Kantone diesbezüglich viele Kompetenzen eingeräumt haben. Und weil diese Ordnung nicht von Aussen, nach einem bestimmten einheitlichen Muster, aufoktroyiert worden ist, sondern sich diese in jedem Kanton gemäss der eigenen, historisch, sozial und politisch gewachsenen Struktur entwickeln konnte, gibt es viele verschiedene Organisationssysteme.

Die Schweiz ist nicht bloss ein föderalistischer Staat, der auf klassische Art und Weise und irgendwie fast pyramidenförmig den Bund mit seinen 26 Kantonen und Halbkantonen und um die 2’900 Gemeinden unter sich vereinigt. Dies wäre eine allzu simplizistische Betrachtung dieses Landes, das übrigens eines der weltweit kompliziertesten Uhrensysteme zu produzieren vermag. In diesem Land gibt es noch eine ganze Palette von Funktionsein​heiten, die sich zwischen die Stufen von Bund und Kantonen einerseits
 sowie Kanton und Gemeinden andererseits einschieben. 

In der Tat gibt es zahlreiche Unterabteilungen zwischen der Stufe Kanton und der Stufe Gemeinden; nicht zuletzt sei hier etwa der Gemeindeverband erwähnt. Aber es gibt auch die territorialen Unterteilungen, von denen die «klassischste » der Bezirk ist und die «modernste » Region
 genannt werden. Weil die Kantone ihre institutionellen Pläne frei gestalten können, ist die Bedeutung dieser Begriffe nicht etwa allgemein und über die Kantonsgrenzen hinaus jeweils dieselbe. Sowohl in der Wahl der Bezeichnung dieser Einheiten, als auch vom Konzept, von den Kompetenzen und von den Funktionen her, welche diese Einheiten innehaben, herrschen unter den Kantonen grösste Unterschiede. Hier gilt es nun, die einzelnen Elemente genauer zu betrachten, um an Punkte, die den Kanton Wallis näher interessieren, heranzukommen. 

1.1. Ziel, Grenzen und Gliederung der Studie 

Die Tatsache, dass das Dokumentationszentrum des Instituts für Föderalismus über umfa​ssende Informationen über die kantonalen Gesetze de Lege lata und de Lege ferenda verfügt und auch über parlamentarische Vorstösse orientiert wird, gibt dieser Untersuchung eine bestimmte Richtung. Die Problematik wird nicht etwa unter einem wirtschaftlichen oder geographischen oder soziologischen Aspekt angegangen, denn hierzu würde die erforderliche Infrastruktur fehlen. Aber unter dem Gesichtspunkt der Rechtsvergleichung können wir genaueste Untersuchungen vornehmen. Wir haben im Verlauf der Unter​suchung, vor allem beim Studium der Unterlagen, erkennen können, dass sich in vielen Kantonen, die sich mit diesem Thema befasst haben, die Problematik nur mühsam bewegen kann zwischen den theoretischen Erkenntnissen einerseits und der Praktikabilität andererseits, d.h. zwischen wirtschaftlichem Wunschtraum und polititscher Realität
. So ist es für eine kantonale Regierung wohl wichtig über einen Vergleich verfügen zu können, der die Schwierigkeiten aufzeigt, mit welchen andere Kantone zu kämpfen hatten, als sie versuchten, ihre territoriale Struktur zu verändern. Dies unabhängig davon, dass letztlich nur wenige Kantone ein solches Vorhaben auch tatsächlich verwirklichen konnten. 

Aus dem Gesagten ergibt sich die nun folgende Vorgehensweise zur Ausführung dieser Studie. 

1. Darstellung der heutigen Situation und damit der kantonalen Vielfalt, unter Einbezug wichtigerer Änderungen (Kapitel 2 und 3).

In einem ersten Schritt geht es um die Untersuchung der territorialen Struktur, wie sie heute besteht, und um die Änderungen in diesem Bereich. Hat es überhaupt je Ände​rungen gegeben oder wird die territoriale Struktur gerade durch ihre Stabilität definiert? 

2. 
Darstellung der Aufgaben der Bezirke und deren Vorsteher (Kapitel 4).

In einem zweiten Schritt werden wir in den jeweiligen Kantonen die Aufgaben der Zwischeninstanzen und derjenigen, die ihnen vorstehen, untersuchen. Hier wird es sich zeigen, ob signifikante Änderungen zu verzeichnen sind, oder ob die jeweiligen Institu​tionen vergleichbar sind. 

3. Beantwortung der für den Kanton Wallis bezüglich seines eigenen Strukturmodells spezifischen Fragen (Kapitel 5). 

In einem dritten Schritt wird es um die Auswertung des Nutzens dieser Institution gehen, insbesondere mit Bezug auf die fünf vom Kanton Wallis gestellten Fragen betreffend Existenz und Funktionsweise der Zwischeninstanz. 

4. Zusammenstellung der trotz der Verschiedenheit der Systeme noch einigermassen einheitlichen Elemente, die den Kanton Wallis bei seinen Bemühungen um eine allfällige Neugliederung seines Territoriums unterstützen könnten (Kapitel 6 bis 9). 

In einem vierten und letzten Schritt werden wir die unserer Meinung nach heikleren Fragen angehen, welche sich mit der Konkretisierung des ins Auge gefassten Prozesses befassen. Hier werden wir die Wege aufzeigen, welche unserer Ansicht nach zum Erhalt eines konkreten Ergebnisses einzuschlagen sind. 

Der Anhang enthält die Liste aller themenrelevanten kantonalen Texte. Die Gesetzesbestim​mungen betreffend Bezirke und deren Vorsteher wurden kopiert und diese Kopien befinden sich am Ende dieses Textes. Alle in der Studie erwähnten Dokumente (wie Berichte, Entwürfe, parlamentarische Interventionen usw.) wurden ebenfalls kopiert und befinden sich in einem zusätzlichen Ordner, der ebenfalls Bestandteil dieser Studie ist.

1.2. Blick auf Europa

Zur Zeit wird im Europarat ein sehr interessanter Punkt diskutiert. Das Direktionskomitee für lokale und regionale Demokratie hat im Rahmen der lokalen und regionalen Gemein​schaften (Gruppierungen) ein Expertenkomitee eingesetzt
. Unter den zahlreichen Auf​gaben, welche sich diese Experten vorgenommen haben, befindet sich auch ein Projekt zur Erarbeitung eines Berichtes mit dem Titel „Bezug zwischen der Grösse der lokalen und regionalen Gemeinschaften und der Effizienz und Wirtschaftlichkeit ihrer Einsätze“.

Diese Arbeiten können offiziell noch nicht eingesehen werden, sie sind auch noch nicht beendet. Trotzdem haben sie einen gewissermassen wegweisenden Charakter und können für die Lehre bereits beigezogen werden. Sie sind wertvoll, besonders weil sie sich auf pan​europäische Erfahrungen stützen. Der Interessierte wird erstaunt sein, dass den Lehren, die aus den wissenschaftlichen Studien und Diskussionen fliessen, manchmal bloss Binsen​wahrheiten zu entnehmen sind. Doch kann es manchmal recht nützlich sein, zu wissen, dass Konzepte, die uns mehr als nur gewöhnlich erscheinen, bereits in ganz Europa diskutiert und angenommen worden sind. 

2. Kapitel. Staatliche Funktionseinheiten zwischen
Kanton und Gemeinden

Alle Kantone haben eine bestimmte Anzahl Gemeinden. Sogar im Kanton Basel Stadt gibt es, je nach Unterscheidungskriterium, zwei oder drei Gemeinden
. Aber in gewissen Kantonen gibt es zwischen dem Kanton und den Gemeinden noch weitere Funktionsein​heiten. Diese werden oft Bezirke («districts») genannt, und es steht ihnen ein so genannter Regierungsstatthalter («préfet ») vor. Aber beide Bezeichnungen werden, was dem sprachlichen Reichtum eines mehrsprachigen Landes entspricht, je nach Kanton durch einen anderen gleichwertigen Ausdruck ersetzt. 

Es wäre falsch, anzunehmen, dass nun alle Kantone «Bezirke » und « Regierungsstatthal​ter » haben. Die Lage ist um einiges komplexer. Tatsächlich bilden jene Kantone, die eine territoriale Einheit kennen, welche « Bezirk » genannt wird und denen eine Person vorsteht, die « Regierungsstatthalter » genannt wird, eine Minderheit. Eine rechtsvergleichende Tabelle (vgl. unten 2.5.) stellt die Situation in allen Kantonen dar und gibt eine Übersicht über die Vielfalt der bestehenden Systeme. 

2.1. Die Bezirke

Bevor auf die verschiedenen Aspekte dieser Organisationseinheiten eingegangen werden kann, müssen zuerst die Kantone, welche nicht in Bezirke unterteilt werden, von jenen Kantonen, die diese Zwischeninstitution eingeführt haben, auseinandergehalten werden (vgl. 3.1). 

Es sind elf und vor allem kleinere Kantone, welche diese Institution „Bezirk“ nicht kennen. Dazu gehören Uri, Nidwalden, Obwalden, Glarus, Zug, Basel-Stadt, Schaffhausen, die beiden Appenzell
, St. Gallen und Genf. Eine Ausnahme Betreffend Grösse macht da inskünftig der Kanton St.Gallen, der in seiner neuen Kantonsverfassung vom 10. Juni 2001, die am 1. Januar 2003 in Kraft treten wird, diese Institution aufgibt.

Die übrigen fünfzehn Kantone sind so strukturiert, dass sie zwischen den Gemeinden und dem Staat eine dritte Stufe haben, deren Status jedoch bei Weitem nicht etwa gleichartig ist. 

So gibt es drei Kantone mit Bezirken, die nicht über eine lokale Verwaltung verfügen. Die Kantone Tessin, Jura und Neuenburg
 haben ihr Gebiet zwar in Bezirke eingeteilt, aber es gibt für diese Einheiten keine allgemeine Verwaltung. Es geht da um eine funktionelle Entflechtung; wohl gibt es Verwaltungsdienststellen oder Gerichtsinstanzen (ein erstin​stanzliches Gericht oder ein Grundbuchamt etwa), aber das Ganze untersteht ausschliesslich der kantonalen Verwaltung. 

In den zwölf Kantonen, die ihren Bezirken eine lokale Verwaltung eingeräumt haben, gibt es weitere Unterscheidungskriterien zu beachten. 

In Schwyz werden diese lokalen Einheiten « Bezirke » genannt und in Graubünden
 « Kreise ». Es sind juristische Personen, deren Organe nach demokratischen Prinzipien gewählt werden. Sie verwalten ihr Eigentum selbständig und führen die Verwaltungsge​schäfte nach dem Prinzip der Dezentralisierung. 

Im Gegensatz dazu weisen die Bezirke der zehn anderen Kantone eher die Struktur einer territorialen Entflechtung auf, womit gemeint ist, dass die Verwaltungseinheit keine eigene Rechtspersönlichkeit hat, sondern von einem vom Kanton dazu bestimmten Beamten geleitet wird, der die Anweisungen der kantonalen Regierung an Ort zu befolgen hat. Man kann daraus aber nicht etwa schliessen, dass es um eine perfekte Übereinstimmung mit dem System der Entflechtung geht. In der Tat, auch wenn die Vorsteher der Bezirksverwaltungen als Vertreter der Kantonsregierungen eingesetzt werden, sind sie, zumindest in den Kantonen, in welchen sie vom Volk
 gewählt werden, doch auch gewissermassen politisch legitimiert und nehmen somit in der strikten kantonalen Verwaltungshierarchie eine Sonderstellung ein.

2.2. Die Vorsteher 

In den meisten Kantonen, die eine dritte Stufe kennen, sind die Regierungsstatthalter Vorsteher der Bezirksverwaltungen
. So ist es in Bern, Luzern, Solothurn (Oberamtmann), Freiburg (Oberamtmann), Basel-Land (Statthalter), St.Gallen (Bezirksammann) (gemäss der noch geltenden Verfassung), Aargau (Bezirksamtmann) und Waadt. 

Drei Kantone, nämlich Zürich (Statthalter), Thurgau (Bezirksstatthalter) und Wallis, haben eine kollegiale, lokale Verwaltung, einen eigentlichen Bezirksrat, dem der Regierungsstatt​halter vorsteht. 

In allen Kantonen (ausser im Wallis) hat der Regierungsstatthalter den Status eines Staatsangestellten, welcher, zumindest teilweise, denselben Regeln unterworfen ist wie das übrige Staatspersonal. In den Kantonen Zürich (Statthalter), Bern, Freiburg (Oberamtmann) Aargau (Bezirksamtmann) und Thurgau (Bezirksstatthalter) wird er vom Volk gewählt, in den Kantonen Waadt, Wallis und Luzern von der Regierung und im Halbkanton Baselland (Statthalter) von der Exekutive und vom Kantonsgericht gemeinsam, weil er da zugleich auch das Amt des Untersuchungsrichters inne hat. 

Im Kanton St.Gallen wird, wie gesagt, der Regierungsstatthalter (Bezirksammann) vom Volk gewählt. Weil durch die neue Kantonsverfassung die Bezirke aufgehoben sind, wird es fortan auch keine Regierungsstatthalter mehr geben. Dasselbe gilt für Solothurn, wo die Regierungsstatthalter (Oberamtmänner) vor der Veränderung der Organisationsstruktur ebenfalls vom Volk gewählt wurden.

Soll man die schweizerischen Regierungsstatthalter in den wenigen Kantonen, in denen sie zu finden sind, als Staatsangestellte, losgelöst von der staatlichen Macht, betrachten, etwa so wie die Kommissare der Republik in Frankreich? Ein solcher Vergleich wäre kühn
, gerade wegen der politischen Legitimität, die bestimmten Regierungsstatthaltern durch das allgemeine Wahlrecht zugute kommt, aber auch wegen der Kompetenzen und wegen der Autonomie über die sie in gewissen Bereichen verfügen. 

Es gibt aber in einigen Kantonen eine gewisse Ähnlichkeit mit dem französischen System, so in Freiburg, Bern, Waadt und, in vermindertem Mass, auch in Aargau und Zürich. Hier ist der Regierungsstatthalter im jeweiligen Bezirk gleichsam Ausführungsorgan der kantonalen Regierung und er wird, neben der Erfüllung anderer spezifischeren Aufgaben, mit der Gesetzesanwendung und der Aufsicht über die Gemeinden betraut. So ist es auch im Wallis, wo die Aufgabenstellung aber nicht etwa den entsprechenden Gesetzesbestimmun​gen zu entnehmen ist, wohl aber der Praxis. 

Eine solche Analogie darf natürlich nicht systematisch vorgenommen werden. Im Kanton Thurgau (Bezirksstatthalter) oder in Basel-Land (Statthalter) zum Beispiel sind die allgemeinen Verwaltungskompetenzen der Regierungsstatthalter fast vollständig verschwunden und zwar zugunsten von Polizeiaufgaben und Gerichtstätigkeiten. Die baselländischen Regierungsstatthalter üben vor allem das Amt des Untersuchungsrichters aus und haben für Sicherheit, Ruhe und Ordnung zu sorgen.

2.3. Die Änderungen innerhalb der letzten Jahre 

Die Institution « Bezirk » zeichnet sich durch grosse Stabilität aus und dies trotz der Tat​sache, dass intensive Diskussionen über die Veränderung der herkömmlichen Aufgliederung des Staates geführt wurden (und noch immer geführt werden) und zwar in vielen Kantonen,
2.5. Tabellen mit zusammenfassender Übersicht 

Kantone mit bloss zwei staatlichen Funktionsebenen 

(anders gesagt, Kantone, die nur aus Gemeinden bestehen und demnach keine Bezirke haben):

UR 


(20 Gemeinden)



Art. 45 KV

NW


(11 Gemeinden)

OW


(  7 Gemeinden)



Art. 2 KV



GL


(29 Gemeinden)



Art. 68 KV


ZG


(11 Gemeinden)



Art. 24 KV


BS



(2 Gemeinden 
) 

SH


(35 Gemeinden)



Art. 89 I KV

AI



(6 Gemeinden)




Art. 15 KV


AR


(20 Gemeinden)



Art. 3 KV


SG neu

(90 Gemeinden)



Art. 121 nKV


GE


(45 Gemeinden)

Kantone mit drei staatlichen Funktionsebenen 

(anders gesagt, Kantone, die eine Zwischenebene zwischen den Gemeinden und dem Kanton haben):

Kantone, deren Zwischenebenen keine lokale Verwaltung haben:

TI



(8 Bezirke)





Art. 21 KV

JU



(3 Bezirke)






NE


(6 Bezirke)





Art. 4 aKV / 88 nKV ( Art. 2 Gemeindegesetz

Kantone deren Zwischenebenen eine lokale Verwaltung und deren Bezirke einen Regierungsstatthalter haben:

BE


(26 Bezirke)





Art. 3 II, 93 KV + Art. 38 Organisationsgesetz

LU


(5 Ämter)





Art. 23 KV

FR


(7 Bezirke)





Art.  
SO


(5 Amteien/10 Bezirke)

Art. 43 KV

BL


(5 Verwaltungsbezirke)

Art. 41 KV

SG alt

(15 Bezirke)





Art. 110 I KV

AG


(11 Bezirke)





Art. 103 KV


VD


(19 Bezirke)





Art. 21 KV 

Kantone, deren Zwischenebenen eine lokale Verwaltung haben und deren Bezirke von einer Kollegialbehörde verwaltet werden:

ZH


(12 Bezirke)





Art. 43 - 46 KV, § 1 Bezirksverwaltungsgesetz

TG


(8 Bezirke)





Art. 56 KV

VS


(13 Bezirke)





Art. 66 KV

Kantone, deren Zwischenebenen den Status der juristischen Person haben:

SZ



(6 Bezirke)





Art. 22 - 23 KV


GR


(14 Bezirke und 39 Kreise)



besonders auch im Wallis. Obwohl man nicht von einer Tendenz sprechen kann, kommt man nicht umhin, eine beginnende Abwendung von der Institution « Bezirk » festzustellen, dies obwohl dafür –noch?- keine klare Ersatzstruktur gefunden worden ist.

Die radikalste diesbezügliche Änderung seit zehn Jahren ist, worauf wir bereits hingewiesen haben, die Aufhebung der Bezirke im Kanton St.Gallen. In Neuenburg wurde die letzte Präfektur, die von Montagnes, aufgehoben. Damit zählt Neuenburg nun zu denjenigen Kantonen, deren Zwischeninstitutionen nicht über eine allgemeine lokale Verwaltung verfügen.

In den anderen Kantonen sind die Änderungen kaum nennenswert. So nahm im Kanton Graubünden die Anzahl Kreise leicht ab, es gibt deren noch 11, statt wie zuvor 14. Ähnlich erging es dem Kanton Bern, der nun einen Bezirk weniger hat. In Zürich ist die Situation gerade umgekehrt, hier wurde ein zusätzlicher Bezirk geschaffen. 

2.4. Die vorgesehenen Änderungen 

Zur Zeit sind in mehreren Kantonen Verfassungsgremien an der Arbeit und aus ihren Texten wird ersichtlich, mit welch äusserster Vorsicht sich jene äussern, welche sich an dieses Thema wagen. Dies bedeutet, dass es sehr schwierig ist, sich über die künftige Entwicklung zu äussern. 

So hat der freiburgische Verfassungsrat nicht die Absicht, den Kanton in neue Gebietseinheiten einzuteilen. Obwohl die damit beauftrage Kommission recht radikale Schlussfolgerungen gezogen hat, scheint sich bis zur Stunde niemand um deren Umsetzung zu kümmern. Im Jahre 1848 wurden aus den 13 Bezirken, die 1831 entstanden sind, neu 7 Bezirke geschaffen, und diese bestehen heute noch
. Zu jener Zeit lag der Grund für die Verkleinerung der Anzahl Bezirke darin, dass es schwierig war, kompetente Leute für die Ausführung der zahlreichen Aufgaben zu finden. Es gab nur wenige Gebildete im Kanton. Heute wird die jetzige Gebietseinteilung wohl kaum in Frage gestellt. Es geht hier um ein politisch sehr heikles Thema. Im kleinsten Bezirk, in jenem von Vivisbach, hat die Bevölkerung eine besondere Treue zu ihrem Gebiet entwickelt (Details dazu unter 4.7.). 

Ganz anders sieht es im Kanton Waadt aus, in welchem der Verfassungsrat die Anzahl Bezirke von heute 17 auf 8 bis 12 zu vermindern beabsichtigt. In Erahnung hitziger Auseinandersetzungen wurde noch keine feste Zahl genannt. Diese neuen Bezirke würden den bestehenden Wahlkreisen entsprechen; gegebenenfalls sollte es jedoch zusätzlich die Möglichkeit geben, Unterbezirke zu schaffen, wie dies im Kanton Freiburg der Fall ist (Details dazu unter 4.8.). 

Im Kanton Zürich wurden vor nicht allzu langer Zeit die « Bezirksführungsstäbe » abgeschafft, und in etlichen Diskussionen ging es dabei auch um die Bedeutung der Bezirke
. Die Regierung hielt jedoch betreffend Bezirke fest, dass sich ausschliesslich der Verfassungsrat mit dieser Frage auseinandersetzen werde. Die Abschaffung dieses Stabes innerhalb der Organisation für den Katastrophenfall habe nichts mit der Frage über die Zukunft der Bezirke zu tun.

3. Kapitel. Die Bedeutung der Bezirke (und der Regierungsstatthalter)

3.1. Die Bezirke im schweizerischen System 

Der Bezirk – den es, wie gesagt, bloss in 15 Kantonen gibt – ist eine Verwaltungseinheit. Aus zwei Gründen ist es in der Schweiz nicht einfach, diesen Begriff zu umschreiben, etwa indem man den rechtlichen Status festzuhalten oder die Verwaltungsorganisation darzulegen versucht. Zum einen liegt es daran, dass die Kantone im Rahmen ihrer Autonomie die Organisation ihrer politischen und verwaltungsinternen Struktur frei gestalten können. Dies bringt jeden Versuch einer Verallgemeinerung zum Scheitern. Zum andern können bestimmte Gegebenheiten nicht einfach unter einen juristischen Begriff subsumiert werden. Die Autonomie in geographischer, politischer und kultureller Hinsicht umfasst mehrere Sparten, und dies trägt zur Einzigartigkeit eines jeden Kantons bei. Auf lokaler und regionaler Ebene können die Eigenheiten einer einfachen Gebietseinheit, die nicht einmal eine eigene Verwaltung hat, erstaunlich vielfältig sein. 

Möchte man nach juristischen Kriterien Unterscheidungen vornehmen, kann man sagen, dass in den beiden Kantonen (Schwyz und Graubünden), deren Zwischeneinheiten den Status einer juristischen Person haben, das System der Dezentralisierung herrscht. 

In den anderen Kantonen geht es eher um eine territoriale Entflechtung. Mit anderen Worten geht es da um Gebietseinheiten, die nicht den Status einer juristischen Person haben. Die Bezirke unterstehen da einem Mitglied der kantonalen Behörde, welches die Anweisungen der kantonalen Regierung zu vollziehen hat. Hieraus darf man aber nicht etwa schliessen, dass dieses System einem vollständigen System der Entflechtung entspricht. Den Bezirksvorstehern, die vom Volk gewählt werden, steht immerhin eine gewisse politische Legitimität zu, und sie stehen damit etwas am Rande der rein hierarchischen kantonalen Verwaltung. Bei der Ausübung ihrer Aufgaben steht ihnen eine gewisse Autonomie zu, die einem «gewöhnlichen» Mitglied der kantonalen Behörde normalerweise nicht zusteht. Hinzu kommt noch, dass Bezirke, auch wenn ihnen keine Rechtspersönlichkeit zuerkannt wird, sehr oft über gute lokale Organisationen verfügen, die sie befähigen, den Bürgern u.a. die notwendigen Institutionen wie Spitäler oder Schulzentren anzubieten. 

3.2. Die Aufgabenbereiche der Bezirke – im Idealfall

Diese sind sehr unterschiedlich. Mehrere Kantone haben im Rahmen eines Versuches, die Aufteilung ihrer Gebiete neu zu gestalten, über die Aufgabenbereiche der Bezirke nachgedacht. Bisher ist diesbezüglich der Kanton Schwyz an der Spitze. Er hat eine Aufgabenliste erstellt, die eine regionale Organisation (in diesem Fall geht es um Bezirke) im Idealfall erfüllen soll
. Es geht um folgende Bereiche:


- erstinstanzliches Gericht;

- wichtige Verbindungsstrassen;

- öffentliche Verkehrsmittel;

- Gewässerhoheit;

- Abfall- und Abwasserentsorgung;

- stationäre medizinische Grundversorgung;

- Oberstufenschulen;

- Sportförderung.

Dieser Kanton hat auch Kriterien ausgearbeitet, die bei der Festlegung der Grenzen eines Bezirkes eine massgebende Rolle spielen sollen
:

- ein zusammenhängendes bestmöglichst genutztes Gebiet
;

- betreffend Grösse vergleichbare Einheiten;

- Nutzenströme für gemeinsame Einrichtungen;

- unter Nachbargemeinden bereits bestehende Zweckvereinbarungen. 

Würde man nun im Kanton Schwyz die Gebietseinteilung nach diesen Kriterien vornehmen, ergäben sich etwa 3 bis 5 Bezirke mit je 20’000 bis 50’000 Einwohnern. Eine derartige Neuaufteilung ist bekanntlich politisch sehr umstritten.

3.3. Die heutigen Aufgabenbereiche der Bezirke 

Diese sind in den verschiedenen Kantonen so unterschiedlich, dass eine verallgemeinernde systematische Erfassung nicht möglich ist. Und gerade die Frage um diese Aufgabenbe​reiche bringt zwei entgegengesetzte Elemente ins Spiel, die zu den politischen Schwierig​keiten auf diesem Gebiet beitragen. 

Zum einen ist es unmöglich eine räumliche Aufgliederung zu schaffen, innerhalb der alle staatlichen Tätigkeiten erfasst werden können. Der Bezirk kann für eine bestimmte Anzahl staatlicher Aufgaben aufkommen, aber es wird immer noch zusätzlicher Einheiten bedürfen, die andere Tätigkeitsbereiche auffangen, seien es etwa die Schul-, Forst, oder Polizeikreise etc. 

Zum andern gilt, dass die Institution Bezirk in Frage gestellt wird, wenn sie nicht klar als Leistungserbringer auftritt. Es ist daher unerlässlich, dass die Regierung dem Bezirk einen möglichst grossen Aufgabenbereich zuordnet, selbst wenn sie weiss, dass es nicht möglich sein wird, diese Einheit so auszugestalten, dass sie jegliche Staatsaktivität abdeckt. 

3.3.1. Freiburg als Beispiel

Im Kanton Freiburg haben die Bezirke sehr viele Aufgabenbereiche. Der Vorsteher des Departements des Innern, Herr Claude Yerly, der die Bezirke als Träger der staatlichen Aufgaben versteht, teilt sie wie folgt ein:

• spezifische Aufgaben, die das Polizeiwesen und das Handelsregister betreffen

• dem Regierungsstatthalter (Oberamtmann) eigene Aufgaben und

• territoriale Aufgaben wie Wahlen und Gerichtsorganisation.

Es ist aber in der Praxis höchst selten so, dass in einem Bezirk all diese Aufgabenbereiche erfüllt werden können. Nun soll jener Bereich näher betrachtet werden, der sowohl der heikelste als auch der wichtigste ist. 

3.3.2. Der Wahlkreis

Er erfüllt eine zentrale aber auch heikle Aufgabe. Die Aufgabe des Wahlkreises ist zentral, weil ihr der Bürger diese Bedeutung einräumt, wie dies etwa im Kanton Wallis der Fall ist. Die Gebietseinteilung in Wahlkreise kann, wenn sie gut durchdacht ist, dem Minderhei​tenschutz dienen
. Der Wahlberechtigte wählt diejenigen, die ihn vertreten sollen, in seinem Bezirk und diese Tatsache kann ganz natürlich einen engen Bezug des Wählers zu seinem Bezirk schaffen. Die Aufgabe der Wahlkreise ist auch heikel, weil die Unterschiede unter diesen Gebietseinheiten sehr gross sein können und die daraus entstehenden Beanstandungen oft erste Argumente zur Aufhebung dieser Einheiten oder zur Neuein​teilung des Kantonsgebietes bilden.

So erging es dem Kanton St.Gallen, als dem Vorschlag zur Neueinteilung der Wahlkreise der Versuch folgte, den Kanton in einzelne Regionen aufzuteilen (der übrigens misslang). 1994
 wurde der Regierungsrat mittels einer Motion aufgefordert, eine globale Lösung betreffend Aufgabenbereich und Organisation der Bezirksämter auszuarbeiten. Mit der Begründung, dass am 21. November 1994 eine Diskussion zu diesem Thema stattfinden würde, wurde diese Motion (mit Einverständnis des Motionären) zurückgewiesen. Der Verfassungsentwurf der Verfassungskommission vom 1. Juli 1998 legte in Artikel 64 sechs Regionen fest. Drei davon bildeten je einen Wahlkreis und drei weitere je zwei Wahlkreise, was zu total 9 Wahlkreisen führte. Aber diese komplizierte Einteilung, in welcher sich die Regionen nicht mit den Wahlkreisen deckten, wurde von den Gemeinden nicht gebilligt. Sie wurde denn auch nicht in die endgültige Version der Kantonsverfassung aufgenommen. Hier werden bloss noch acht Wahlkreise aufgeführt. 

In Neuenburg war es denn auch der grosse Unterschied zwischen den Bezirken/Wahlkreisen Val-de-Travers (mit 8 Grossräten) und Neuenburg (mit 30 Grossräten), welcher einige Verfassungsratsmitglieder veranlasst hat, diese Institution in Frage zu stellen. Aus politischen Gründen wurde dieses Thema in diesem Rahmen alsdann nicht weiter behandelt. Hingegen wurde das Gesetz über die politischen Rechte am 23.01.2001
 in dem Sinne geändert, dass man von einer Mindestanzahl von 8 Grossräten pro Wahlkreis ausging. Damit sollte verhindert werden, dass es zu einer Sitzverschiebung von den Aussenbezirken hin zugunsten der Bezirke Neuenburg und Boudry (den Seeuferbezirken) kommt. Zu bemerken ist, dass diese Vorarbeiten zur Gesetzesänderung eine Zeit lang suspendiert worden waren, weil man auf den Text der neuen Verfassung warten wollte. 

Im Kanton Freiburg erachtet die Verfassungskommission, dass eine Diskussion, bei der es einzig um die Wahlkreise geht, den Identitätsverlust ausgleichen könnte, den die von ihr vorgeschlagene Aufhebung der Bezirke auslöst. Mit anderen Worten soll der Aufgabenbereich „Wahlkreis“ alle anderen Aufgabenbereiche (der Bezirke) übertreffen. Diese Auffassung vermochte allerdings das Plenum nicht zu überzeugen (vgl. 4.7.).

Im Kanton Waadt schliesslich schlägt der Verfassungsrat eine Verminderung der Anzahl Bezirke vor. Aber weil die bestehenden Bezirke gleichzeitig auch Wahlkreise sind, würde damit die ganze Wahllandschaft verändert. Dies könnte den Streit aus der alten Beziehung der Rechts-/Linkskräfte zwischen dem Gewicht der Städte und des Hinterlandes wiederaufflackern lassen. Wie wir dies nachfolgend im Detail sehen werden, kann die Neueinteilung des Territoriums und die Änderung bestehender Grenzen zu politischen Komplikationen führen.

3.3.3. Verwaltungseinheit 

Es geht hier um die Verwaltungstätigkeit der Bezirke. Sie wird auch in jenen Kantonen geleistet, die das Amt des Vorstehers abgeschafft haben (vgl. 3.6. die Aufgaben der Vorsteher).

Es ist auch die wesentliche Funktion, die der aargauische Regierungsrat in Beantwortung einer Interpellation
 den Bezirken zuordnet. Hier werden allerdings zwei Dinge auseinandergehalten. Der Bezirk hat zwar eine grosse Bedeutung im Rahmen des Vollzuges des Zivil- und Verwaltungsrechts und des Strafprozesses, aber viele Amtsstellen des Kantons folgen nicht mehr der Einteilung des Kantonsgebietes in Bezirke sondern anderen Einteilungskriterien, so etwa betreffend das Schuldbetreibungs- und Konkurswesen, die Forstkreise, den Strassenunterhalt oder die öffentlichen Arbeitsämter. Das letzte vom Interpellanden aufgeführte Beispiel betrifft das Zivilstandswesen, das fortan auf vier Zivilstandsämter verteilt wird, und somit wiederum nicht die Bezirksgrenzen berücksichtigt. Die Regierung gibt hierfür den Grund an, dass die Bezirke eine allzu unterschiedliche Bevölkerungsdichte aufweisen, und dass somit die Verteilung der Zivilstandsämter auf die einzelnen Bezirke nicht sinnvoll wäre.

3.3.4. Das Kreis- oder Bezirksgericht 

In Graubünden bilden ausschliesslich Gerichtskreise die Zwischeninstanzen zwischen Kanton und Gemeinden. So erstaunt es denn auch nicht, dass die geringfügigen Grenzkor​rekturen nicht etwa durch eine Verfassungsänderung eingeführt wurden, sondern durch die Änderung der Gerichtsorganisation. 

Im Kanton Freiburg wurde in dem am 19.06.2001 behandelten Postulat vorgeschlagen, dass das Wirkungsgebiet des Friedensgerichts sich fortan mit jenem des Bezirksgerichts (7) decken solle und nicht wie bisher mit den einzelnen Kreisen (28). Damit sollte die Effizienz des Friedensrichters angestrebt werden. Dieses Postulat weist darauf hin, dass im Kanton Waadt bereits eine Reform eingeleitet wird, mit welcher angestrebt wird, die territoriale Einteilung in Kreise zugunsten der Einteilung in Bezirke aufzuheben. Im vorliegenden Fall scheint eine vorbestehende genau umgrenzte Struktur für eine Effizienzsteigerung geeigneter zu sein, als eine Struktur, die mit weniger Kompetenzen ausgestattet wird.

Im Kanton Neuenburg gibt man sich mit einer Motion ab, welche die Frage aufkommen liess, ob es sinnvoll wäre die Jugendgerichtskreise
 mit den einzelnen Bezirken zusammen​fallen zu lassen. Braucht es nicht eine auf ein Zentrum hin orientierte Struktur? Vor der Annahme dieser Motion war diese heftig umstritten und zwar aus folgenden Gründen: „Es gibt einen Widerspruch zwischen der vom Motionären angestrebten Spezialisierung und dem globalen Herangehen an das Thema, das er «fördern» möchte.“ Noch einmal kommt zum Ausdruck, wie sehr befürchtet wird, dass ein Zusammenfügen von Kompetenzen (in diesem Fall sind es die Gerichtskompetenzen) dem Bedürfnis nach einer bürgernahen Dezentralisierung entgegenwirken könnte. Dieses Bedürfnis, d.h. diese Notwendigkeit ist um so augenfälliger, als dass das Jugendstrafrecht davon ausgeht, dass die persönlichen Umstände des Minderjährigen, mehr als die Straftat selbst, einer sorgfältigen Untersuchung bedürfen. Es soll eine Lösung gefunden werden, die vor allem den Bedürfnissen des Minderjährigen und der Dritten, die zu seinem Beziehungskreis gehören, entspricht. 

3.3.5. Die Entwicklungszone 

In bestimmten Fällen, insbesondere was die IHG Regionen (vgl. 6.2. betreffend den Kanton Wallis) anbelangt, wird die « Region » als Entwicklungszone betrachtet. 

In anderen Fällen erfüllt der Bezirk diese Rolle. So im Kanton Freiburg, in welchem der Artikel 15 des Gesetzes über die Oberamtmänner festhält, dass der Oberamtmann zur Entwicklung seines Bezirks beiträgt und im Besonderen die regionale und interkommunale Zusammenarbeit veranlasst und fördert. In diesem Zusammenhang sei die bedeutende Zusammenarbeit der freiburgischen mit der waadtländischen Broye hervorgehoben. Dieser Aufgabenbereich ist natürlich besser zu bewältigen, wenn der Vorsteher vom Volk gewählt wird. Im Kanton Waadt beschäftigt sich der Vorsteher auch von Amtes wegen mit der Entwicklung seines Bezirkes, aber da ist diese Aufgabe zweitrangig. 

3.4. Blick auf Europa

Was auch immer die Rolle der Regierung (in diesem Fall auf nationaler Ebene, aber Mutatis mutandis gilt dies auch auf kantonaler Ebene) sein mag, welche sie im politischen System zu spielen gedenkt, diese Rolle muss mindestens in zweifacher Hinsicht auf das Wesentliche ausgerichtet sein; erstens auf die Gewährleistung der demokratischen Prinzipien und zweitens auf die Sicherstellung des Wohlbefindens der Bürger. Die ganze Problematik dreht sich nun um die Interaktionen dieser beiden Aspekte: Demokratie und Dienstleistung. Die europäischen Experten kamen zum Schluss, dass Effizienz und Legitimität Hand in Hand gehen. Dies führt zur Überlegung, dass, wenn ein System allzu unbestimmt ist, um effizient arbeiten zu können, es diesem an Legitimität fehlt, und dass es dann letztlich in Frage gestellt wird. Man darf aber auch nicht vergessen, dass eine auf die Spitze getriebene Suche nach Effizienz (vor allem, wenn man aus demokratischer Sicht unzweckmässige Umgruppierungen vornimmt) auch negative Auswirkungen haben kann und dass dann ebenfalls die Legitimität verloren geht. Es geht denn auch darum, diese Überlegungen sorg​fältig gegeneinander abzuwägen. 


3.5. Die Aufgabenbereiche der Behörden, welche den staatlichen Zwischeneinheiten vorstehen – im Idealfall 

« In einem föderalistischen System ist meines Erachtens der Regierungstatthalter (Oberamtmann) nicht wegzudenken»
Maurice Ropraz

Hier ist es unerlässlich, den grundlegenden Unterschied (auf den wir nochmals zurück​kommen werden) hervorzuheben, der zwischen den Vorstehern besteht, die von der Regierung ernannt werden und denjenigen, die vom Volk gewählt werden. In den Kantonen, in denen er vom Volk gewählt wird, steht er gewissermassen zwischen Stuhl und Bank, handelt er ja einerseits als höheres Behördenmitglied und andererseits als Volksvertreter. 

Die Anzahl Kantone, die einen vom Volk gewählten Vorsteher haben, ist relativ gering. Ab dem 1. Januar 2003 werden es insgesamt nur noch fünf sein (ZH, BE, FR, AG und TG). Indessen, berücksichtigt man die Eigenheiten der zürcherischen, aargauischen und thurgauischen Vorsteher, die nicht die Rolle spielen, die den Vorstehern im Kanton Wallis zuzugestehen wäre, dann gibt es nur noch die Kantone Bern und Freiburg, welche diesbezüglich aussagekräftige Bestimmungen liefern können, weil die Aufgabenbereiche ihrer Vorsteher in einem Gesetzestext festgehalten werden.

Von beiden genannten Kantonen ist der Kanton Bern besonders interessant, dessen spezifischer Erlass auch der jüngere ist (1995). Er berücksichtigt die neue bernische Verfassung (welche, wie gesagt, am 1. Januar 1995 in Kraft trat). Welches ist denn nun der Hintergrund dieses jüngsten themenspezifischen Gesetzes? In der Botschaft zum Entwurf kann man deutlich erkennen, dass versucht wurde, die Macht des Regierungsstatthalters zu stärken und seine Stellung als Verwaltungsgerichts-, Exekutiv- und Verwaltungsbehörde aufzuwerten. 

Im Kanton Freiburg, und zwar im Bezirk Greyerz, wurde im Dezember 2001 ein neuer Vorsteher (Oberamtmann), Maurice Ropraz, gewählt. Er übte zuvor in Bulle die Anwaltstätigkeit aus. Nach 100 Tagen Amtszeit als Oberamtmann haben die Aussagen des frisch gewählten Vorstehers einen ganz speziellen Wert:

« Solange wir in einem föderalistischen System leben ist meines Erachtens das Amt eines Oberamtmannes unabdingbar, und eine sanfte Zunahme seiner Aufgaben ist voraussehbar. Gemäss Ansicht der Mehrheit der Mitglieder der Verfassungskommission soll jedoch die Institution des Oberamtmannes verschwinden. Die Aufhebung dieses Amtes würde von den Regionen wohl kaum gebilligt, tritt doch der Oberamtmann gleichsam als ihr Vertreter auf.»

Aber der neue Oberamtmann spricht auch über die in diesem Zusammenhang uns interessierende Problematik, nämlich über die (Neu-) Definition der Bezirke:

« Der Verfassungsrat muss  langfristige Entscheidungen treffen. Wenn er zu starre Strukturen wählt, können keine dauerhaften Lösungen gefunden werden. Dies bedeutet, dass die Verfassung alsdann wiederholt revidiert werden müsste. Schaffen wir also vorerst starke lokale Einheiten durch Zusammenschlüsse. Was letztlich wichtig ist, ist nicht die Anzahl Bezirke oder Gemeinden wohl aber, dass es genügend tatkräftige Gemeinschaften gibt, die den Bedürfnissen der Bürger gerecht werden können. 

Von der inneren Perspektive aus betrachtet, ist eine signifikante Änderung des Systems, z.B. durch die Einführung einschneidender Bestimmungen auf Verfassungsebene, politisch nicht wünschenswert (vgl. u.a. 4.7.). Andererseits ist es klar, dass die vielen Aufgabenbereiche, die dem freiburgischen Oberamtmann zugeteilt werden, nicht einfach so gestrichen werden können, ohne dass man sich Gedanken darüber macht, wie sie ersetzt werden könnten. Diese Überlegungen führen ganz im Gegenteil dazu, dass man sich bewusst wird, wie viele für die Allgemeinheit nützliche Aufgaben er zu erfüllen hat. 

So ist es nicht erstaunlich, dass der Kanton Wallis eine Aufwertung der Bedeutung des Regierungsstatthalters vorsieht.

3.6. Die heutigen Aufgabenbereiche der Behörden, welche den staatlichen Zwischeneinheiten vorstehen 

Wir haben bereits darauf hingewiesen, dass elf Kantone bloss in Gemeinden eingeteilt sind, und nicht auch noch in Bezirke, und dass diese logischerweise auch den Status des Regierungsstatthalters nicht kennen. Hinzu kommt, dass die Zwischeneinheiten von drei weiteren Kantonen keine eigene Verwaltung haben. Somit gibt es also bloss zwölf Kantone, bei denen man den Status des Vorstehers untersuchen kann. Und wegen der Verschieden​artigkeit der einzelnen Systeme kann auch keine zusammenfassende Aussage über die Aufgabenbereiche gemacht werden. Und hinzu kommt noch, dass, weil erst noch nicht allen Bezirken ein Regierungsstatthalter vorsteht, man dazu verurteilt wird, die aufzuzählenden Aufgabenbereiche bloss den jeweiligen Behörden zuzuschreiben, die den Bezirken vorste​hen. Und zu guter Letzt gibt es erst noch bloss drei Kantone, die in dieser Angelegenheit ein Gesetz erlassen haben (Bern, Freiburg und Waadt)
.

ZH

Den zürcherischen Bezirken steht ein Kollegialorgan, der Bezirksrat, vor, ihm obliegt vor allem die Aufsicht über die Gemeinden; das Statthalteramt ist eine weitere Bezirksbehörde und ihm obliegt vor allem die Aufsicht über die Ortspolizei und das Feuerwehrwesen.

BE

Den 26 Bezirken steht je ein Regierungsstatthalter vor. Letztere haben die verschieden​sten Aufgabenbereiche zu erfüllen, die im oben erwähnten Gesetz umschrieben werden (vgl. 3.5.). 

LU

Dem Luzerner Bezirk (Amt) steht der Amtsstatthalter vor, der eher eine Gerichtsfunktion inne hat, und auch der Regierungsstatthalter, der von der Regierung gewählt wird und die traditionellen Aufgaben des Vorstehers im weitesten Sinne ausübt; er hat die Aufsicht über die Gemeinden aber auch richterliche Befugnisse.

SZ

Die Bezirke im Kanton Schwyz unterstehen einer Kollegialbehörde, dem Bezirksrat, der alle zwei Jahre gewählt wird. Dessen Aufgaben werden nicht in einem einzigen Gesetzestext festgehalten; man findet sie in verschiedensten Rechtsquellen und in der Praxis. 

FR

Die sieben freiburgischen Bezirke unterstehen je dem Oberamtmann, der seit 1976 vom Volk gewählt wird. Er hat eine sehr abwechslungsreiche Tätigkeit
 und darüber hinaus gemäss Artikel 15 des Gesetzes über die Oberamtmänner auch die Aufgabe, sich für die Entwicklung der Bezirke einzusetzen und die regionale Zusammenarbeit zu fördern und zu unterstützen. 

SO 

Die Vorsteher der Oberämter (die Verfassung sprach bisher von Oberamtmännern) wurden vom Volk gewählt; sie übten sowohl politische, wie auch richterliche Funktionen aus, aber es scheint, dass ihnen keine Kompetenz im Bereich der interregionalen Zusammenarbeit übertragen wurde. 

BL

Der Kanton Basel-Land ist in fünf Verwaltungsbezirke eingeteilt, diese spielen als Gerichts​kreise eine Rolle aber auch als Notariats- und Konkurskreise. 

Ein Statthalter steht jeweils dem  Verwaltungsbezirk  vor. Er ist Untersuchungsrichter und führt zusätzlich die Aufgaben aus, die ihm die Gesetzgebung überträgt. Zur Erfüllung seiner Aufgaben kann er die Unterstützung der Kantons- und Ortspolizei einfordern.

Ausserdem gibt es sechs Bezirke (zu den fünf Verwaltungsbezirken kommt noch der Bezirk Binningen dazu), die je eine Bezirksschreiberei mit einem Bezirksschreiber  haben. Diese befassen sich mit notariellen Fragen, mit dem Grundbuchregister und mit erbrechtlichen Angelegenheiten, sowie mit weiteren Aufgaben, die ihnen die Gesetzgebung überträgt. Und zusätzlich führen sie ein Betreibungs- und Konkursamt. 

GR

Obwohl der Kanton Graubünden zu jenen zwei Kantonen gehört, bei denen die « Bezirke » eine eigene Rechtspersönlichkeit haben, ist hier der « Bezirk » einzig ein Gerichtskreis. 

AG

In den elf aargauischen Bezirksämtern werden die Bezirksamtmänner vom Volk gewählt. Sie wachen über den „Ordre public“ (z.B. Aufsicht über die Wahlen).


TG

Im Thurgau stehen den Bezirken die Bezirksstatthalter mit je einem Vizestatthalter  vor; beide werden vom Volk gewählt, sie üben Aufgaben in der Strafrechtspflege aus
.

VD

Die waadtländischen Regierungsstatthalter werden vom Staatsrat gewählt. Der Verfassungs​rat schlägt eine Verkleinerung der Anzahl Bezirke von heute 19 auf neu 8 bis 12 (die Spann​weite ist noch offen) vor. Auch möchte er die richterlichen Funktionen der Regierungsstatt​halter aufheben. Aber da die Bezirke gleichzeitig auch Wahlkreise sind, würde die Verklei​nerung der Anzahl Bezirke auch eine Neudefinition der Wahlkreise bedingen. Anscheinend hat sich der Verfassungsrat bis jetzt noch nicht mit dem Umbenennen der Wahlkreise beschäftigt
.

VS

Im Kanton Wallis ist der Regierungsstatthalter der Präsident der Kollegialbehörde, des Bezirksrates. 

NE

Die neue neuenburgische Verfassung, die am 1. Januar 2002 in Kraft trat, teilt den Kanton in sechs Bezirke ein (dies mit Bezug auf Artikel 2 des Gemeindegesetzes vom 21.12.1964). Da die Institution des Regierungsstatthalteramtes aufgehoben wurde, zuletzt mit Montagnes im Jahre 1990, ist der Nutzen einer Einteilung des Kantons in Bezirke in Frage gestellt. 

JU

In diesem Kanton hat die Zwischenstufe keine eigene Verwaltung. Trotzdem gab es im Ver​fassungsrat grösste Diskussionen um ein allfälliges Regierungsstatthalteramt
. Im neuen Kanton Jura gab es nicht nur noch nie einen Regierungsstatthalter, es ist auch jegliche Diskussion darüber total verstummt, dies spätestens seit der Annahme der Änderung der erstinstanzlichen Gerichtsbarkeit durch das Volk am 29.11.1998. 

4. Kapitel. vom Nutzen der Zwischenstufen 

In Anbetracht der historischen, geographischen und sozialen Unterschiede unter den Schweizer Kantonen und wenn man zusätzlich berücksichtigt, dass dort, wo es Bezirke gibt, diese die Frucht eines langen historischen Reifeprozesses sind, sind allgemeine Aussagen betreffend Grösse, Struktur und Nutzen wohl kaum möglich. 

Dennoch haben dies einige Kantone gewagt. Am weitesten kamen diesbezüglich die Kantone Schwyz, St.Gallen, Graubünden und Bern. So verfügt man über Überlegungen, die dem schweizerischen Kontext genau entsprechen und ganz spezifisch sind. Sie sind mit den Überlegungen anderer Länder nicht vergleichbar, weil in unserem Lande so komplexen Strukturen herrschen und auch weil die Gebiete hier unvergleichbar kleiner sind, als anderswo. Hier sei bemerkt, dass die Schweiz nicht grösser ist als eine einzige französische Region oder ein einziges deutsches Land.

	Region
	Bevölkerung (x 1'000)
	
	Region
	Oberfläche (in km2)

	Bayern (D)
	11'049
	
	Karelien (RUS)
	172'400

	Île-de-France (F)
	11'000
	
	Kastillien und Leon (E)
	94'224

	Baden-Württemberg (D)
	10'234
	
	Andalusien (E)
	87'268

	Lombardei (I)
	8'939
	
	Bayern (D)
	70'554

	Niedersachsen (D)
	7'648
	
	Niedersachsen (D)
	47'006

	Andalusien (E)
	7'145
	
	Rhone-Alpen (F)
	43'700

	SCHWEIZ
	7'100
	
	SCHWEIZ
	41'200

	Rhone-Alpen (F)
	5'532
	
	Baden-Württemberg (D)
	35'751

	Piemont (I)
	4'302
	
	Piemont (I)
	25'399

	Kastillien und Leon (E)
	2'562
	
	Lombardei (I)
	23'858

	Karelien (RUS)
	799
	
	Île-de-France (F)
	12'000


4.1. Eine erste theoretische Überlegung 

Zuerst muss die Problematik des Bezirkes wieder in den grösseren Zusammenhang des Föderalismus gerückt werden
. Letzterer hat insbesondere das Ziel das bestmögliche Gleichgewicht zwischen Beanspruchung und Teilnahme und zwischen Identität und Verschiedenartigkeit zu schaffen und zu erhalten
. Die Schweiz ist ein multikultureller Staat und sein Föderalismus hat dem harmonischen Zusammenwirken der unterschiedlichsten Interessen zu dienen. Aus dieser Sicht ist eine dezentralisierte Struktur auf kantonaler Ebene von Vorteil. Dadurch kann bestmöglichst Rücksicht auf alle Besonderheiten genommen werden. Die Erhaltung der Eigenheit und der Respekt vor ihr, die sich über Jahrhunderte gebildet hat, kann den Frieden und die Stabilität gewährleisten. Letzteres ist wiederum der Schlüssel für eine harmonische Entwicklung.

E Contrario kann eine ungleiche Behandlung der einzelnen territorialen Gemeinschaften zu Frustrationen führen. Beispiele hierzu liefern zwei parlamentarische Interventionen aus dem Kanton Jura: « Auf dem Weg zu einer ausgewogenen wirtschaftlichen Entwicklung der jurassischen Bezirke. » und « Aufteilung der staatlichen und halbstaatlichen Arbeitsbereiche unter die Bezirke? ». Ein Satz aus dem zweiten parlamentarischen Vorstoss zeigt die Proble​matik deutlich auf: « Man zählt die Verhandlungen, die im jurassischen Parlament stattfan​den, gar nicht mehr, während welchen die Parlamentarier auf die Tribüne stiegen, um sich darüber zu beklagen, dass ihre Bezirke bei der Verteilung der staatlichen und halbstaatlichen Ämter benachteiligt wurden»
.

Diese Beispiele, die vom Kanton stammen, der zuletzt dem Bund beitrat, zeigen, dass territoriale Gemeinschaften rasch unumgänglich geworden sind, besonders weil sie der schweizerischen Tradition, die Verschiedenartigkeit zu erhalten, entsprechen. Dies wird in der Präambel der Bundesverfassung vom 18. April 1999 so treffend ausgedrückt: 

« im Willen, in gegenseitiger Rücksichtnahme und Achtung ihrer Vielfalt in der Einheit zu leben [...]

gewiss, dass frei nur ist, wer seine Freiheit gebraucht, und dass die Stärke des Volkes sich misst am Wohl des Schwachen »

4.2. Eine zweite theoretische Überlegung: der Kanton Schwyz 

Institutionell gesehen gilt es eine Bezirksorganisation zu fördern, welche zur Entscheid​findung führt und in finanzieller und steuerrechtlicher Hinsicht Autonomie gewährleistet und die geeignet ist, eine kompetente Ausführung der Aufgaben zu sichern. Der Europarat bezeichnet eine solche Organisation als wirksam und zugleich wirkungsvoll. Der Kanton Schwyz hat nicht nur an die Aufgabenbereiche der Bezirke gedacht (cf. 3.2.). Er hat auch die wesentlichen Regelungen getroffen, gemäss denen die Behörden vorzugehen haben, wenn sie eine Neueinteilung des Kantonsgebietes vornehmen und die Grösse eines Bezirkes festlegen. Allgemeiner betrachtet dienen diese Regelungen auch als Massstab für die besten Bedingungen zur bestmöglichen Ausschöpfung des Nutzens der Bezirke. 

(
1. Grundregel: Sinn und Zweck der Zwischeninstanz

Das Ziel der Aufgliederung eines Territoriums soll darin bestehen, dass der Bevölkerung ein Angebot an Dienstleistungen und eine entsprechende Versorgung zur Verfügung gestellt wird, die qualitativ überzeugt und bezüglich Preis/Leistung günstig ist.

(
2. Grundregel: Erfassung der territorialen Institutionen

Die wirtschaftliche Ausrichtung jeder territorialen Neueinteilung muss noch einen politischen und sozialen Aspekt mit einbeziehen. Es geht darum, zu berücksichtigen, dass die Bevölkerung nicht nur bestmöglichst versorgt werden will, sondern auch, dass sie wissen will, wer für die dezentralisierte Versorgung zuständig ist. Die territoriale Neueinteilung muss die territoriale Gemeinschaft stärken, die Mitbeteiligung der Bevölkerung fördern und auf geeignete Art die soziale Identität unterstützen.

(
3. Grundregel: Notwendigkeit der Zwischeninstanz

Wegen ihrer Unterschiede bezüglich geographischer Lage, Oberfläche oder Bevölkerungsdichte können nicht alle Gemeinden innerhalb eines Kantons dieselben dezentralisierten Versorgungs- und Verteilungsaufgaben übernehmen. Einige benötigen betreffend Anziehungskraft und Effizienz eine Anlehnung an eine grössere Zone. Solche regionalen (i.S. von „zwischenistanzlichen“) Aufgaben müssen von Bezirken übernom​men werden können. 

(
4. Grundregel: die Realität der Zwischeninstanz

Wenn es zur Aufgabe der Bezirke gehört, sich effizient um die Versorgung der Bevölke​rung im weiten Sinne
 zu bemühen, muss ihr Gebiet auch eine wirtschaftliche Anzie​hungskraft haben
. Mit anderen Worten, es gehört es sich, dass diese Zwischeninstan​zen „Substanz haben“ (vgl. auch 8.2). 

(
5. Grundregel : die Bezirke müssen über ein entsprechendes Management verfügen

Aus institutioneller Sicht muss diejenige Organisation der Bezirke gefördert werden, die eine Autonomie der Entscheidung und eine finanzielle und steuerrechtliche Autonomie gewährleisten kann. Ebenfalls soll sie eine kompetente Ausführung der Aufgaben garantieren. Um dies zu erreichen schlägt der Kanton Schwyz vor, dass der Bezirksrat (hier sei daran erinnert, dass der Kanton Wallis ebenfalls die Institution des Bezirksrates kennt) als höhere Verwaltungsbehörde der Bezirke so ausgerüstet wird, dass er die Managementaufgaben professionell
 angehen kann. 

Aus den Überlegungen des Kantons Schwyz ergibt sich die Schlussfolgerung, dass es wichtig ist, die Institution des Bezirkes als unersetzbares Zwischenglied zu erhalten, um «über-gemeindliche » Aufgaben erfüllen zu können. Es ist auch darauf zu achten, dass es nicht zu institutionellen und/oder politischen Umwälzungen kommt. Voraussetzung ist auch, dass die Bezirke mit genügend Kompetenzen ausgerüstet werden, und dass sie über ein entsprechendes Management verfügen. Wichtig ist auch, dass ihnen der nötige Spielraum gewährt wird. 

Im Kanton Schwyz würden mit der konsequenten Anwendung dieser höchst spekulativen theoretischen Überlegungen in der Praxis etwa die Hälfte aller Bezirke (von 6 auf 3) verschwinden. Die Umsetzung dieses ehrgeizigen Projektes scheitert daran, dass damit wildeste politische Proteste ausgelöst werden. Vor allem die seit längerem bestehenden Bezirke wehren sich. Man denke etwa an den Bezirk Gersau, der gewisse mittelalterliche Vorrechte geniesst, auf die er auf keinen Fall verzichten will. 

4.3. Bezirk oder Region? Die Diskussion im Kanton St.Gallen 

Im Kanton St.Gallen gab es eine längere Diskussion über die Auflösung der Bezirke zugun​sten der Schaffung von Regionen. Sie dauerte mehr als zehn Jahre. Schlussendlich erwies sie sich als nutzlos, denn es wurde nur die Hälfte des Projektes zu Ende geführt. Wohl wurden die Bezirke aufgelöst aber an deren Stelle wurden keine Regionen geschaffen.

Ein grundsätzliches Element ist in St.Gallen nicht ausser Acht zu lassen. Die Bezirke waren gleichzeitig auch die Wahlkreise und einer der Hauptgründe der Aufhebung dieser Zwischeninstanzen, liegt darin, dass man das ungerechte Wahlsystem nicht mehr länger tolerieren wollte; es gab ja grössere und kleinere Bezirke und die Chance, gewählt zu werden, war in den grösseren Wahlkreisen grösser. Tatsächlich ist der Wahlquotient in einem Kreis mit vielen Sitzen kleiner (z.B. 4% auf 25 Sitze) als in einem Kreis, der nur wenig Sitze hat (20% auf 5 Sitze). Und so ist es aussichtsreicher, sich in einem grossen Kreis zur Wahl zu stellen. Dies widerspricht natürlich dem demokratischen Prinzip der Chancengleichheit.

Die intensiven Diskussionen, die in St.Gallen geführt wurden (wie übrigens auch in Schwyz) haben dazu beigetragen, dass viele Argumente «pro» und «contra» die territoriale Reform gesammelt werden konnten. Auch wurden die Ziele einer Neuaufteilung des Gebie​tes ausformuliert. Durch den Begriff der Region wurde bewusst, dass es zur Schaffung der neuen territorialen Institutionen grössere und homogenere Gebiete braucht, um eine möglichst einheitliche Dezentralisierung der Verwaltung und der Justiz herbeiführen zu können. 

Die Idee war, dass man auf regionaler Basis Strukturen für die Verwaltung und für das Gerichtswesen schaffen wollte, die der Transparenz dieser Institutionen dienen sollten und die sich gleichzeitig an die notwendige Entwicklung zu grösseren wirtschaftlichen und geographischen Einheiten im Kanton hätten anpassen können. Es ging letztlich darum, die Wirtschaftlichkeit und die Effizienz zur Durchführung der anstehenden Aufgaben (Dienst​leistungen) zu verbessern. 

Aber zwischen diesen grosszügigen Ideen und deren Verwirklichung, besser gesagt dem Scheitern an deren Verwirklichung, wird man sich des Unterschiedes bewusst, der zwischen Theorie und Praxis herrscht oder, anders gesagt, man erhält einmal mehr die Bestätigung, dass die Politik nichts mehr ist als „l‘art du possible“ (d.h., dass die Politik nur mit dem rechnet, was möglich ist).

4.3.1. Ein Blick auf die bisherige st.gallische Verfassung 

Seit 1890, Datum des Inkrafttretens der alten Verfassung, haben sich die Verhältnisse derart geändert, dass die Bezirke heute sowohl als Gerichtskreise wie auch als Verwaltungs​einheiten unbedeutende Gebietseinheiten sind.

Den wirtschaftlichen und geographischen Verstrickungen unter den einzelnen Gebieten des Kantons ist es zu verdanken, dass es zu dieser Entwicklung kam. Die Bezirke, aber auch deren Vorsteher (Bezirksammänner) und die Bezirksämter selbst verloren nach und nach an Bedeutung. Diese Tendenz wurde noch beschleunigt, als das Strafprozessrecht total revidiert und als das Verwaltungsverfahren teilweise geändert wurden, beides am 4. Mai 1999. Ausserdem entstanden zahlreiche andere Funktionseinheiten, deren Wirkungsgebiete sich jeweils nicht mehr mit den bestehenden Bezirksgebieten deckten: so die vier «Eichkreise», die sechs Forstkreise, die vier kantonalen Polizeiregionen und – gemäss neuem Strafpro​zessrecht – die vier regionalen Untersuchungsrichterämter. 

Im Geiste des Verfassungsgebers von 1890 sollten die Bezirke hauptsächlich dazu dienen, das Volk mit der Regierung zu verbinden. Doch kam diese Funktion nie wirklich in befriedigender Weise zum Tragen, einerseits weil das Hauptgewicht der Aufgaben der Bezirksverwaltungen nicht mit der Tätigkeit ihres Vorstehers gemäss Artikel 70 der alten Kantonsverfassung übereinstimmte, sondern (obwohl nur teilweise) auf den Zivil- und Strafprozess ausgerichtet waren, und andererseits weil, wie gesagt, in der Zwischenzeit funktionelle Gebietseinteilungen geschaffen wurden, die sich überhaupt nicht nach den Bezirken ausrichteten. 

4.3.2. Der Bericht der vorbereitenden Kommission von 1990 (vVK 90). Die Regionen werden als autonome Gebietseinheiten dargestellt 

Das Auseinanderklaffen der Gebietseinteilung, die vorbestand und derjenigen, die durch die Verfassung vorgesehen wurde, war derart gross, dass die Aufhebung der Bezirke zu einem der Hauptanliegen der vorbereitenden Kommission wurde. Indessen bestand die Lieblingsvariante darin, die Aufhebung der Bezirke mit der Schaffung von Regionen (« Selbstverwaltungskörpern ») zu verbinden. Letztere sollten demokratische Institutionen sein mit je einer Regierung und einem Parlament. Zu dieser Variante gehörte auch die Änderung des « Zweckverbandsrechts ». Dieser Aspekt war wegen der hierfür notwendigen Errichtung einer Zwischenstruktur interessant. In St.Gallen haben die Gemeindeverbände, wie in zahlreichen anderern Kantonen, den Status einer juristischen Person. Es werden diesen jedoch bloss eng begrenzte Kompetenzen eingeräumt. Es geht hier um einfache Gemeindezusammenschlüsse, welche die Erfüllung einer gemeinsamen Aufgabe zum Ziel haben. Es geht nicht um eine eigentliche territoriale Institution. 

4.3.3. Der Regierungsbericht von 1993– Die Regionen entwickeln sich zu dezentralen Verwaltungseinheiten 

Die kantonale Regierung lehnte die Auffassung der vorbereitenden Kommission ab. Sie sah eher eine regionale Vereinheitlichung der dezentral tätigen Staatsverwaltung vor. Sie begründeten dies damit, dass es letztlich darum ging, dass unter den dezentral handelnden staatlichen Verwaltungsorganen Übereinstimmung herrschen solle, um die zur Erfüllung der Aufgaben notwendigen Synergieeffekte zu erreichen. 

Dieser Bericht brachte mindestens fünf Argumente gegen die Schaffung von Regionen vor, sofern darunter territoriale Einheiten mit einer demokratischen Grundstruktur zu verstehen sind:

1) Die Zuweisung von bestimmten Aufgaben an die Regionen könne zu ernsthaften Problemen führen, weil schon bei den bestehenden öffentlichen Aufgaben unklare Kompetenzverflechtungen zwischen Bund und Kanton einerseits sowie Kanton und Gemeinden andererseits vorhanden seien. 

2) Die Schaffung regionaler Einheiten hätte einen nicht zu unterschätzenden Personalbedarf und somit höhere Verwaltungskosten zur Folge. 

3) Aus demokratischer Sicht stelle sich überdies die Frage, ob sich der Bürger mit der neu geschaffenen Region identifizieren könne und ob er demnach zur Mitsprache und Mitarbeit bereit wäre. 

4) Auch innerhalb der staatlichen Struktur der Schweiz könne allenfalls die Einführung einer zusätzlichen territorialen Einheit zwischen den Gemeinden und den Kantonen und dem Bund nicht toleriert werden. 

5) Die Zuweisung von Aufgaben an die regionalen Einheiten, die bisher Sache der Kantone und der Gemeinden waren, könne dazu führen, dass fortan weder die Kantone noch die Gemeinden genügend Handlungsspielraum hätten. Ebenfalls wären Überschneidungen innerhalb der Finanz- und der Steuerhoheit unvermeidlich. Auch sei die allfällige Gefährdung der Struktur und Wirksamkeit der bundesstaatlichen Ordnung für das ganze Land mit in Betracht zu ziehen. 

4.3.4. Die Thesen von 1997 – Die Dezentralisierung der Staatsverwaltung 

Diese Thesen sahen vor, dass auf die Schaffung von Regionen als Verwaltungseinheiten zu verzichten sei. Damit entfällt auch die Nennung bestimmter Regionen als dezentralisierte Verwaltungseinheiten in der Verfassung. Die These Nr. 52 sah lediglich vor, dass die Kantonsverfassung den Gesetzgeber verpflichtete, bei Bedarf dezentrale Staatsverwaltungs​strukturen vorzusehen. 

4.3.5. Die Thesen der Arbeitsgruppen und der Verfassungskommission von 1998 – Die Schaffung von Regionen

Beide Thesen stimmten darin überein, dass Regionen als territoriale Ebene zwischen dem Kanton und den Gemeinden zu schaffen seien. Gemäss Verfassung habe der Kanton seine dezentralen Verwaltungs- und Gerichtsstrukturen soweit als möglich mit den Regionen in Übereinstimmung zu bringen. Als Träger von Verwaltungsaufgaben sollte den Regionen allerdings keine Rechtspersönlichkeit oder Autonomie zukommen. Sie sollten reine Vollzugseinheiten sein und vollständig in die Hierarchie der kantonalen Verwaltung passen. 

Betreffend Einteilung der Regionen gingen die Meinungen in den beiden Thesen jedoch auseinander. Die Verfassungskommission sah sechs Regionen vor, die Arbeitsgruppe acht, wobei jeweils auch die Zuteilung der Gemeinden unterschiedlich erfolgte. 

Einen anderen Streitpunkt gab es betreffend Vergrösserung der Wahlkreise. Die Verfas​sungskommission wollte zu den sechs Regionen neun Kreise, und nach der Arbeitsgruppe sollten die acht Regionen gleichzeitig auch Wahlkreise sein. 

4.3.6. Der Vorentwurf von 1998 – Sechs Regionen als Richtgrössen für die dezentrale Aufgabenerfüllung und die Wahlkreise 

In diesem Entwurf wurde zwar der Kanton in sechs Regionen aufgeteilt, aber deren Bedeutung als dezentrale Verwaltungseinheiten des Kantons war nur noch gering. Es wurde einzig am Grundsatz festgehalten, dass Kanton und Gemeinden bei dezentraler Erfüllung von Kantonsaufgaben die regionale Gliederung berücksichtigen sollten. Aber selbst davon konnte abgewichen werden, wenn die Art der Aufgabe, der wirtschaftliche Mitteleinsatz oder eine wirksamere Aufgabenerfüllung es verlangten. 

Betreffend Gerichtsorganisation verwies dieser Entwurf vollumfänglich auf die Regelungen des Gesetzgebers, ohne etwa auf Regionen hinzuweisen. 

4.3.7. Die Vernehmlassung und die Reaktionen der Gemeinden 

Zur Regionenbildung und somit zur Abschaffung der Bezirke gingen sehr viele Stellung​nahmen ein, viele davon waren negativ. 

Das am meisten vorgebrachte Argument war, dass die Regionen keine Kompetenzen hätten und deren Einführung nur sinnvoll sein könne, wenn in der Verfassung die Funktion der Region genauer umschrieben werde. Ausserdem bemängelten viele Einzelpersonen, dass Regionen und Wahlkreise nicht identisch seien. Einige Gemeinden regten an, zur Beantwor​tung der Regionenfrage die Revision der Strafprozessordnung abzuwarten.

Nach der negativen Haltung vieler politischen Gemeinden kamen gegen Ende des Vernehm​lassungsverfahrens im März 1990 viele Bürger zum Schluss, dass die Regionenbildung überflüssig oder noch nicht ausgereift sei.

4.3.8. Der Verfassungsentwurf von 1999 – Der Verzicht auf Regionen, die Aufhebung der Bezirke und die Bildung von acht Wahlkreisen 

Unter Berücksichtigung der oben erwähnten unterschiedlichsten (negativen) Reaktionen verzichtete man im diesem Verfassungsentwurf auf die Schaffung von Regionen. In Art. 26 wird einzig noch der Grundsatz zur dezentralen Aufgabenerfüllung festgehalten. 

4.3.9. Die Regelung der dezentralen Ausführung von Verwaltungsaufgaben 

Diesbezüglich hält Art. 27 der neuen Kantonsverfassung von SG Folgendes fest: 


Art. 27. Der Kanton erfüllt Staatsaufgaben dezentral, wenn insbesondere die Art der Aufgabe, wirtschaftlicher Mitteleinsatz oder wirksame Aufgabenerfüllung es verlangen. 

4.4. Sachliche Schwierigkeiten bei der Verankerung von Regionen in der Verfassung: Schlussfolgerungen des Kantons SG nach 10-jähriger Diskussion 

Eine erste Schwierigkeit bei der Schaffung von Regionen im Rahmen der Gesamtrevision der Kantonsverfassung bestand darin, dass man diesen Regionen möglichst viele Funktionen zuzuweisen hätte, um ihnen damit ein Gewicht und eine Identität zu verleihen, welche erst die Verankerung auf Verfassungsstufe rechtfertigen würden. Ideal wäre es gewesen, wenn die Region gleichzeitig die Funktion einer dezentralen Verwaltungsstelle, eines Gerichts- sowie Wahlkreises hätte übernehmen können
. Diese drei Funktionen in Übereinstimmung zu bringen, erwies sich aber in politischer Hinsicht als kaum durchführbar. Zudem wären dazu bedeutende institutionelle Anpassungen in der Verwaltung und im Gerichts​wesen nötig geworden. 

Ausserdem kann man sich fragen, ob eine Verfassungsbestimmung, welche die dezentrale Aufgabenerfüllung des Kantons auf der Ebene von Regionen vorschreibt, nicht zu starr geworden wäre, um auch in Zukunft den je nach Sachgebiet sich ändernden Verhältnissen gerecht zu werden. Geht es aber andererseits einzig um eine Empfehlung zuhanden des Kantons, dass bei der Aufgabenerfüllung die regionale Gliederung mitzuberücksichtigen sei, dann müsste es mangels Verbindlichkeit einer solchen Empfehlung
 auch nicht einmal eine Verfassungsnorm dazu geben. 

Zur Umgehung dieser Schwierigkeiten hat der Verfassungsentwurf von 1999 die dezentrale Erfüllung von Staatsaufgaben im geographischen Umfeld zwischen Kanton und bestehenden Gemeinden in verschiedener Hinsicht erleichtert:

•
durch Unterstützung der (unumgänglichen) Zusammenarbeit der Gemeinden (Übertra​gung oder gemeinsame Erfüllung von Aufgaben, Schaffung von Gemeindeverbänden);


•
durch Förderung der Gemeindefusionen.

4.5. Entsprechende Überlegungen des Kantons Graubünden, die ebenfalls auf die Schwierigkeiten eines solchen Vorhabens hinwiesen 

Die Bezirke sind hier zwar einzig als Gerichtssprengel ausgestaltet und dennoch können den Arbeiten zur Reform der bündnerischen Gerichtsorganisation
 einige interessante Überlegungen entnommen werden.

Um eine effizientere Organisation und eine Verbesserung der Rechtsprechung zu erreichen, drängt sich aus der Sicht der Justiz eine neue Gebietseinteilung in Bezirke als Gerichtssprengel auf. Ausgangspunkt sind dabei einerseits die objektiv vorgegebenen Strukturen und andererseits das Ziel, welches mit einer Reorganisation angestrebt werden soll. Für kleine Gerichtssprengel ist die Möglichkeit gering, geeignete Personen zu finden, die richterliche Erfahrung entweder mitbringen oder sich erarbeiten können, um dann eine sowohl wirksame wie auch speditive Prozessleitung und Geschäftsführung erreichen zu können
.

Die flächenmässige Grösse kann selbstverständlich nicht für sich allein massgebendes Kriterium für die Festlegung eines Gerichtssprengels sein. Es müssen auch geographische, sprachliche, ethnische und historische Gesichtspunkte berücksichtigt werden. 

Eine allfällige Neuorganisation des Kantons, sei sie eine innere oder äussere Umgestaltung, stellt eine der Schlüsselaufgaben im Rahmen der Totalrevision der Kantonsverfassung dar. 

Diesbezüglich sei daran erinnert, dass das Volk am 28. September 1997 das Vorhaben zur Erarbeitung einer Totalrevision der Kantonsverfassung gutgeheissen hat, und dass seither durch eine Teilrevision der Verfassung, die auf den 01. Januar 2001 in Kraft trat, bereits eine Reorganisation des Gerichtswesens eingeleitet wurde.

Eigentlich strebte der Kanton Graubünden mit der Totalrevision der Kantonsverfassung eine Neueinteilung der Gerichtssprengel und des Kantonsgebietes an, beides unter einheitlicher Terminologie (Bezirke/Regionen). Dieses Ziel erwies sich als unerreichbar, da die diesbezüglichen Arbeiten der Verfassungskommission nach mehr als einem Jahr zu keinem konkreten Resultat führten. Auch erwies sich die Frage nach der Neuaufgliederung der Verwaltung des Kantons als politisch umstritten. Und so entschied sich Kanton ungeachtet der möglichen Vorteile einer Bezirkseinteilung und eines erheblichen Koordinationsbedarfes, die Reorganisation des Gerichtswesens nicht weiter zu verzögern. Das damit eine allfällige Neueinteilung im Zusammenhang mit der Verfassungsrevision wiederum einer Anpassung der Gerichtsorganisation bedürfen würde, wurde damit in Kauf genommen. Aber die vorgenommenen Änderungen dürften aufgrund der geographischen Gegebenheiten als geringfügig zu qualifizieren sein.

Bei den Änderungsvorschlägen, die während der Behandlung der Vorlagen zur Reform der Gerichtsorganisation vorgebracht wurden, wurden zwei grundsätzliche Überlegungen gemacht.

•
Die bestehenden Kreise sollen bei der Bezirkseinteilung nicht etwa so aufgeteilt werden, dass die eine Gemeinde eines Kreises dem einen Bezirk, die andere Gemeinde desselben Kreises aber einem anderen Bezirk zugeteilt wird (es sei daran erinnert, dass die Kreise kleiner sind als die Bezirke).

•
Bei den Gerichtssprengeln wurde eine Angleichung an bestehende Regionen angestrebt, soweit es die übrigen Kriterien erlaubten; neue Überschneidungen sollten vermieden und eine spätere Entwicklung nicht etwa erschwert werden. 

Die von der Regierung vorgeschlagenen Änderungen/Zusammenlegungen von Bezirken beschränken sich auf jene Gerichtssprengel, bei denen die Regierung, um eine funktionstüchtige Justiz anbieten zu können, keine andere Lösungsmöglichkeit sah. Obwohl die Notwendigkeit der Verminderung der Anzahl Gerichtssprengel an sich unbestritten ist, gibt es verständlicherweise in den betroffenen Gebieten zum Teil erheblichen Widerstand dagegen.

Die langen Diskussionen führten schlussendlich zu einem bloss mageren Ergebnis:  

Georges Emery zählte 1986 insgesamt 14 Bezirke und 39 Kreise und die Regierung sprach 1999 (S. 149 des Entwurfes) von 11 Bezirken und 39 Kreisen. Letzteres steht auch in den Texten vom Jahr 2000.

4.6. Entsprechende Überlegungen des Kantons Bern – das Aufkommen eines politischen Problems 

Der Kanton Bern befasst sich erst seit Kurzem mit diesem Thema. Das bedeutet, dass die Diskussionen hier noch nicht so weit gediehen sind, wie in den anderen Kantonen. Und doch kann man, was die Annahme des Modells der territorialen Reorganisation anbelangt, bereits ein Auseinandergehen der Meinungen von Regierung und Parlament feststellen (vgl. unten 5.1.2.6. und 7.1.4.).

4.7. Entsprechende Überlegungen des freiburgischen Verfassungsrates – die Schwierigkeiten im Zusammenhang mit der Änderung des Systems 

Im Kanton Freiburg kann man im Zusammenhang mit den Arbeiten des Verfassungsrates deutlich den Unterschied zwischen der Kühnheit des Theoretikers und der notwendigen Zurückhaltung der konkreten Politik beobachten.

4.7.1. Der Bericht der Kommission “Territoriale Gliederung” 

Die Kommission Nr. 7 « Territoriale Gliederung » hat dem Büro des Verfassungsrates ihren Schlussbericht im Dezember 2001 vorgelegt. Er umfasst einen 24-seitigen Text mit neuen Lösungsansätzen und einer Auflistung von Thesen. Auf all die vielen Vorschläge kann in diesem Rahmen nicht eingegangen werden
, insbesondere nicht auf diejenigen, welche die Gemeinden betreffen. Hingegen soll auf das, was die Kommission betreffend die Bezirke schreibt, eingegangen werden: 

„Da die Kommission sich über den gegenwärtigen Status der Verwaltung der Bezirke informiert hat, kann sie erkennen, dass die Bezirke zunehmend an Einfluss verlieren, dies im Gegensatz zu den neueren Strukturen, die aus interkommunalen Abmachungen und Gemeindeverbänden hervorgehen, welche besser organisiert sind und mit gezielteren Einsätzen eine grössere Effizienz erreichen können. So muss man feststellen, dass die Bezirksverwaltungen langsam ihre Bedeutung verlieren, und dass im Gegensatz dazu die interkommunalen Verbände, und mit der Zeit auch die Gemeinden selbst, immer wichtiger werden bei der Dezentralisierung gewisser Staatsaufgaben“. 
In Übereinstimmung mit dieser Tatsache schlägt die Kommission nur gerade vor, dass in einem 10- bis 15-jährigen Zeitraum, der mit der Annahme der neuen Verfassung durch das Volk beginnt, sowohl die Bezirke aufzuheben seien als auch das Amt des Oberamtmannes. Dabei soll vorerst die Anzahl Bezirke schrittweise verkleinert werden. Drei Thesen befassen sich mit diesem Vorschlag:

7.6.1. Das Ziel, das zu erreichen ist, ist ein Kanton, der bloss aus Gemeinden besteht (ohne Verwaltungsbezirke)

7.6.1bis (Variante) Das Kantonsgebiet ist in Verwaltungsbezirke eingeteilt.

7.7.1. In Anbetracht der angestrebten Aufhebung der Verwaltungsbezirke wird es auch das Amt des Oberamtmannes, der für die Verwaltung zuständig ist, nicht mehr geben. 

4.7.2. Die Diskussionen im Plenum 

Im März 2002 wurden im Plenum unter anderem auch diese drei Thesen besprochen. Am 14. März wurden die zwei einschneidensten Thesen mit knappem Mehr, 58 gegen 54 Stimmen, verworfen, dies zugunsten des Status quo.
Gewiss erlitt die neue Verfassung in diesem Bereich einen Rückschlag. Aber im Verlauf des Vernehmlassungsverfahrens kann dieses Thema durchaus wieder an Aktualität gewinnen. Es kann aber nicht übersehen werden, dass ein starkes politisches Signal in einem so heiklen Gebiet vorläufig nicht gegeben werden konnte. Es hätte die Zustimmung einer breiten Mehrheit gebraucht, um einem derartig neuen Projekt zum Durchbruch zu verhelfen. Dies war offensichtlich nicht möglich. Und so könnten nun all diese Bemühungen in Vergessen​heit geraten. Einmal mehr wird klar, wie schwierig es ist, durch Politik ein System verän​dern zu wollen, das sich über eine gewisse Zeitspanne hin im Alltag des Bürgers bewährt hat.

4.8. Entsprechende Überlegungen des waadtländischen Verfassungsrates – die Schwierigkeiten im Zusammenhang mit der Änderung des Systems

Die Internet Homepage des Verfassungsrates weist auf der ersten Seite bereits auf die Bedeutung dieses Themas
 hin, denn es steht dort: 

Dem Verfassungsrat, der am 7. Februar 1999 gewählt wurde und aus 180 Mitgliedern besteht, wird eine Zeitspanne von drei Jahren eingeräumt, um dem waadtländischen Volk den Entwurf der Gesamtrevision der Kantonsverfassung vorzulegen. Ob wichtige grund​sätzliche Änderungen oder bloss oberflächliche Bereinigungen erzielt werden, wird die Zukunft zeigen. Jedenfalls fehlt es nicht an heissen Themen wie etwa die Organisation unserer Institutionen, die Rolle und Aufgabe des Staates, die Individual- und  Sozial​rechte, die territoriale Organisation, der Status der Kirchen und die Aussenbeziehungen des Kantons.

Damit gehört die territoriale Organisation zu einem der sechs grossen Themen der Arbeit des Verfassungsrates. 

4.8.1. Der Vorentwurf der Redaktionskommission 

Die Artikel 178 und 179 des Vorentwurfes halten (wie bisher) fest, dass der Kanton in Bezirke eingeteilt ist, die auch Verwaltungs- und Gerichtseinheiten sind. Es gibt 8 bis 12 Bezirke. In jedem gibt es eine Institution, die « Maison de l’Etat » genannt wird, welche der Bevölkerung dezentrale kantonale Dienste anbietet. 

Die Redaktionskommission hat diesbezüglich nichts Wesentliches geändert. Es wurde nur eine Änderung der Untertitel vorgenommen (« Definition » wird zu « Definition und Funktion » und « Organisation des Bezirkes » wird zu « Anzahl Aufgaben » umgewandelt) und Artikel 179 erhält neu drei statt wie zuvor zwei Absätze. 

4.8.2. Die 1., 2. und 3. Lesung 

In der ersten Lesung vom 29. September 2000 werden die relevanten Bestimmungen in einem Artikel, dem Art. 178, zusammengefasst. Sein Titel ist « Definition, Anzahl und Funktionen ». Es wird nach wie vor festgelegt, dass das Kantonsgebiet in 8 bis 12 Bezirke eingeteilt wird und dass es in jedem Bezirk ein « Maison de l’Etat » gibt. 

In der zweiten Lesung vom 8. Februar 2002 (und auch in der dritten) werden eingreifendere Änderungen vorgenommen. Zuerst verschwindet die Institution « Maison de l’Etat ». Dann wird die Anzahl Bezirke nicht mehr in der Verfassung verankert. Es wird hier auf das Gesetz verwiesen: « Das Gesetz bestimmt die Anzahl Bezirke und die Zugehörigkeit der einzelnen Gemeinden zu einem Bezirk ». Die Bezirke sollen den (bürger-)nahen Staats​dienst gewährleisten.

In der Tat wird der politisch heikle Aspekt in einer übergangsrechtlichen Bestimmung mit folgendem Inhalt (Formulierung der dritten Lesung) festgelegt : 

« Innerhalb der dem Inkrafttreten der neuen Verfassung folgenden zehn Jahre wird der Regierungsrat eine Neueinteilung des Kantons in Verwaltungseinheiten vorschlagen. Ziel ist es, die Anzahl Bezirke zu vermindern. Dabei werden die Bedürfnisse der Bevölkerung und die Vorteile der erleichterten Kommunikation berücksichtigt. Es wird insgesamt acht bis zwölf Bezirke geben. 
4.8.3. Zusammenfassung 

Diese äusserst heikle Frage wird vom Verfassungsrat mit grösster Vorsicht angegangen. Er weiss sehr wohl, dass er die Annahme der neuen Verfassung als Ganzes anzustreben hat, und dass er somit Lösungen vorzuschlagen hat, die politisch akzeptiert werden können. So muss die Tatsache berücksichtigt werden, dass allzu brüske und radikale Änderungen innerhalb der kantonalen Struktur der Annahme der neuen Verfassung entgegenwirken könnten. 


5. Kapitel. Die zur konkreten Situation wichtigsten fragen
des Kanton Wallis 

Die Begriffe « Bezirke » und « Regionen » haben in diesem Kapitel die Bedeutung, die ihnen im Kanton Wallis zukommt. 

5.0. Pro Memoria, eine andere Unterteilung

Die folgende Darstellung wäre unvollständig, wenn man nicht von den drei verfassungs​mässigen Regionen sprechen würde, die in Artikel 52 Absatz 2 der Kantonsverfassung vom 8. März 1907 erwähnt werden. In diesen drei Regionen werden drei der fünf Mitglieder des Staatsrates gewählt. Damit wird sichergestellt, dass das höchste Exekutivorgan diese drei geographischen Einheiten vertritt. 

5.1. Die Bedeutung des Bezirkes als institutionelle Struktur 

Die Diskussionen, die in allen betroffenen Kantonen stattfanden, zeigen, dass in der Tat die Bedeutung des Bezirks in Frage gestellt wurde; es wurden nämlich allerlei institutionelle Varianten überprüft, und dabei nicht zuletzt auch die Möglichkeit der Aufhebung der Bezirke. Zum Schluss erwies sich diese Institution aber als erstaunlich « resistent ». Mit Ausnahme von St.Gallen (aber dort gibt es Anzeichen zu einer besonderen Ineffizienz dieser Institution) haben die Kantone ihre Gebietseinteilungen schliesslich doch nicht verändert, so auch der Kanton Freiburg nicht. Hier hiess es, dass es keine Gründe gäbe, ein System, das sich bewährt habe, zu ändern. 

5.1.1. Die Frage nach der richtigen Grösse 

Über die Grösse muss nachgedacht werden, und wenn es auch nur darum geht, zu erkennen, dass diese Problematik relativ bedeutungslos ist und konkret keine Auswirkungen hat. In der Tat wurden viele Diskussionen zum Thema der idealen Grösse eines Bezirkes geführt
. Allzu oft wurde festgestellt, dass das heutige Bezirksgebiet eher zu klein zu sein scheint. 

5.1.1.1. Eine Meinung aus dem Kanton Freiburg 

"Eine solche Behauptung habe ausschliesslich wirtschaftlichen Charakter und würde bei den Vertretern der kleinen Bezirke keine Gnade finden" glaubt Rose-Marie Ducrot, die Präsi​dentin des freiburgischen Verfassungsrates und Vertreterin des kleinen Bezirkes Vivis​bach
. Sie meint, dass die Gesellschaft die Orientierung verloren habe, und dass dies hauptsächlich dem Umstand zuzuschreiben sei, dass alles rationalisiert und zentralisiert würde. Dies erweise sich bereits heute als Falle. Weil die Politik den Prinzipien der Wirt​schaft folge, würden nun nahe Dienstleitungsstellen wegrationalisiert und damit die Interessen der einzelnen Menschen nicht mehr im Vordergrund stehen. Frau Ducrot stellt sich auch die Frage, ob die Bezirke heute zu klein geworden seien, um eine rationelle Infrastruktur anbieten zu können. Sie stellt aber fest, dass die Gemeinden im Vivisbachbe​zirk es verstanden haben, sich für effiziente Projekte zusammenzuschliessen. In der Tat werde in den Bezirken mehr denn je die Zusammenarbeit nötig. Eine wirksame Dienst​leistung in der Nähe habe man zu erhalten. Es sei zwar ein Luxus, meint Frau Ducrot, aber ein Luxus, den sich ihr Bezirk leisten könne. Heute würden nicht mehr die Eltern bestimmen, wen ihre Kinder zu heiraten haben. Man solle die wirren Vorschläge meiden, die zur Trennung von Volk und Volksvertreter führten. Sie zitiert Jean-François Aubert und meint, dass solange der Volkswille sich nicht rege, man nichts verändern solle, man nicht nach Symmetrie zu suchen habe und auch, dass man nicht zu viele Vorhaben auf einmal anpacken solle.

5.1.1.2. Blick auf Europa 

Die europäischen Experten sind ebenfalls der Meinung, dass die Frage der Grösse
 nicht vorrangig ist. Die von Professor Dafflon und seinen Mitarbeitern an der Universität Freiburg vorgenommenen Untersuchungen haben die jüngsten und umfänglichsten Bemü​hungen zur Ausarbeitung einer Methode zum Inhalt, welche sich mit der Auswertung des Einflusses der Grösse einer Gemeinde auf ihre finanzielle Autonomie befasst. Mutatis mutandis kann diese Forschung auch bezüglich Bezirke angewendet werden. Die Arbeiten haben die tiefgreifenden Unterschiede aufgezeigt, die durch die territorialen Grenzen eines jeden interkommunalen Zusammenarbeitssystems entstehen. Aus diesen Fakten schliesst Professor Dafflon, dass Grösse und finanzielle Autonomie kaum nachweisbar aufeinander einwirken, weil die vorgegebene Ausgangssituation immer wieder diametral anders ist. Die Freiburger Forschungsgruppe hob die Tatsache hervor, dass mit der Verbesserung der finan​ziellen Autonomie der fusionierten lokalen Einheiten die Probleme nicht gelöst werden. Es herrscht demnach zwischen Wirksamkeit und Identität ein Ungleichgewicht, wenn nicht gar eine offensichtliche Unvereinbarkeit. (Vgl. 8.1.).

Was die Grösse der Gebietseinheiten im engeren Sinn anbelangt, haben die europäischen Experten herausgefunden, dass es sehr schwierig ist, hierfür ein allgemein gültiges Konzept aufzustellen. Ihre Definitionen fallen sehr unterschiedlich aus, dies wegen der vielschich​tigen Interessen, die auf dem Spiel stehen, und wegen der jeweils anderen sozialen, politi​schen und wirtschaftlichen Lage.

5.1.2. Gegenwärtige Lösungen 

Im Folgenden werden, was die Gebietseinteilung eines Kantons anbelangt, die möglichen Lösungen aus theoretischer Sicht betrachtet (vgl. 5.1.2.1 à 5.1.2.6.). Alle zeigen auf, dass es in jedem System Vor- und Nachteile gibt, und dass die letztlich getroffene Wahl wohl einer politischen Einschätzung der Lage zu verdanken ist.

5.1.2.1. Erhaltung der bestehenden Bezirke 

Diese Lösung ist auf der politischen Ebene natürlich die einfachste. Aber durch Beibehal​tung alter Strukturen können sich diese als zu klein erweisen und es besteht dann die Gefahr, dass mittel- bis langfristig diese Bezirke zwar eine stolze Tradition vorweisen können, tatsächlich aber kaum mehr Bedeutung haben.

In Freiburg ist es so, dass die Fortführung der Politik der Gemeindefusionen notwendig ist. Mittelfristig werden Rolle und Tätigkeit der Bezirke im Zusammenhang mit der kantonalen Verwaltung neu festzulegen sein, um zu vermeiden, dass sie ihre Aufgaben mit der Zeit nur noch ungenügend zu erfüllen vermögen (Georges Emery). Dies wird unweigerlich dazu führen, dass man dem Oberamtmann zusätzliche Aufgaben übertragen wird. 

5.1.2.2. Aufhebung der Bezirke 

Die im jetzigen Zeitpunkt den Bezirken überbundenen Aufgaben würden damit auf die Gemeinden und auf den Kanton verteilt. Die damit verbundene Stärkung dieser beiden Insti​tutionen wäre ein Vorteil. Falls aber die entsprechenden Massnahmen zur Unterstützung der Gemeinden nicht ergriffen würden, könnte  Gefahr bestehen, dass es zu einer Zentralisie​rung der Aufgaben auf kantonaler Ebene kommen könnte. 

Dies hindert die Grünen im Kanton Aargau in ihrer Motion vom 28. 04.1998 nicht daran, die Anzahl Bezirke um vier Einheiten vermindern zu wollen und in einem zweiten Schritt sogar so weit zu gehen, dass definitiv auf Bezirke verzichtet wird, wie in Neuseeland
.

Der Kanton Freiburg erachtet eine derartige Lösung als Konkretisierung der Prinzipien der Entflechtung und der Dezentralisierung der Verwaltung. Aber sogleich würde die heikle Frage aufkommen, welcher Gebietseinheit denn die spezifischen Aufgaben und/oder die Aufgaben, die zur Zeit von den Bezirken übernommen werden, zu übertragen wären (vgl. 3.3.1.).

5.1.2.3. Gebietseinteilung in neue Bezirke 

Eine solche Lösung ermöglicht Rationalisierungsmassnahmen unter Beibehaltung der Nähe, unter welcher natürlich heute nicht mehr dasselbe zu verstehen ist, wie vor 150 Jahren. Sie wurde von der Kommission des Verfassungsrates als Übergangslösung vorgeschlagen, die mit Rücksicht auf den möglichen Identitätsverlust eine etwas zwiespältige Haltung hat (cf. 3.3.2.).

Diese Lösung wird von der Schwyzer Regierung zweifelsohne bevorzugt. Sie erklärt, dass sie aus wirtschaftlicher Sicht offensichtlich Vorteile bietet. Hierzu müsste die Bezirksein​teilung neu vorgenommen werden. Zum « Bezirk », der auch « Region » heissen könne, würden 20’000 bis 50’0000 Einwohner gehören. Die neuen Bezirke wären gleichzeitig Kompetenzzentren für die interkommunale Zusammenarbeit, die damit zugleich unterstützt würde, so dass diese Lösung schlussendlich die Stärkung der Gemeinden zum Ziel hätte. 

Es besteht aber das Risiko, dass die Durchführung eines solchen Vorhabens auf ernsthaften Widerstand stösst. Und diese Annahme ist nicht bloss theoretisch, besonders nicht im Kanton Schwyz (vgl. Kapitel 6.). 

Im Kanton Aargau wird mit der Motion der Grünen vom 28.04.1998 die Verkleinerung des Grossen Rates angestrebt und gleichzeitig auch die Verminderung der Anzahl Bezirke von heute elf auf neu vier verlangt. Die Argumentation, bei der es um eine Neueinteilung
 geht, gleicht derjenigen des Kantons St.Gallen, wo es allerdings letztlich um die Auflösung der Bezirke ging.

1. Es können damit Ersparnisse erzielt werden, vor allem was die Bezirksgerichte, die Grundbuchämter, die Gefängnisse und die Regionalplanung anbelangt
.

2. Ausser für die Wahlen und Abstimmungen haben die Bezirke nie eine bedeutende Rolle gespielt. Diese ist mit der Globalisierung und der Mobilität je länger je mehr obsolet ge​worden
. 

3. Die Bezirke bilden heute keine Grundlage mehr für die Identifikation der Bürger. 

4. Die angekündigten Sparbudgets haben bereits bezirksübergreifende Zusammenarbeit zur Folge und vier Bezirke würden hier klarere Strukturen vorzeichnen.

5. Eine Verkleinerung der Anzahl Mitglieder des Grossen Rates bei gleichzeitig gleich​bleibender Anzahl Bezirke (11) würde zu einer Art de Facto Quote von 10% führen, was undemokratisch wäre. 

6. Die Grünen wollen letztendlich, dass die Bezirke ganz wegfallen.

Eine zweite parlamentarische Intervention hat im Kanton Aargau
 der Regierung die Möglichkeit geboten, zum Wert der Bezirke Stellung zu nehmen. In der Tat plant die Regierung für die Legislaturperiode 2002-2006 eine strategische Studie, die sich mit der Wirtschaftlichkeit des öffentlichen Dienstes befasst. Deren Ergebnis könnte sehr wohl die Aufhebung der Bezirke und die Schaffung einer gewissen Anzahl Regionen mit Ausrichtung auf den öffentlichen Dienste zur Folge haben. Wohlweislich und im Bewusstsein, dass diese Frage politisch heikel ist, spricht sich die Regierung nicht über eine allfällige Anzahl zukünftiger « Regionen » aus. 

5.1.2.4. Auf heutige Gemeindestrukturen gestützte Regionalisierung

Diese Lösung beinhaltet die Aufhebung der Bezirke und damit die Überweisung aller regionalen Kompetenzen an die Gemeinden. Diese würden aufgerufen, in bestimmten Bereichen zusammenzuarbeiten und der Kanton müsste alles daran setzten, diese Zusammenarbeit zu fördern. Auch müssten geeignete demokratische Formen gefunden werden; so dürfte es dann keine Wahlen mehr geben, die ausschliesslich auf Gemeinde​ebene stattfinden. Eine solche Lösung würde die Gemeinden zweifelsohne stärken. Aber es könnte damit gleichzeitig auch die Gefahr bestehen, dass der Überblick über die Verantwortung einzelner Behördenmitglieder verloren ginge und die Transparenz getrübt würde.

5.1.2.5. Die Institutionalisierung der Bezirke 

Die freiburgischen Experten - wie übrigens zuvor die st.gallische Regierung (vgl. 4.3.3.) – haben eine Institutionalisierung des Bezirkes ins Auge gefasst. Er wäre eine dezentrale Verwaltungsstelle mit Rechtspersönlichkeit geworden. Aber diese Lösung rief wenig Be​geisterung hervor, einerseits, weil die Autorität hätte aufgeteilt werden müssen und andererseits, weil dies eine gewisse Schwere schaffen würde. 

5.1.2.6. Die Schaffung von Regionen 

Die freiburgischen Experten haben, wie jene von St.Gallen (vgl. 4.3.) ebenfalls das Konzept « Region » untersucht. Hier würde es um eine relativ revolutionäre Idee gehen; es ginge darum, die Gemeinden von der gelegentlichen interkommunalen Zusammenarbeit wegzu​führen und eine institutionalisierte Zusammenarbeit anzustreben; anders gesagt, es würde zum Konzept « Region » oder «neue Gemeinde » führen. Der Kanton Bern plant ebenfalls, all seine Bezirke durch fünf Regionen zu ersetzen. Es geht da um das Projekt « Vision », das der Grosse Rat mit der Annahme mehrere Postulate vom 21.11.2001, die in diese Richtung zielen, so benannt hat und das anschliessend von der Berner Regierung sehr heftig kritisiert wurde. 

Bevor die Frage in allen Details weiterbehandelt wird (vgl. 5.2.), kann mit diesen ersten Beispielen bereits gezeigt werden, dass eine derart radikale Änderung nicht so ohne Weiteres über die Bühne geht. 

5.1.3. Die Auswertung der vorgeschlagenen Lösungen 

Die Diskussionen, die in mehreren Kantonen geführt wurden und deren Ergebnisse umgekehrt proportional zur Intensität ausfielen, beweisen, dass man ein solches Problem nicht mit Lust auf Abenteuer angehen soll, und vor allem, dass man die Bezirke nicht leichtfertig aufheben soll. Der Bezirk kann noch gute Dienste leisten, wenn man ihm Kompetenzen belässt.

In der Tat wird der Bezirk erst in Frage gestellt, wenn er aufhört eine lebendige Realität zu sein. Daher hat man ihm Aufgaben und eine genügend grosse Rolle zuzuteilen, so dass seine Existenz gerechtfertigt ist. Ab diesem Zeitpunkt rückt die Frage der Grösse in den Hintergrund, zumal diese territorialen Einheiten in der Schweiz ohnehin unendlich viel kleiner sind als überall sonst in Europa. 

Im Kanton Wallis ist die Beibehaltung der Bezirke vorläufig die beste Lösung. Es soll aber die Nichtbenutzung des Bezirks durch die Bürger aktiv verhindert werden, indem man diese Institution stärkt. Die Stärkung des Bezirkes geht natürlich Hand in Hand mit der Stärkung des Bezirksmanagements, anders gesagt, mit der Kompetenz des Regierungsstatthalters (vgl. 5.4.). Hier muss eine weitere Funktion der Bezirke nochmals in Erinnerung gerufen werden, nämlich die, welche den Schutz der Minderheiten betrifft. Der Minderheitenschutz ist im Wallis wichtig und sollte nie vernachlässigt werden. 

5.2. Zweckmässigkeit der Region als staatliche Zwischeneinheit

Um diese Frage näher zu betrachten, muss vom Begriff « Region », wie er im Wallis zu verstehen ist, ausgegangen werden. Tatsächlich wurde dieses Wort in der Schweiz noch nicht näher definiert. Einen Beweis hierzu könnte die Liste der in die Datenbank des Instituts für Föderalismus aufgenommenen Texte betreffend « Region » liefern
. Diese zeigt, dass der Begriff Region mit allem Möglichen in Verbindung gebracht wird (vgl. auch 4.3, betreffend St.Gallen). Es fehlt diesem Ausdruck eine wirkliche Kohärenz. Dieses Problem existiert auch auf europäischer Ebene. 

5.2.1. Blick auf Europa 

Die Definition der regionalen Zwischenstufe ist eine heikle Angelegenheit, ob es nun um eine Zwischenstufe in den Schweizerischen Kantonen oder in den europäischen Ländern geht. Europa zeichnet sich dadurch aus, dass die dazugehörigen Staaten sich auf äusserst verschiedene Art und Weise strukturiert haben. Selbst ohne auf die Kompetenzen und Funktionen dieser dezentralisierten Einheiten
 einzugehen, kann allein schon die einfache Benennung dieser Zwischenstufen aufschlussreich sein. Neben den Schweizerischen Kanto​nen findet man in Belgien
, in Frankreich
 und in Italien
 Regionen, in Belgien
 Ge​meinschaften, in Spanien
 autonome Gemeinschaften, in Deutschland
 und in Österreich
 Länder und in Spanien
 und Italien
 Provinzen, in Frankreich
 Departemente und in Portugal
 autonome Regionen. Die Vielfalt wird mit den Gebietseinteilungen Englands, Ungarns oder Skandinaviens nur noch grösser selbst ohne Hinzufügen der lokalen Mächte. 

Die grossen europäischen Organisationen haben in Anbetracht all dieser Schwierigkeiten versucht, eine einfachere Einteilung vorzunehmen. So hat die EWG eine dreistufige Unterteilung
. Die Vereinigung europäischer Regionen und das europäische Zentrum für regionale Entwicklung haben eine andere Definition der Region ausformuliert. Diese lautet inetwa « Regionen sind territoriale Einheiten, die unmittelbar dem Zentralstaat unterordnet sind und deren politische Vertretung durch ein Gremium von regional Gewählten ausgeübt wird
 ». Diese Definition ermöglicht es, die Schweizer Kantone, die deutschen und österreichischen Länder sowie die italienischen und französischen Regionen unter diesen Begriff zu subsumieren. 

Mutatis mutandis, die Schweiz bietet ihrerseits vom Konzept her dieselbe Unterschied​lichkeit an. Aber hier verfügt man nicht einmal über die oben zitierte « Minimaldefinition ». Dies zeigt, wie schwierig es ist, sich nach einer Terminologie auszurichten! 

5.2.2. Die Situation in der Schweiz 

Wie dies die Diskussionen des freiburgischen Verfassungsrates vom 4. Oktober 2001 zeigen, besteht eindeutig die Auffassung, dass ein System, das funktioniert, nicht geändert werden soll. So haben die Teilnehmer gezeigt, dass sie gegenüber den fortschrittlichen Vorschlägen des Pilotprojektes in den Ideensammlungen keine Sympathie aufbringen können. Die Vorschläge bestanden darin, dass man die Bezirke durch Regionen ersetzt, denen man erweiterte Kompetenzen einräumt und zwar zu Lasten der Gemeinden, die ihrer​seits dann bloss einfache Exekutivorgane würden (vgl. 5.1.2.4.). 

Diese Einstellung erinnert uns daran, dass die Region nicht Funktionen übernehmen sollte, welche sie in eine Konkurrenzstellung zum Bezirk bringt. Dies würde zu einem bedauerli​chen Kräfteverschleiss führen und auf der Ebene der Zwischeneinheiten für Verwirrung sorgen. (Vgl. 8.2. und 8.3.).

Und übrigens sollte man berücksichtigen, dass das System der « Trilogie » der Ebenen in den schweizerischen Institutionen fest verankert ist: Bund – Kanton – Gemeinden oder dann Kanton – Bezirke – Gemeinden. Natürlich erübrigen sich in den kleineren Kantonen (in Zukunft gehört auch St. Gallen dazu) diese drei Ebenen wegen ihres Umfanges. Das Auftauchen einer vierten Stufe wird in der Regel nicht erwünscht. Die Vermehrung interkantonaler Strukturen, die ein relativ dichtes Netz auf vierter Stufe zwischen den Kantonen und dem Bund bilden, wurden wegen « Demokratiedefizit » kritisiert, ebenso ein Vorstoss betreffend Fusion von Kantonen
. 

Dieses « Trilogie »-Gebilde hat mindestens drei Auswirkungen:

•
Erstens kann man sich weder aus konkreten noch aus politischen Gründen vornehmen, den Bezirk durch die Region zu ersetzen, weil es unmöglich ist, die Region klar zu definieren (vgl. 5.2.). Und wenn dieses Vorgehen ausschliesslich terminologisch motiviert wäre, würde damit nichts erreicht. 

•
Zweitens kann die Region nur eine neue Ebene bilden, womit es dann insgesamt vier Ebenen geben würde. Und die Einführung einer solchen Zwischenstufe müsste mit grösster Sorgfalt vorgenommen werden, um den Bürger nicht zu verwirren (vgl. 5.3. aber auch 7.1.). 

•
Drittens kann der Region bloss eine sehr spezifische, allenfalls nebensächliche Identität zugesprochen werden, etwa in wirtschaftlicher Hinsicht, wie dies z.B. im Wallis bereits der Fall ist.

5.2.3. Die Auswertung der vorgeschlagenen Lösungen 

Wenn man die drei oben erwähnten Auswirkungen berücksichtigt, kann die Region als staatliche Zwischenstufe im Wallis ihren Zweck durchaus erfüllen. In der Tat gibt es hier die Region bereits und sie behauptet sich neben dem Bezirk. Damit würde sich die Einführ​ung einer vierten und neuen Stufe erübrigen und wäre deren Annahme gar nicht erst ein Problem. 

Und ausserdem haben die Regionen im Wallis ganz spezifische Kompetenzen, welche weder die Bedeutung der Bezirke schmälern noch Verwirrung unter den Gemeinden stiften. 

Indessen ist der Ersatz der Bezirke durch Regionen keine einfache Angelegenheit, selbst dann nicht, wenn es, wie in St.Gallen, bloss um eine semantische Verschiebung geht. Zu beachten ist, dass es im Wallis um eine Koexistenz von Bezirken und Regionen geht. 

5.3. Verträglichkeit von Bezirken und Regionen 

5.3.1. Allgemein 

Wie oben besprochen (vgl. 5.2.) kann der Begriff « Region » nur als Ergänzung zum Bezirk aufgefasst werden, weil der Unterschied zwischen Bezirken und Regionen, wegen des Fehlens einer Definition der Region, bloss terminologisch ist. 

Bei dieser Frage geht es nun um das Ausmass der Verträglichkeit dieser beiden Zwischenstufen. Sie kann nur aufkommen, wenn die Kompetenzen beider Stufen ebenso klar umschrieben wie unterschiedlich sind. In der Tat hängt die Legitimität der Zwischenstufe für die Bürger von Einfachheit, Dichte und Verständlichkeit ab (vgl. 5.1.3.). Die Bürger distanzieren sich von Strukturen, die fremd anmuten, schlecht umschrieben sind und denen unklare Kompetenzen zugeschrieben werden. Die Wähler, die schlussendlich zu all den von den Gewählten vorgeschlagenen Systeme Stellung zu nehmen haben, sind, selbst wenn sie eine Evolution befürworten, nicht bereit ein Abenteuer einzugehen. 

Man hat gleicher Meinung wie die waadtländische Regierung zu sein, die zur Beantwortung einer Motion betreffend Bezirke schreibt: « Der Staatsrat hat immer betont, dass mehrere Ebenen notwendig sind, die je einer bestimmten Tätigkeit des Staates entsprechen. Man kann tatsächlich nicht erwarten, dass alle staatlichen Aufgaben auf identische Art und Weise erfüllt werden. Eine solche Betrachtungsweise wäre zu Recht zu technokratisch und der Staatsrat könnte sich dafür wohl nicht einsetzen. Sowohl den Eigenheiten einer jeden Tätigkeit als auch dem regionalen Partikularismus
 muss Rechnung getragen werden. » Diese Überlegung zeigt die « technokratische » Illusion deutlich auf, die darin besteht, zu glauben, dass es etwa ein einziges ideales Handlungsmodell gäbe, um alle Fragen lösen zu können. Die Suche nach dieser Perfektion, bringt bloss Zeitverlust und oft nichts Konkretes und man tut besser daran, die vorhandenen Gegebenheiten zu verbessern.

5.3.2. Blick auf Frankreich 

In Frankreich sind die Departemente und Gemeinden die ältesten dezentralisierten Strukturen. 1982 kamen die Regionen, die neu geschaffen wurden, hinzu. Zu dieser Zeit sprach man sogar von « Regionalisierung ». Aber unglücklicherweise beschränkten sich die Dezentralisierungsgesetze darauf, drei territoriale Einheiten (Regionen, Departemente und Gemeinden) vorzusehen, die parallel und nicht etwa hierarchisch zueinander in Beziehung standen. Es war kein klar ausgedrückter politischer Wille zugunsten einer spezifischen Ebene der Dezentralisation (vor allem zugunsten der Region) vorhanden. Und dies scheint die Kluft zwischen den Prinzipien und den Normen, die in den Jahren 1982 - 1983 eine Dezentralisierung einführten, und dem Verhalten, wie übrigens auch der Mentalität, die sich zunehmend breit machte, zu vergrössern
. Bestimmt ist es der Dezentralisierung zu verdanken, dass das „Lokale“ legitimiert wurde, aber man muss zugleich auch feststellen, dass das territoriale System, das damit entstand, weder geordnet noch klar ist. Die Tatsache, dass man eine bestimmte Einheit nicht privilegieren konnte oder wollte, entpuppt sich als nachteilig, „ist doch die Region nun betreffend Mittel und Aktionsfeld eingeschränkt”
. Die lokalen Spielregeln sind nicht mehr auszumachen – man könnte von institutionellem Dschungel reden – und alle drei Struktureinheiten missachten ihren gegenseitigen Kompe​tenzbereich. Und so kann der Staat das territoriale Gleichgewicht nicht wieder herstellen
, jedenfalls nicht etwa durch Neuordnung und Anpassung seines Verwaltungsapparates. 

Eines der Ergebnisse dieser Situation ist, dass die Bevölkerung der regionalen Demokratie kaum Beachtung schenkt. Die Nachforschungen zeigen, dass die Bürger sich nur wenig um lokale Angelegenheiten kümmern. Fast kann man behaupten, dass es „lokale Wahlen ohne Wähler“ gibt
. Dies führt zu einer „anhaltenden Versuchung, die untergeordneten Einheiten unter die Vormundschaft der übergeordneten Einheiten zu stellen“ und auch zur „ängstli​chen Zurückhaltung der Untergeordneten gegenüber den wirklichen oder vermeintlichen Drohungen in diese Richtung”
.

5.3.3. Blick auf Europa 

Der folgende Abschnitt der Expertenarbeit des Europarates ist vielleicht der wichtigste. Er rechtfertigt die Situation, die im Wallis herrscht, jedenfalls was das Nebeneinander von Bezirken und Regionen anbelangt:

« Wir müssen uns darüber im Klaren sein, dass wir nicht genügend Gründe haben, um die Theorie der Stufen, seien es kleine oder grosse, oder das Prinzip, gemäss dem alles, was klein ist, schön ist, oder umgekehrt, zu bekräftigen. Das Beste ist wahrscheinlich eine Mischung aus Gebietseinheiten verschiedener Stufen. Die Beweglichkeit, die Zusammen​arbeit, die Innovation und die verschiedenen Fähigkeiten sind anscheinend produktive Bestandteile, sowohl in der Politik, wie auch in der Wirtschaft
.» 
5.3.4. Auswertung der Lösungsvorschläge 

In diesem Zusammenhang merkt man sogleich, dass es im Wallis bezüglich Koexistenz von Bezirk und Region keine Probleme gibt. Hier geht es um zwei strukturell sehr verschiedene Einheiten, die einander nicht Konkurrenz machen.

Dies setzt natürlich voraus, dass die Region im Wallis ihren spezifisch wirtschaftlichen Aspekt beibehält, und dass die Kompetenzen einer jeden der beiden Zwischenstufen klar umschrieben werden. 

5.4. Status und Aufgabenbereich(e) der Regierungsstatthalter
 

Was die Regierungsstatthalter anbelangt ist die Situation in den Kantonen sehr unter​schiedlich (vgl. 2.2. und 3.6.). Es gilt zunächst einmal die Tatsache, dass einige Kantone diese Institution schlicht nicht kennen. In den Kantonen, die sie kennen, üben die Regie​rungsstatthalter bisweilen bloss sehr spezifische Funktionen aus, z.B. sind sie einzig im Gerichtswesen tätig. Aber, was auch immer ihre Aufgabenbereiche sein mögen, die Kern​frage, um die es bezüglich Regierungsstatthalter geht, ist, ob sie von der Regierung ernannt oder vom Volk gewählt werden? 

5.4.1. Die Kompetenzen der Regierungsstatthalter 

Die Unterschiedlichkeit ihrer Kompetenzen wurde bereits unter den Ziffern 3.5. und 3.6. aufgezeigt. Im Jahre 1970 hat sich Jean-François Aubert in seiner Arbeit für den Kanton Freiburg Gedanken über die Tätigkeiten der Regierungsstatthalter (Oberamtmänner) gemacht. Damals stand die Änderung des Wahlmodus zur Diskussion (vgl. 5.4.2.2.) : 

« Die Oberamtmänner sind Vermittler zwischen der obersten Behörde und den Bürgern. So ausgeprägt kann dies von keinen anderen Staatsangestellten behauptet werden. Sie müssen in den Bezirken den Willen der Regierung durchsetzen, aber gleichzeitig, und fast im Gegensatz dazu, möglicherweise der Regierung die Meinung der Bürger vorlegen. Sie haben eine Doppelfunktion und ihre Rolle ist so gesehen eher politisch, also nicht rein exekutiv. Es ist daher nichts Ausserordentliches, dass man diese Oberamtmänner so wählt, wie man allgemein die Organe in einer Demokratie wählt»
.

Die neue bernische Verfassung von 1993, die diesbezüglich oft als Vorbild zitiert wird, bietet Gewähr, dass es in jedem Bezirk einen [vom Volk] gewählten Regierungsstatthalter gibt. Der Justizdirektor Marco Annoni sagt: « Die Bezirke entsprechen einer historischen Tradition, und einem politischen Willen und sind tief in der bernischen Mentalität verwurzelt »
.

5.4.2. Die Art, wie der Regierungsstatthalter sein Amt erhält

Unter den Kantonen, welche die Institution des Regierungsstatthalters als Vorsteher des Bezirkes kennen, gibt es solche, in denen dieser von der Regierung ernannt wird (LU, VD und VS, SO seit dem 1. August 2001) und solche, in denen dieser vom Volk gewählt wird (ZH, BE, FR, AG und TG, ohne SO bis zum 1. August 2001 und SG bis zum 01.01.2003 zu vergessen). 

Die Wahl des einen oder andern Systems folgt ausschliesslich politischen Überlegungen. Man muss sich darüber im Klaren sein, dass der Unterschied zwischen den beiden Systemen, deren Ziele einander widersprechen, beträchtlich ist 
. 

5.4.2.1. Die Ernennung durch die kantonale Regierung 

Wenn der Regierungsstatthalter von der Regierung ernannt wird, fällt es ihm natürlich leichter, die Rolle des Vertreters der kantonalen Autorität zu übernehmen. Diese Ernennung ist jedoch aus demokratischer Sicht problematisch. Aus diesem Grunde wurde sie im Kanton Freiburg angefochten. Dieses System wurde da über eine Volksinitiative geändert. Dennoch hat die Ernennung in den Kantonen, in denen so verfahren wird, einen gewissen Rückhalt. So beabsichtigt der waadtländische Verfassungsrat nicht etwa, eine Änderung dieses Systems herbeizuführen. Man muss aber bedenken, dass sich die Zeiten ändern, und dass es zukünftig sicher nicht mehr möglich sein wird, ein Regierungssystem aufzustellen, dass den Vollzug Staatsangestellten überträgt, die den Missi dominici gleichen, die von Karl dem Grossen eingesetzt wurden oder den IGAME
 am Ende des zweiten Weltkrieges. Die Kantonsregierung sieht wohl ein, dass ein [vom Volk] gewählter Regierungsstatthalter seine Wählerschaft allenfalls zum Nachteil der Regierung begünstigen könnte. Aber zur Stunde des « New Public Management » müsste die Kantonsregierung fähig sein, den Nutzen der « agents de liaison » anzuerkennen, die bereit sind, eine Verbindung zwischen den höchsten Behördenmitgliedern und der Bevölkerung herzustellen. 

So hat die Verwaltung des Kantons Freiburg einige Mühe, sich an die Vorrechte zu gewöhnen, die sich die Oberamtmänner bezüglich der Regelung der Landenöffnungszeiten nehmen. Eine Regierung des XXIsten Jahrhunderts sollte solche Begebenheiten nutzen, um auf interessante Weise auf die Problematik hinzuweisen, für die eine politisch-juristische Lösung gefunden werden müsste, statt, wie gezeigt, nach und nach das Szepter aus der Hand zu gebenvon. 

5.4.2.2. Die Volkswahl 

Georges Emery widmet nicht weniger als 12 Seiten seiner Doktorarbeit dem System​wechsel, der im Kanton Freiburg stattgefunden hat, als die Ernennung [des Oberamtmannes] zugunsten der Volkswahl [des Oberamtmannes] aufgehoben wurde. Es wird gezeigt, um welch fundamentale Änderung es hier geht, und legt offen, dass die Folgen zweifelsohne weit bedeutender sind, als man sich dies zunächst vorstellen konnte. 


Eine solche Lösung bringt offensichtliche Vorteile:

· Volkslegitimierung, und somit grössere Autorität;

· Distanzierung von der „machbaren“ Regierungspolitik.

Wenn der Regierungsstatthalter vom Volk gewählt wird, erhält er die Volkslegitimierung, aber es wird damit auch seine Treue zur Regierung einerseits und zum Volk andererseits auf Probe gestellt. Dies ist für den waadtländischen Staatsrat ein Grund, einen Systemwechsel entschieden abzuwehren. Paradoxerweise erachteten es die freiburgischen Experten als wichtig, die Kompetenzen des Oberamtmannes zu erweitern, dies um der Wahl durch das Volk gebührend Rechnung zu tragen
.

Der Kanton Freiburg hatte das System gewechselt, die Ernennung durch die Regierung wurde, wie gesagt, durch die Volkswahl ersetzt. Diese Änderung war das Ergebnis einer Volksinitiative, die massiv unterstützt wurde, wurden doch bei der Abstimmung vom 7. Juni 1970 insgesamt 21’235 Ja-Stimmen und bloss 10’121 Nein-Stimmen gezählt.

Dieser Systemwechsel wurde Gegenstand eines Rechtsgutachtens von Professor Jean-François Aubert. In diesem wurden allerdings eher die technischen Aspekte des Übergangs von einem System zu andern untersucht, insbesondere ging es um die Legalität der Aufhebung einer staatlichen Funktion. 

Die Zweckmässigkeit dieses Wechsels wurde weder kommentiert noch diskutiert. So ging es bei den parlamentarischen Diskussionen denn auch hauptsächlich um technische Fragen und nicht zuletzt auch um das Datum dieses Systemwechsels. Einige Abgeordnete waren der Meinung, dass man die Wähler, die sich für den Wechsel ausgesprochen hatten, nicht allzu lange warten lassen solle, aber eine knappe Mehrheit des Grossen Rates entschied sich dann für das Argument, in welchem es hiess, « dass der Bürger keine schlecht verankerte Institution will, die schlecht vorbereitet wurde und daher auch schlecht funktioniert » (S. 1261). In diesem Zusammenhang hoben einige Abgeordnete hervor, dass das Gesetz über die Oberamtmänner vom 9. Mai 1848 (das in einem historisch spezifischen Rahmen entstanden war) längst hätte revidiert werden müssen, und dass die Erstarrung des Gesetzes entscheidend dazu beigetragen habe, dass die Bürger sich dafür einsetzten, dass der Oberamtmann durch das Volk gewählt werde.

Interessant und bezeichnend ist, dass beim freiburgischen Vorgehen alle Aspekte bezüglich Oberamtmann gleichzeitig behandelt wurden, nämlich die Art seiner Wahl, sein Status sowie seine Kompetenzen. Es dauerte sehr lange, um all diese politisch heiklen Fragen unter einen Hut zu bringen – dies zum grossen Leidwesen gewisser Abgeordneter
 – und es war eine komplizierte Angelegenheit. Aber damit wurde eine äusserst befriedigende und umfassende Regelung gefunden, die nun seit einem Vierteljahrhundert besteht, wie dies die Tageszeitung Le Temps anlässlich der Wahl der freiburgischen Oberamtmänner vom 11. November 2001 hervorhob. 

5.4.3. Die Auswertung der vorgeschlagenen Lösungen 

Die Erfahrungen bezüglich Regierungsstatthalter zeigen, wie gesagt, wie wichtig es ist, die Regelungen, die sie betreffen, in einem festen demokratischen Alltag zu verankern. Sonst wird diese Institution unweigerlich in Frage gestellt. 

Die Wahl oder Ernennung des Regierungsstatthalters folgt rein politischen Kriterien, welche ein kantonsfremder Experte nicht mit der notwendigen Spitzfindigkeit zu erfassen vermag. Gerade die Tatsache, dass die Verfassungsräte der beiden benachbarten Kantone Waadt und Freiburg sich mit ebenbürtiger Einstimmigkeit für je das andere System einsetzen, zeigt, dass dieses Thema bloss in engem Zusammenhang mit den kantonalen Eigenheiten zu verstehen ist. Und doch kann man nicht vergessen, was im Kanton Freiburg geschah, als das Volk einen Systemwechsel herbeiwünschte, mit dem es heute noch zufrieden ist. Dieser Wahlmodus erfreut sich sogar noch zunehmender Beliebtheit. 

5.5. Der zukünftige Regierungsstatthalter 

Die im vorangehenden Abschnitt aufgeworfenen Fragen werden auch im Folgenden wieder aufgenommen. Die gegenwärtigen Arbeiten des freiburgischen Verfassungsrates sind aufschlussreich. Der Wechsel ist hier kein Thema und dies ist wohl dieser fast idealen Ausgewogenheit dieser Institution zu verdanken. So ist es auch in den Kantonen Waadt und Bern (Gesetz über die Regierungsstatthalter von 1995) und dies vermag uns davon zu überzeugen, dass dem zukünftigen Regierungsstatthalter zahlreiche Aufträge zugeteilt werden sollen, oder zumindest möglichst vielseitige Aufträge. 

5.5.1. Die Rolle des zukünftigen Regierungsstatthalters 

Im bernischen Entwurf gibt es hierzu viele konkrete Überlegungen. Bei allen geht es um eine Aufwertung des Regierungsstatthalters. Vor mehr als zwei Jahrzehnten hatte man in Freiburg dieselben Ideen, aber, wie wir gesehen haben, sie führten bezüglich Bezirke zum Status quo. 

So kann man auf diese Frage eine relativ wissenschaftliche Antwort geben, ist ja die Rolle des zukünftigen Regierungsstatthalters mit der Rolle des zukünftigen Bezirkes in Überein​stimmung zu bringen. In der Tat werden die zukünftigen Zwischeneinheiten, welche auch immer sie sein mögen und wie auch immer sie bezeichnet werden, keine Legitimitäts​probleme (und damit Stabilitätsprobleme) haben, insofern sie genügend grosse und weite sowie verschiedenartige Kompetenzen und Funktionen haben. 

Daraus kann man schliessen, dass der zukünftige Regierungsstatthalter ein wichtigerer Mann sein wird, und dass er, mehr denn je, unersetzlich, vielseitig und engagiert zu sein hat. Zusätzlich wird er sich mehr mit seinem Bezirk identifizieren und praxisbezogener arbeiten müssen. Er wird gleichzeitig seine Macht entfalten müssen und dem Bürger nahe zu stehen haben. Seine Stellung zwischen Regierung und Bürger wird ihm bei seiner Aufgabener​füllung einerseits eine Bereicherung einbringen aber andererseits auch Schwierigkeiten bereiten. Im Kanton Freiburg kann man allerdings erkennen, dass der Oberamtmann letztlich doch seinen Wählern näher steht…

5.5.2. Die Bestimmung des zukünftigen Regierungsstatthalters 

Es ist heikel, die ideale Bestimmungsweise des zukünftigen Regierungsstatthalters mit wissenschaftlicher Begründung voraussagen zu wollen. Wie wir dies unter 5.4.2. gesehen haben, geht die Art und Weise, wie er gewählt oder ernannt wird, ausschliesslich auf politi​sche Überlegungen zurück. Und so wird es auch in Zukunft sein. Alles wird demnach vom Resultat abhängen, das man erzielen will. 

Ein Regierungsstatthalter, der von der Regierung ernannt wird, ermöglicht eine Dezentrali​sierung der Verwaltung. Es ist dann aber zu befürchten, dass ihm zu wenig klare Arbeits​bereiche zugeteilt werden, besonders infolge der heutigen Entwicklung der Kommunika​tionsmittel. Eine « reine » (um nicht zu sagen « einfache ») Vertretung der Regierung in ein​em Bezirk war früher sicherlich gerechtfertigt, als die Entfernungen bloss zu Fuss zurück​gelegt werden konnten oder im Ochsenkarren
. In einer Zeit, in der es Handys und Inter​netzugang gibt, ist eine Rechtfertigung dieser Stellvertretung schwieriger, es sei denn, dass die Aufgabenbereiche, die dem Regierungsstatthalter zugeteilt werden, genügend umfangreich sind, um durch Quantität zu kompensieren, was an Qualität verloren ging. 

Ein gewählter Regierungsstatthalter wird immer danach streben, seinen Wählern nahe zu sein. Dies ist ein Grund, warum die Regierungen das System der Volkswahl nicht unbedingt anstreben. So war es in Freiburg eben eine Volksinitiative, die das System geändert hat. 

5.5.3. Auswertung der vorgeschlagenen Lösungen 

Die Wahl zwischen Ernennung und Volkswahl ist eine politische Angelegenheit und folgt nicht etwa rein rationellen Überlegungen; es ist bezeichnend, dass die beiden Verfassungs​räte von Freiburg und Waadt keine Änderung ihres Systems vorsehen, obwohl sie das jeweils andere System kennen. 

Zu Beginn des xxisten Jahrhunderts sollte es ein Vorteil und nicht ein Nachteil sein, über ein Organ, das zwischen Regierung und Bürger steht, zu verfügen. Diese Einstellung macht es demjenigen, der diese Vorsteherfunktion ausübt, nicht leicht, aber sie bietet ihm auch eine Herausforderung. Der Rummel, man kann fast von Leidenschaft sprechen, rund um die Wahlen der Oberamtmänner im Kanton Freiburg ist der beste Beweis dazu. 

6. Kapitel. Die Stellungnahme im Kanton Wallis 

Es ist nicht das Ziel dieser Studie, eine schlüsselfertige Lösung aufzulegen. Es geht hier nur darum, wissenschaftliche Unterlagen zur Bereicherung der Diskussionsbasis zu diesem Thema bereitzustellen. Und genau so, wie die Problematik anderer Kantone behandelt wurde - oder eben nicht -, ist es nun unerlässlich, auch auf die Stellungnahme der betroffenen Organismen im Kanton Wallis einzugehen.

6.1. Der Verband der Regierungsstatthalter 

Der Verband der Regierungsstatthalter erachtet die heutige Situation (8 Regionen und 13 Bezirke) als schwierig  und die Nähe von Region und Bezirk sei ein Grund dafür. Es geht konkret um die « geographische » Nähe (es gibt fast gleich viele Regionen wie Bezirke) aber auch um eine gewisse Überschneidung von Aktivitäten. 

Um diesem Problem abzuhelfen schlägt der Verband vor allem vor, die Anzahl Regionen zu halbieren. Es würde dann einfacher, um die vier verbleibenden Regionen von den Bezirken unterscheiden zu können. 

Ausserdem würde dadurch die Organisation klarer. Die Regionen organisieren sich unab​hängig voneinander, und jeder Region steht ein Regierungsstatthalter vor, der auf Vorschlag der Konferenz der Regierungsstatthalter vom Staatsrat gewählt wird. Und die Aufgaben der untergeordneten Vorsteher werden aufgehoben.

Ungeachtet der Tatsache, dass in dieser Stellungnahme eine drastische Verkleinerung der Anzahl Regionen vorgeschlagen wird, was eigentlich unserem Vorschlag widerspricht (vgl. 8.1) geht es hier ebenfalls in Richtung einer besseren Definition der Aufgaben und einer klareren Rollenzuteilung an die regionalen Behörden, was wiederum unseren Vorschlägen entspricht. 

6.2. Die acht Regionen im Kanton Wallis, insbesondere die Regionen im Oberwallis 

In dieser ausführlichen Stellungnahme wird auf einige Kernelemente der kantonalen Proble​matik bezüglich Regionen hingewiesen. 

Die Walliser Regionen sind eng mit dem Begriff der Regionen des IHG verknüpft. Sie wurden in der Mitte der 70er-Jahre auf Vorschlag des Bundes gegründet und gehören heute zu den 54 Regionen, die im Bundesgesetz über Investitionshilfe für Berggebiete (IHG)
 vom 21. März 1997 aufgezählt werden. Damit hat der Bund den Regionen regionalpolitische und raumplanerische Aufgaben überbunden. Gemäss Artikel 1 sind die Regionen zuständig in Sachen Regionalpolitik, Förderung der regionalen Wirtschaft, raumplanerische Regional​politik und andere über die Gemeinden hinauswachsende Aufgaben bezüglich Umwelt, soziokulturelle Einsätze, Ausrüstung, Infrastruktur und Finanzen.

Man wird sich sehr schnell der regionalen Eigenheiten bewusst, wenn man sich mit den Beziehungen befasst, die zwischen den Regionen und anderen territorialen Einheiten beste​hen. 

Vergleicht man die Regionen mit den Bezirken muss man bedenken, dass diese zwei Institu​tionen grundlegend andere Wurzeln haben. Auf kantonaler Ebene verkehren die acht Regio​nen grundsätzlich mit allen Departementen und deren Verwaltungsstellen, haben aber insbe​sondere Kontakt mit der Dienstelle zur Förderung der Wirtschaft und des Tourismus. Eine noch ausgeprägtere Verbindung besteht aber zwischen den Regionen und dem Bund. Diese besteht hauptsächlich mit dem Staatssekretariat für Wirtschaft (SECO, Secrétariat d’Etat à l’économie), und mit dem Bundesamt für Raumentwicklung. Und schliesslich, obwohl die Regionen des schweizerischen IHG kaum mit den europäischen Regionen verglichen werden können, kann man doch hervorheben, dass die kleine Regionalpolitik, wie sie in unserem Land betrieben wird, durchaus europakompatibel ist.

Indessen kann aus der Stellungnahme gefolgert werden, dass die Leistungen der Regionen viel zu wenig von der Öffentlichkeit wahrgenommen werden, obwohl es regionale Kompe​tenzen und Eigenheiten, besonders bezüglich der wirtschaftlichen Entwicklung, gibt. In Zukunft wird sich also die Kontinuierlichkeit und die Leistungskonstanz durchzusetzen haben. 

Die Erfolge, die in den Regionen in Sachen Regionalpolitik beachtet wurden, haben das Gefühl der regionalen Identität gestärkt und auch deren Notwendigkeit aufgedeckt. Den Gemeinden, die sich regional zusammengeschlossen haben, gelingt es viel besser, ihre Inte​ressen bekannt zu machen. Langfristig wird die Region den Charakter eines Mehrzweck​verbandes annehmen und es werden ihr zunehmend neue Aufgaben und Projekte übertragen. Die Regionen haben eine Entwicklungsstufe erreicht, die sich weit über die einfache Zusam​menarbeit der Gemeinden erhebt, sie werden fortan überblickbar.

Dies bedeutet insbesondere, dass sie bereit sind, neue Aufgaben zu übernehmen, und dass man ihnen zukünftig eine noch wichtigere Rolle zuteilen kann, vor allem im Zusammen​hang mit den Massnahmen, die der Bund zur Bekämpfung der negativen Auswirkungen der Globalisierung in den peripheren Zonen vorsieht. Dies sollte ihnen eine Erweiterung ihres finanziellen Spielraumes einbringen und ihre organisatorische und politische Leistungs​fähigkeit stärken. 

Aber, auch wenn die Region sich nach demokratischen Prinzipien auf die Gemeinden ab​stützt und so fortan legitimiert ist, so bleiben aus organisatorischer Sicht ihre juristischen Formen heterogen; vom Verein über die Genossenschaft gibt es die verschiedensten Varian​ten.

Es scheint uns, dass diese verschiedenen Feststellungen sich unseren eigenen Schlussfolge​rungen stark annähern (vgl. 8.3). Es geht um die Notwendigkeit, die diversen gegenseitigen Kompetenzen der einzelnen territorialen Einheiten besser zu definieren und voneinander ab​zugrenzen, ohne dabei die gegenwärtige Organisation des Kantons zu stören. 

6.3. Die acht sozio-wirtschaftlichen Regionen gemäss Regionalverein
Monthey – St-Maurice – Martigny

Die Stellungnahmen der Regionen beziehen sich auf zwei wesentliche Punkte:

Erstens kann eine Überprüfung des Status der Bezirke in Zukunft nicht mehr vorgenommen werden, ohne dass man dabei nicht auch die heutig Rolle der Regionen und die vielen Vorschläge betreffend der zukünftigen Rolle der Regionen untersucht. 

Zweitens braucht es für jede erneute Überprüfung der Rolle der Regionen eine Analyse, welche natürlich auch die Gemeinden mit einbezieht, und die einen langwierigen und komplexen Prozess durchgeht und auch die neuesten Tendenzen der Wirtschafts- und Regionalpolitik auf kantonaler Ebene und auch auf Bundesebene mitberücksichtigt.

Mangels einer solchen Analyse werden die Vertreter der 8 sozio-wirtschaftlichen Regionen sich nicht auf die Arbeiten der Kommission, die sich mit der Bezirksverwaltung befasst, ein​lassen. 

6.4. Kurze Synthese der drei Stellungnahmen 

Es geht nicht darum, dass wir einen Kommentar über die Frage nach der verlangten Analyse abgeben. Dies wird Gegenstand einer weiteren Arbeitsphase sein. Aber offensichtlich wider​spiegeln diese Stellungnahmen die zweifache Verpflichtung, die allen konkreten Beispielen zu entnehmen ist, die wir bis jetzt untersucht haben. 

Erstens ist es schwierig, eine Umverteilung der bestehenden Strukturen anzustreben, weil sie inzwischen eine Legitimierung erreicht haben (ausser in jenen Fällen, in denen der Versuch gescheitert ist), die sie sowohl der Bevölkerung als auch den Behörden näher bringen. Gewaltsam ein System ändern zu wollen bringt oft erhebliche politische Span​nungen mit sich, die in mehr als bloss undemokratischen Zuständen blockiert werden. 

Zweitens muss man die Strukturen als solche nicht ändern. Eher sollen ihre Funktionen und die Definition ihrer Kompetenzen neu durchdacht und so korrigiert werden, dass ihr Wirkungsbereich besser zu erfassen ist. In diesem Zusammenhang erinnere man sich an die Interpellation im Kanton Graubünden sowie an die Antwort darauf und dann an die lange Diskussion, die darauf folgte
. Hier wird klar dargelegt, dass die Regionen hauptsächlich eine wirtschaftliche Rolle zu erfüllen haben. 

7. Kapitel. Theorie und Praxis 

Nachdem nun die Anworten auf die spezifischen Fragen, die der Kanton Wallis gestellt hat, und auch die Stellungnahmen der meistbetroffenen Organisationen untersucht worden sind, geht es jetzt um Überlegungen zur Umsetzung (Realisierung). In der Tat zeigt die verglei​chende Studie, dass in den Kantonen, die diesbezüglich ernsthaft nachgedacht haben, eine Bresche geschlagen wurde oder anders gesagt die Kluft deutlich wurde, die zwischen den theoretischen Erwägungen und der politischen Machbarkeit besteht. Der Unterschied zwischen den Anforderungen an die Funktionsfähigkeit und Wirksamkeit einerseits und an die Anforderungen an die politische Legitimierung der gegenwärtigen territorialen Struktu​ren andererseits darf keinesfalls unterschätzt werden. Konkret zeigt sich dies in den langen politischen Debatten, die schlussendlich doch bloss zu mageren Ergebnissen führten. Eine solche Zeit- und Geldverschwendung muss unbedingt vermieden werden.

7.1. Auf kantonaler Ebene 

Es gibt zahlreiche Beispiele. Man denke an den Kanton St.Gallen, in welchem während zehn Jahren Diskussionen über die Einführung der Regionen geführt wurden, ohne dass dann schliesslich dabei etwas herauskam (vgl. 4.3.). Aber dieser Kanton ist bei weitem nicht der einzige. 

7.1.1. Solothurn

Man hat auch das Beispiel des Kantons Solothurn zu betrachten, der in drei Bezirke aufgeteilt werden sollte. Dies war von Regierung und Parlament in mühsamer Kleinarbeit geplant worden und wurde dann schliesslich vom Volk abgelehnt. In einer sehr heftig formulierten Motion von 1995
 wurde behauptet, dass für einen kleinen Kanton mit bloss 235’000 Einwohnern eine derart aufgesplitterte Struktur (5 Amteien und 10 Bezirke) total unwirksam sei. Es wurde in dieser Motion die Aufhebung der Amteien und die Verklei​nerung der Anzahl Bezirke von zehn auf drei vorgeschlagen und auch von der notwendigen Verminderung der Anzahl Kantone in der Schweiz gesprochen. In der Beantwortung der Motion hat der Regierungsrat den Antrag auf Ablehnung der Motion gestellt, der dann auch befolgt wurde. Im Prinzip war der Regierungsrat gleicher Meinung wie der Motionär; die Gebietsunterteilungen seien tatsächlich in der heutigen Zeit zu klein. In seiner Antwort führte der Regierungsrat noch aus, dass mehrere Arbeitsgruppen sich mit der Neueinteilung der Kantonsgebiete befassen würden, und dass die Ergebnisse dieser Bemühungen in einem einheitlichen Projekt mit dem Titel „Schlanker Staat“ vorgelegt würden. Aber Tatsache ist, dass schlussendlich bloss eine Liste von wirtschaftlichen Massnahmen vorlag, und dass darin die Neueinteilung des Kantons mit keinem Wort erwähnt wurde. Diese Neuauf​gliederung wurde jedoch in der Änderung des Gesetzes über die Organisation des Regie​rungsrates wiederaufgenommen. Aber schliesslich hat das Volk in der Abstimmung vom 19. April 1999 eine Verfassungsänderung abgelehnt, die eine Verkleinerung der Anzahl Amt​eien und Bezirke auf bloss noch drei vorsah. 

7.1.2. Graubünden

Im Kanton Graubünden wurde an der Volksabstimmung vom 12. März 2000 eine Änderung der Gerichtsorganisation angenommen
. Insofern die Bezirke hier auch Gerichtskreise sind geht es bei dieser Änderung bloss um diese Letzteren. Der Entwurf erklärt, dass die Neuaufgliederung des Kantons Sache des Verfassungsrates sein wird, aber er lässt bereits durchblicken, dass dies nicht eine einfache Angelegenheit sein wird. Bei der Neueinteilung der Gerichtskreise hat sich der Kanton so vorsichtig verhalten, dass das Schlussresultat von heute sich kaum von der Situation, die seit 150 Jahren herrscht, unterscheidet. 

7.1.3. Jura

Der jurassische Verfassungsrat hat sich ebenfalls mit dieser Frage befasst. Der Präsident der Kommission « Gemeinden und Bezirke » meinte dazu: « Wir haben zu diesem Thema sehr viele Sitzungen anberaumt und es scheint, dass die Öffentlichkeit darüber mehr diskutiert hat, als über jegliche anderen Themen»
. Und Jean-Pierre Beuret hat etwas Wichtiges beigefügt: «Die Verfassung hat nicht nur die Bezirke zu erwähnen, sondern muss auch deren Kompetenzen festhalten ». Und noch einmal wird deutlich gemacht, dass ein Bezirk ohne klare Kompetenzen kaum Bedeutung hat. Und dennoch hat der Kantone Jura sich nicht an diese Vorsätze gehalten, denn die Bezirke haben in der Folge kaum Kompetenzen erhalten. Es bleibt einzig die Legitimierung dieser Institution durch das Volk. Die Vorsteher der Bezirke sind jedoch 1998 verschwunden ! 

7.1.4. Bern

Ein anderes aufschlussreiches Beispiel ist auf den Monat Oktober 2001 zurückzuführen. Es geht um die heftige Auseinandersetzung (die, was nicht zu vergessen ist, immer noch anhält) von Parlament und Regierung betreffend des Berichtes, der den Titel « Reform  der dezentralisierten Kantonsverwaltung» trägt. Dieser enthält zwei recht verschiedenen Reformprojekte. Eines davon heisst « Pragmatische Optimierung » und beruht auf den heutigen Strukturen und das andere heisst « Eine Vision – fünf Verwaltungs​regionen » und dieses ist schlichtweg radikal. Am 16. Oktober hat die Konsultativkommission des Grossen Rates einen Planungsbeschluss angenommen, der von der Regierung verlangte, dass sie sich unverzüglich für eine Reform der dezentralisierten Kantonsverwaltung, die auf dem Modell « Eine Vision – fünf Regionen » beruht, einsetze. Am 24. Oktober hat die Regierung einen Entwurf zu einem Grossratsbeschluss vorgelegt, der die Gesetzgebungsarbeiten vorbereitet, die für die Reform nach dem Modell « Pragmatische Optimierung » notwendig sind. Ist es denn überraschend, dass es gerade die Exekutive ist, also diejenige Gewalt, die für die tägliche Ausführung der Verwaltungsarbeiten zuständig ist, die sich für die pragmatische Lösung einsetzt, währenddem der Gesetzgeber, der dem Alltäglichen weniger nahe steht, einen Weg einschlägt, der erstaunlich radikal ist? Dieser Streit verdeutlicht die grundlegend politische Dimension einer territorialen Organisation. Wie kann denn eine so bedeutende Reform zustande kommen, wenn sie auf so wenig Konsens beruht
 !

Die Kantone mit einer Zwischenstufe zwischen Kanton und Gemeinden, die Bezirke und Regierungsstatthaltern haben, sind in der Schweiz, wie gesagt, in der Minderheit. An den zahlreichen Beispielen (es sei insbesondere an den zuvor erwähnten Kanton SZ erinnert) lässt sich erkennen, dass es alles andere als einfach ist, eine Änderung dieser Zwischen​struktur vorzunehmen, und dass grössere diesbezügliche Projekte wohl kaum eine Erfolgs​chance haben. 

7.2. Auf Bundesebene

Man kann den Überblick über die politischen Schwierigkeiten betreffend Zwischenstufen zwischen Kanton und Gemeinden nicht vollumfänglich darlegen, ohne auch einen Blick auf die Situation beim Bund zu werfen. Hier ist die Lage, was die Zwischenstufen zwischen Bund und Kantonen anbelangen, vergleichbar. Dies zeigt eine Umfrage im Kanton GE, die in der Tageszeitung Le Temps  am 2. Oktober 2001 publiziert wurde. Eine verstärkte Zusammenarbeit zwischen den Kantonen, ebenso auch eine Umstrukturierung der Zwi​schenstufen sowie eine Erneuerung des Föderalismus werden als notwendig erachtet. Es gibt jedoch, was die notwendigen Mittel zur Erfüllung dieser Ziele anbelangt, keine einheitliche Meinung. Die Befragten äussern sich bezüglich Zwangsmittel äusserst vorsichtig, als ahnten sie, dass die allfälligen politischen Probleme kaum lösbar sind. 

7.3. Blick auf Europa

Gemäss den Experten aus Europa sollte man sich immer vor Augen halten, dass die lokalen Gemeinschaften vor allem politische Gemeinschaften sind, und dass diese aus wachsamen Bürgern bestehen. Der wirtschaftliche Rahmen und die mehr oder weniger angebrachten Dienstleistungen fallen dabei bloss zweitrangig ins Gewicht. Im ehrgeizigen Streben nach Effizienz muss der Respekt vor der lokalen Geschichte mit einbezogen werden.

Grösse und Demokratie stehen in einem paradoxen Verhältnis zueinander und die Zeitdoku​mente gehen davon aus, dass bei der Verkleinerung der lokalen Gemeinschaften der Demokratie mehr Platz eingeräumt wird. Demnach ist, anders gesagt, die Vergrösserung der Gemeinschaften nicht immer eine gute Lösung. Die Experten meinen, dass die Grenzen, und zwar auf allen Ebenen, ein historisches Erbe darstellen, und dass daher Grenzverschiebun​gen auf der politischen Ebene immer zu Auseinandersetzungen führen
.

Durch Fusionen im Sinne einer Grenzverschiebung entstehen heikle Probleme, und so ist es auf europäischer, wie auch auf schweizerischer Ebene nicht erstaunlich, dass die Zusam​menarbeit unter den Gemeinden als « Allheilmittel » betrachtet wird. «Es besteht eine Ten​denz zur Vermehrung der verschiedensten Mechanismen der interkommunalen Zusammen​arbeit.  Das Aufkommen dieser gemeinschaftlichen Strukturen wird als die perfekte Lösung der Probleme betrachtet, mit denen die kleinen lokalen Gemeinschaften konfrontiert werden. Alle Länder erwähnen in ihren nationalen Berichten dieses Lösungsmodell und gehen davon aus, dass dieses allein flexibel genug ist, um ohne grössere politische Probleme in die Praxis umgesetzt zu werden. Im Bericht der Niederlande steht allerdings, dass die interkommunale Zusammenarbeit wohl einen nützlichen Lösungsansatz bietet, dass sie aber nicht etwa als eine Alternative zu einer neuen Gebietseinteilung zu betrachten ist»
. Man ersieht daraus, dass das System flexibel und leicht abänderbar zu bleiben hat. 

8. Kapitel. Gemeinsame Merkmale

Trotz der Verschiedenartigkeit der kantonalen Systeme, bedenkt man, dass etwas weniger als die Hälfte aller Kantone keine Zwischenstufe kennen, scheinen uns drei gemeinsame Merkmale bedeutend zu sein, die von einem Kantone, der eine neue Gebietseinteilung vornehmen möchte, beachtet werden sollten, bevor er sich in dieses Abenteuer stürzt.

8.1. Die Spaltung von Effizienz und Legitimität, oder der Sieg
der abwartenden Haltung 

Die europäischen Experten haben sich mit der Beziehung von Effizienz und Legitimität auseinandergesetzt: «Der europäischen Erfahrung kann entnommen werden, dass die Auslagen einer lokalen Verwaltung, die durch eine Vielzahl kleinerer Gemeinschaften ausgeübt wird, der Zentralregierung sehr teuer zu stehen kommen. » Offensichtlich ist es Sache der Regierung, die Kompetenzen der einzelnen territorialen Unterabteilungen so zu verteilen, dass Überschneidungen und Doppelfunktionen vermieden werden können. Die Kostenexplosion in der Verwaltung unterhöhlt die Effizienz des Systems. Und die Schweizer Kantone sind sich dessen mehr oder weniger bewusst, was aus der Bedeutung, die einzelne Kantone der Frage der Gemeindefusionen einräumen, zu erkennen ist. 

Diesbezüglich kommen die europäischen Experten zu folgendem Schluss: «Ob die kleinen Gemeinden sich zusammenschliessen sollen oder nicht, und ob der Prozess des Zusammen​schlusses von der oberen Behörde aufoktroyiert werden soll oder freiwillig zu geschehen hat, oder ob durch ‚bessere Praktiken‘ Einsparungen erzielt werden sollen, ob die Effizienz zu Ungunsten der Qualität und der demokratischen Mitbestimmung gesteigert werden soll, sind politische Fragen, die einen politischen Entscheid verlangen. Die Untersuchung kann auf diese Frage keine Antwort geben, sie liefert einzig eine Analyse, die als Basis für die Entscheidfindung mit einzubeziehen ist, dies um unbegründete Entscheide zu vermeiden. » 

Daraus ergibt sich ein Modell einer irgendwie unlösbaren Gleichung mit zwei Unbekannten, nämlich der Effizienz und der Legitimität. Es scheint tatsächlich kein Zweifel darüber zu bestehen, dass grössere territoriale Gemeinschaften sparsamer verwaltet werden können; es können Zwischenauslagen verhindert werden und die Bürger kommen letztlich in den Genuss besserer Dienstleistungen. Und ebenso unbestritten ist, dass Grenzverschiebungen auf Widerwillen stossen, der dem neuen Gebiet seine Legitimität nimmt und damit die Effi​zienz in Frage stellt, die eigentlich erreicht werden wollte. 

«Rationalisierung und Nähe sind einander widersprechende Begriffe». Dagegen kann kein wissenschaftliches Mittel ankämpfen; die Spaltung ist unüberbrückbar.

Das Dilemma kann nur über die Politik gelöst werden. Einzig die politischen Behörden können abschätzen, ob sie die institutionelle Stabilität bevorzugen und den Unmut in der Bevölkerung vermeiden wollen, der zu heftigen Auseinandersetzungen führen kann, oder ob es ihnen hauptsächlich um den wirtschaftlichen Aspekt geht und sie dafür den « politischen Preis » zu zahlen bereit sind. Die politischen Behörden können dann nur hoffen, dass sich die Bürger nach anfänglichem Widerstand ergeben, und dass sie sich von den wirtschaftl​ichen Vorteilen überzeugen lassen. 

Zweifelsohne wird damit die Kraft des passiven Widerstandes der dezentralisierten Gemein​schaften unterschätzt. In Deutschland konnte beispielsweise seit 1949 nichts unternommen werden, obwohl eine Verfassungsbestimmung die territoriale Veränderung der Länder vorsah. Der einzige Versuch, der die Vereinigung der Länder Berlin und Brandenburg zum Gegenstand hatte, wurde in der Volksabstimmung vom 5. Mai 1996 abgelehnt
. Dies zeigt auf, wie wenig begeisterungsfähig die Bürger letztlich sind, wenn es um eine Suche nach Effizienz geht, die den geschichtlichen Prozess ausblendet. 

Die in der Schweiz und in Europa gemachten Erfahrungen zeigen, wie dies der Präsident François Mitterrand sagte, dass es wesentlich ist « der Zeit Zeit zu lassen .» Die kantona​len Strukturen können nur durch einen zeitaufwändigen Informations- und Diskussionspro​zess friedlich und nach demokratischen Prinzipien verändert werden. Die abwartende Hal​tung bietet die beste Lösung an, insofern das Abwarten dynamisch ist und den möglichen Entwicklungen offen gegenüber steht und es nicht etwa die Unbeweglichkeit von Behörden in sich birgt. 

8.2. Warnung vor der Schaffung “leerer” Unterabteilungen 

Wenn einer Zwischenstufe die normative Dichte abhanden geht, führt dies unweigerlich zu Problemen. Territoriale Untereinheiten, die so zu sagen nichts nützen, und die seit langer Zeit bestehen, und nie den Versprechen, die bei ihrer Entstehung abgegeben wurden, nachgekommen sind (SG), haben zweifelsohne früher oder später ein Legitimitätsproblem: Wozu dienen sie? Wäre es nicht weiser, sie aufzuheben? Kommt es durch deren Aufrecht​erhaltung nicht zu unnötigen Ausgaben? Dieser Zustand wird von Georges Emery « Risiko einer ungenügend erbrachten Leistung » genannt. 
Das einzige Mittel, um einer derartigen Infragestellung entgegen zu wirken (oder um sie vorweg zu vermeiden) besteht darin, niemals Untereinheiten zu schaffen, welche nicht über ganz bestimmte, klar bezeichnete und relativ weitreichende Kompetenzen verfügen. Sollten heute solche ungenügende Strukturen bestehen, müsste man ihnen schnellstmöglichst die notwendigen Kompetenzen einräumen, damit sie nicht das Risiko tragen müssen, in Abrede gestellt zu werden. Dasselbe gilt für den Regierungsstatthalter. Das Alter der diesbezügli​chen Gesetzestexte des Kantons Freiburg hatte diese Institution zu Beginn der 70er Jahre arg in Frage gestellt. Seither wird dieser Funktion wieder ein gebührender Platz innerhalb der kantonalen Politik eingeräumt. Aber diese Präsenz besteht nicht nur einfach so, sie muss dauernd wieder erkämpft werden. Dies gilt auch für die freiburgischen Bezirke. Trotz ihrer mehrfachen Rolle und trotz der zahlreichen Arbeitsbereiche, die hier der Regierungsstatt​halter (Oberamtmann) inne hat, steht in Nr. 4 der Ideenhefte, welche dem Verfassungsrat in dieser Angelegenheit als Arbeitsgrundlage dienen, geschrieben, dass « die Bezirke an einem Mangel an Schärfe leiden » (cit. trad.) (vgl. 4.7.). 

8.3. Das Interesse an komplexen Strukturen 

Einer der Gründe, dass in der Schweiz mehrere Versuche, ein Gebiet neu einzuteilen, fehlschlugen, ist darin zu suchen, dass versucht wurde, alle territorialen Probleme mittels einer einzigen Struktur, einer einzigen neuen Aufteilung, zu erreichen. Eine solche Lösung ist, wenn nicht gerade unmöglich, so doch nur mit grössten Schwierigkeiten zu finden. Der Staatsrat des Kantons Waadt und auch die europäischen Experten haben bereits darauf hingewiesen, dass ein Kanton unbedingt über mehrere staatliche Ebenen verfügen sollte. Wenn es nicht möglich wird eine einzelne Gebietseinteilung vorzunehmen, kann es weise sein, deren zwei vorzusehen, wie der Kanton Wallis mit seinen Bezirken und Regionen. 

Unter der Bedingung, dass die zuvor genannten Prinzipien eingehalten werden - d.h. dass nicht « leere » Strukturen geschaffen werden – sollte man nicht zögern, komplexe Struktu​ren zu verwenden. Es ist nämlich ohnehin unmöglich, die ideale Gebietseinteilung zu finden, die alle Fragen und Parteien berücksichtigt und darüber hinaus zu allen Problemen eine Lösung gibt. Und damit kann die Nebeneinanderstellung zweier Arten von Gebietsun​terteilungen, die je klar definiert werden und mit genügend Kompetenzen ausgerüstet werden, sich als sehr günstig erweisen, um verschiedenste Probleme zu lösen. 

9. Kapitel Allgemeine Schlussfolgerung 

Wie heute ein Trend zur Totalrevision der Kantonsverfassung besteht, so besteht auch vermehrt eine Tendenz, die territorialen Strukturen der Kantone verändern zu wollen. Mehrere Kantone sind bereits an der Arbeit oder gedenken zumindest, sich damit aus​einanderzusetzen. Aber, wie Jean-François Aubert dies mit einer gewissen Ironie betref​fend Kantonsverfassung bemerkt, « es ist wichtig, dass man sich nicht von einem verfas​sungsrechtlichen Einheitsgedanken vereinnehmen lässt
.» Übertragen auf die territoriale Organisation ruft diese Überlegung in Erinnerung, dass mehrere Kantone sich auf die ebenso illusorische wie auch hypothetische Suche nach einer neuen territorialen Organisa​tion gemacht haben, die eine Art absolute Effizienz der Verwaltungsorganisation in einem Gebiet hätte erzielen sollen. 

Diese Suche hat zur Publikation zahlreicher Arbeiten beigetragen, die sich mit strukturellen, sozialen und juristischen Aspekten auseinandersetzten. Hierüber sind nicht weitere Ausfüh​rungen zu machen, befinden sich die entsprecheden Unterlagen ja im beiliegenden Dossier, wie etwa insbesondere die der Kantone Bern, Schwyz, Solothurn und St.Gallen. Diese Stu​dien zum Thema Effizienz scheiterten leider an der Rechtswirklichkeit. Es gilt, was schon Konfuzius gesagt hat: « Zwischen der Theorie und der Praxis liegt mehr als die Schicht eines Blattes Papier ». Die Autoren dieser Reformprojekte liessen sich von weltfremden wirtschaftlichen Erwägungen beeinflussen, und Aspekte der Globalisierung und des «New Public Managements» flossen ebenfalls in ihre Arbeiten ein, aber letztlich geschah doch herzlich wenig und die meisten Reformprojekte endeten in Schubladen oder wurden gar verworfen. 

Die Erfahrungen belehren uns, dass das Hauptproblem in der Konkretisierung der Reform​ideen liegt; die Konkretisierung hat über das Stadium der oft allzu spekulativen Entwürfe hinauszugehen. 

So gelangt man zur Schlussfolgerung, dass die beste Methode zur Erreichung einer effizien​ten territorialen Organisation darin besteht, sich auf die bestehenden Strukturen abzustützen, indem man sich aber so organisiert, dass zwei Fallen vermieden werden. Die erste Falle ist die « leere » Struktur, die in den Augen der Bürger nutzlos ist
. Die zweite Falle ist die teure Doppelfunktion, die den Bürgern, weil sie eine Verschwendung öffentlicher Gelder darstellt, ebenfalls missfällt. 

Diese Strukturen haben gleichzeitig auch flexibel zu sein, um sich den zeitlichen Anforde​rungen anpassen zu können, aber einzig gemäss Volkswillen. Somit wird klar, dass die Gemeindezusammenschlüsse gefördert, aber nicht erzwungen werden sollen. Ebenso steht es mit der interkommunalen Zusammenarbeit. 

Man ist sich jedenfalls darüber im Klaren, dass es die ideale Struktur, die alle Probleme zu lösen vermag, nicht gibt. Die kantonale Gebietseinteilung, die grundlegend und exklusiv eine kantonale Angelegenheit ist, ist hauptsächliche ein politisches Unterfangen, und man hat daran zu denken, dass die Politik als „l‘art du possible“ (d.h., dass die Politik nur mit dem rechnet, was möglich ist) definiert wurde. Relativ komplexe Strukturen werden unver​meidbar sein, solange man allen Parametern, ethnischen, sprachlichen, religiösen und kultu​rellen, gerecht zu werden hat, die es in Gebieten gibt, die, wie die Schweizer Kantone, eine lange Geschichte haben und vielfach aufgegliedert sind. Man versteht, warum allzu radika​len Versuche zu Verzerrungen zwischen Theorie und Praxis geführt haben. Gewisse Kanto​ne haben grössere Projekte entworfen, wie zum Beispiel die « Vision » (wie das Projekt in Bern heisst), um perfekte Effizienz zu erreichen. Aber solche Projekt werden, wenn schon, wegen politischer Hindernisse und wegen Indentitätsproblemen wohl nur unter sehr erschwerten Bedingungen in die Tat umzusetzen sein. 

Berücksichtigt man die Erfahrungen, die in mehreren Schweizer Kantonen gemacht wurden, könnte man dem Kantone Wallis Folgendes vorschlagen:

1) Die Zwischeneinheiten, nämlich Bezirke und Regionen, die bereits bestehen, sollen bei​behalten werden. Gleichzeitig sollen diesen Zwischenstufen via Verfassung und/oder Gesetzen, unter sorgfältiger Vermeidung von Doppelspurigkeit, klare und grösstmögli​che Kompetenzen eingeräumt werden. 

2) Dasselbe gilt auch gegenüber der Institution des Regierungsstatthalters. Diese sollte weiterhin zu bestehen. In einem Statut soll die Stärkung der Rolle dieses Vorstehers vorgesehen werden. Die Art, wie das Amt übertragen wird (ob Wahl oder Ernennung) entspricht politischen Kriterien und ist Sache der kantonalen Behörden. Diese sollten, im Fall einer Volkswahl, der Tatsache, dass der Regierungsstatthalter ein Vermittler zwischen Volk und Regierung ist, positiv gegenüberstehen.

3) Das System sollte entwicklungs- und anpassungsfähig sein (und so ist es heikel, die Bezirke und/oder die Gemeinden in der Kantonsverfassung bereits festzulegen), insbe​sondere was die Gemeindezusammenschlüsse und die interkommunale Zusammenarbeit anbelangt. Diese Änderungen sollen indessen nicht aufoktroyiert werden, sondern dem Volkswillen entsprechen, dies um zu vermeiden, dass der wirtschaftliche Vorteil, der durch Einflechten dieser staatlichen Zwischenstufen erreicht werden soll, durch politi​sche Probleme zunichte gemacht wird. 

Granges-Paccot, den 25. April 2002
Institut für Föderalismus

Nicolas Schmitt
Collaborateur scientifique
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Anhang. Rechtsquellen (Verfassungen und Gesetze) sowie themespezifische Informationen

(Stand der Gesetzgebung:1. April 2002)
(Die Texte, die in grauem “Shading” hervorgehoben werden, befinden sich im Zusatzornder)

ZH

Betreffend Bezirke:

Verfassung des eidgenössischen Standes Zürich

vom 18.04.1869; SR 131.211

Art. 43

Der Kanton ist in Bezirke eingeteilt. Änderungen in der bestehenden Einteilung erfolgen auf dem Wege der Gesetzgebung

Art. 44

1 Die Bezirksverwaltung wird durch einen Bezirksrat besorgt, bestehend aus dem Statthalter als Präsidenten und zwei Bezirksräten, denen noch zwei Ersatzmäner beizugeben sind.

[…]

Art. 45

1 Dem Bezirksrat liegt namentlich ob: die Aufsicht über die Verwaltung der Gemeinden und ihrer Güter sowie über das Vormundschaftswsen; der Entscheid öffentlich-rechtlicher Streitigkeiten, soweit er nach Gesetz nicht einer andern Verwaltungsbehörde oder einem Gericht zusteht.

2 Dem Statthalter kommt namentlich die Vollziehung der Aufträge des Regierungsrates zu, soweit die Handhabung der ihm durch die Strafgetzgebung und die Polizeigesetze übertragenen Befugnisse und die Aufsicht über das Strassenwesen.

Gesetz über die Bezirksverwaltung

vom 10.03.1985; GS 173.1

§ 1

Der Kanton wird in die Bezirke Zürich, Affoltern, Horgen, Meilen, Hinwil, Uster, Pfäffikon, Winterthur, Andelfingen, Bülach, Dielsdorf und Dietikon eingeteilt.

[…]

Gesetz über die Bildung eines neuen Bezirks Dietikon und den Übergang der Gemeinde Zollikon vom Bezirk Zürich an den Bezirk Meilen

vom 10.03.1985; GS 173.4


ZH (Folge)

Betreffend Bezirksvorsteher :

Gesetz über die Bezirksverwaltung

vom 10.03.1985; GS 173.1

§ 2

Bezirksbehörden sind insbesondere die Bezirksräte, die Statthalterämter, die Bezirksschulpflegen, die Bezirksjugendkommissionen und die Bezirkskirchenpflegen.

§ 3

Die Bezirksbehörden sind beim Entscheid über eine Strafsache oder ein Rechtsmittel an keine Weisungen gebunden, ausgenommen bei der Rückweisung durch eine höhere Instanz.

§ 5

Die Bezirksbehörden konstituieren sich selbst. Für die Konstituierung und die Geschäftsordnung gelten §§ 57, 58, 62 Abs. 1, 65 – 68 des Gemeindegesetzes sinngemäss.

Die Bezirksbehörden könenn Kontroll- und Aufsichtsbefugnisse einzelnen Angestellten übertragen.

b) Aufgaben

§ 10

Dem Bezirksrat obliegen vor allem die Aufsicht über die Gemeinden und der Entscheid über Rechts​mittel in Gemeindesachen; besondere Bestimmungen sind vorbehalten.

Der Bezirksrat besorgt die Bezirksaufgaben, für die keine andere Behörde zuständig ist.

b) Aufgaben

§ 12

Dem Statthalteramt obliegen vor allem die Aufsicht über die Ortspolizei und das Feuerwehrwesen, der Entscheid über Rechtsmittel aus diesen Gebieten und die Handhabung des Übetretungsstrafrechts; besondere Bestimmungen sind vorbehalten.

Das Statthalteramt kann sich der Hilfe der Polizei und der Gemeidnebehöredn bedienen.

Weitere themenspezifische Informationen, die sich im Zusatzordner befinden:

Interpellation (Moratorium bezüglich Aufgabenbeschneidung der Bezirke während der Arbeiten des Verfassungsrates) und Anfrage (Reformen in der Justiz)

Antwort des Regierungsrates vom 27.09.2000 ; Nr. 285/2000 & 235/2000

Postulat betreffend zukunftstaugliche Verwaltungsstrukturen in Kanton

vom 29.04.1996 ; Nr. 127/1996

Zu diesem Postulat gibt es (vorläufig?) keine weitere Stellungnahme
Anfrage : Bezirksführungsstäbe / Bedeutung der Bezirksebene

Antwort des Regierungsrates vom 03.03.1999 ; Nr. 469/1998 

Artikel aus dem « Quotidien jurassien » vom Samstag, 14.07.2001

« Le Conseil d’Etat zurichois veut remplacer les districts par des régions »

ZU BEACHTEN: es gab in ZH ein

Gesetz über die Reform der Verwaltungsstrukturen

vom 15.03.1998 ; OS 54 517 


BE

Betreffend Amtsbezirke :

Constitution du canton de Berne

du 06.06.1993; RS 131.212

Art. 93

Administration de district
1 Les districts sont des arrondissements administratifs du canton. Ils sont désignés par la loi.

2 Dans chaque district, le corps électoral élit un préfet ou une préfète. La loi peut prévoir une organisa​tion spéciale pour les grands districts.

3 Les préfets et préfètes accomplissent en particulier les tâches suivantes dans leur district:

a. ils représentent le Conseil-exécutif;

b. ils veillent à la bonne marche des affaires dans l'administration de district et exercent la surveil​lance sur les communes;

c. ils octroient les autorisations et sont autorités d'approbation, de justice administrative ou d'exécu​tion dans les cas prévus par la législation;

d. ils sont autorités de police et accomplissent, dans les situations extraordinaires, des tâches de direction des opérations et de coordination.

4 La loi détermine quelles sont les autres autorités de district élues par le corps électoral.

Art. 94

Exécution régionale de tâches cantonales
Des tâches cantonales déterminées peuvent être assumées à un niveau régional si la loi le permet.

Loi sur l'organisation du Conseil-exécutif et de l'administration (Loi d'organisation, LOCA)

du 20.06.1995; RSB 152.01

Art. 38

1 Les districts sont les arrondissements administratits décentralisés ordinaires du canton.

2 Le territoire cantonal se subdivise en 26 districts […]

[…]

Art. 39

Les tâches de l'administration de district sont définies dans la législation spéciale.

Betreffend Regierungsstatthalter:

Loi sur les préfets et les préfètes (LPr)

du 16.03.1995 ; RSB 152.321

Article premier

1 Le corps électoral élit un préfet ou une préfète dans chaque district.

Was die Aufgaben anbelangt vgl. hiervor Art. 93 der Verfassung. 


BE (Folge)

Weitere themenspezifische Informationen, die sich im Zusatzordner befinden:

A) Parlamentarische Vorstösse

Postulat vom 01.07.1997: Centralisons mieux

Antwort des Regierungsrates vom 11.02.1998 ; P 122/97

Motion vom 03.04.2000 : Réforme des districts

Antwort des Regierungsrates vom 09.08.2000 ; M 090/2000

Die Motion wurde in ein Postulat umgewandelt und angenommen La motion a été transformée en postulat et acceptée ; 

cf. Tagblatt des Grosses Rates, 2000, p. 769 - 774

Interpellation vom 30.11.2000: Admissibilité d’un statut particulier pour le district bilingue de Bienne

Antwort des Regierungsrates vom 21.03.2001 ; I 253/2000

Postulat vom 20.03.1995 : Indépendance des préfets

Antword des Regierungsrates vom 28.06.1995 ; P 074/95

Motion vom 03.09.2001 : Mise en œuvre du modèle « Vision »

Antwort des Regierungsrates vom 24.10.2001 ; M 144/2001

Motion vom 03.09.2001 : Réforme des districts

Antwort des Regierungsrates vom 24.10.2001 ; M 153/2001

Motion vom 03.09.2001 : Mise en œuvre du modèle « Vision »

Antwort des Regierungsrates vom 24.10.2001 ; M 160/2001

Motion vom 03.09.2001 : Mise en œuvre du modèle « Vision »

Antwort des Regierungsrates vom 24.10.2001 ; M 164/2001

Diese vier parlamentarischen Vorstösse wurden an der Sitzung des Grossen Rates vom 20.11.2001 behandelt

Motion 144/01 « Mise en œuvre du modèle Vision » a été transformée en postulat et acceptée ;

vgl. Tagblatt des Grosses Rates, 2001, S. 935 – 952

Motion 153/01 « Réforme des districts » a été transformée en postulat et acceptée ;

vgl. Tagblatt des Grosses Rates, 2001, S. 935 – 952

Motion 160/01 « Mise en œuvre du modèle Vision » a été maintenue et rejetée ;

vgl. Tagblatt des Grosses Rates, 2001, S. 935 – 952
Motion 164/01 « Mise en œuvre du modèle Vision » a été transformée en postulat et acceptée ;

vgl. Tagblatt des Grosses Rates, 2001 S. 935 – 952
B) Berichte und Entwürfe

Réforme de l’administration cantonale décentralisée (Rapport du Conseil-exécutif au Grand Conseil)

vom 15.08.2001 ; N° 2432

Mehrere Beschlussentwürfe 

Rapport présenté par la Direction de la justice, des affaires communales et des affaires ecclésiastiques au Conseil-exécutif à l’intention du Grand Conseil concernant la loi sur les préfets et les préfètes

vom 21.04.1994

Rapport présenté par le Conseil-exécutif au Grand Conseil concernant la modification de la Consti​tution du canton de Berne et de la loi sur les droits politiques

vom 20.09.2000 

Es geht um einen Entwurf des Grossen Rates mit nur 160 Mitgliedern, mit Wahlreform 
BE (Folge)

C) Bibliographie

Walter Kälin/Urs Bolz (Hrsg.), Manuel de droit constitutionnel bernois, Paul Haupt/Stæmpfli+Cie AG, Bern/Stuttgart/Wien 1995, S. 499ff.

LU

Betreffend  « Bezirke »:

Staatsverfassung des Kantons Luzern

vom 29.01.1875; SR 131.213

§ 23

Der Kanton Luzern ist in fünf Ämter, in Gerichtsbezirke, Friedensrichterkreise und in Gemeinden eingeteilt.

Grossratsbeschluss über die Zahl der Amtsstahhhalter und Amtsstatthalterinnen

vom 08.05.2001, Gesetzessammlung 2001, S. 121; SRL Nr. 309

Im Staatskalender S. 127, steht Folgendes:

Die vom Volke für eine Amtsdauer von vier Jahren gewählten Amtsstatthalter sind Untersuchungs​richter in Strafsachen. Sie haben ausserdem als Einzelrichter Strafbefugnisse bis zu drei Monaten Frei​heitsstrafe und Busse bis zu Fr. 3000.-. Ausserdem üben sie administrative Funktionen (Strafvollzug, Vereidigungen usw.) aus. Mit Bezug auf ihre untersuchungsrichterliche und richterliche Tätigkeit unterstehen sie der Aufsicht der Staatsanwaltschaft und des Obergerichtes. Die Amtsschreiber werden von der Staatsanwaltschaft und das weitere Personal der Amtsstatthalterämter vom Regierung gewählt.

Das gilt weitgehend auch für die kantonalen Untersuchungsrichter, die für die Untersuchung ihnen von der Staatsanwaltschaft zugewiesener, besonderer Straffälle zuständig sind. Sie werden durch den Grossen Rat für eine Amtsdauer von vier Jahren gewählt.

Betreffend Regierungsstatthalter: im Gemeindegesetz (Art. 51, 80 – 87) wird er mehrfach erwähnt; er hat eine Aufsichtfunktion insbesondere was die Gemeindefinanzen anbelangt. 

Betreffend Regierungsstatthalter :

Gesetz über die Organisation von Regierung und Verwaltung (Organisationsgesetz)

vom 13. März 1995 ; SRL Nr. 20 

II. Regierungsstatthalter und Regierungsstatthalterinnen 

§ 42
Bestand und Wahl 

Der Regierungsrat wählt für jedes Amt einen Regierungsstatthalter oder eine Regierungsstatthalterin. 


LU (Folge)

§ 43
Aufgaben 

Die Regierungsstatthalter und die Regierungsstatthalterinnen erfüllen insbesondere folgende Auf​gaben:

a.
Sie üben die unmittelbare Aufsicht über die Gemeinden und Gemeindeverbände aus, 

b.
sie prüfen deren Organisation, die Geschäftsführung, den Voranschlag und die Gemeinderechnung auf Rechtmässigkeit, 

c.
sie entscheiden über den Ausstand von Mitgliedern der Gemeindebehörden, soweit nicht diese selber dazu befugt sind, und treffen bei Beschlussunfähigkeit an ihrer Stelle den Sachentscheid, 

d.
sie sind Aufsichtsbehörde über die Teilungsbehörden, die Willensvollstrecker und –vollstreckerin​nen sowie die kommunalen öffentlichen Alters- und Pflegeheime, 

e.
sie amten als untere Aufsichtsbehörde über Stiftungen sowie im Kindesschutz-, Vormundschafts- und Zivilstandswesen, 

f.
sie entscheiden über Adoptionen, den Entzug und die Wiederherstellung der elterlichen Gewalt gemäss den Artikeln 311 und 313 des Schweizerischen Zivilgesetzbuches (ZGB), die fürsorge​rische Freiheitsentziehung bei Mündigen und Entmündigten und Gesuche betreffend den Grund​stückerwerb durch Personen im Ausland, 

g.
sie beurteilen Aufsichtsbeschwerden gegen die Mitglieder der Gemeindebehörden, die Zivil​standsbeamten und -beamtinnen und die Willensvollstrecker und -vollstreckerinnen, 

h.
sie entscheiden über Verwaltungsbeschwerden gegen Entscheide der Vormundschaftsbehörden im Zusammenhang mit der Vormundschaft, dem Kindesrecht, der Pflegekinderaufsicht und der Betreuung Erwachsener, 

i.
sie sorgen für die Vollstreckung in Verwaltungssachen durch unmittelbaren Zwang und Ersatzvornahme und leisten nach den Vorschriften des Gesetzes über die Verwaltungsrechtspflege (VRG) Rechtshilfe, 

j.
sie sind von Amtes wegen Präsidenten oder Präsidentinnen des Kreiswahlbüros bei den Grossrats​wahlen, ausgenommen im Wahlkreis Luzern-Stadt, 

k.
sie sind Anlaufstelle für die Gemeinden und die Bevölkerung bei Fragen in allgemeinen Verwal​tungsangelegenheiten.

§ 44
Unterstellung 

1 Der Regierungsstatthalter oder die Regierungsstatthalterin untersteht der Fachaufsicht des Departe​ments, in dessen Aufgabenbereich er oder sie tätig ist. 

2 Die Dienstaufsicht führt das Justiz-, Gemeinde- und Kulturdepartement. 

3 Das Departement, dem die Fachaufsicht zukommt, ist auch für die Behandlung von Aufsichts​beschwerden zuständig. 

Der Regierungsstatthalter wird auch in folgenden Texten erwähnt:

SRL 005:
Gesetz über die Niederlassung und den Aufenthalt sowie über die Zwangsmassnahmen im Ausländerrecht

SRL 010:
Stimmrechtsgesetz

SRL 012:
Gesetz betreffend die Wahl der Gemeinderäte und der Bürgerräte

SRL 020:
Gesetz über die Organisation von Regierung und Verwaltung (Organisationsgesetz)


LU (Folge)

SRL 037:
Verordnung über die Aufgaben der Departemente und der Staatskanzlei sowie die Glie​derung der Departemente in Dienststellen

SRL 040:
Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege

SRL 051:
Gesetz über das öffentlich-rechtliche Dienstverhältnis (Personalgesetz)

SRL 056:
Verordnung über die Vereidigung von Behörden sowie Mitarbeitern und Mitarbeiterin​nen in einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis

SRL 150:
Gemeindegesetz

SRL 151:
Verordnung über die Depositenstellen 

SRL 187:
Gesetz über die Kirchenverfassung (Einführung und Organisation kirchlicher Synoden)

SRL 200:
Gesetz betreffend die Einführung des schweizerischen Zivilgesetzbuches vom 10. Dezember 1907 im Kanton Luzern

SRL 201:
Verordnung über die Adoption

SRL 202:
Verordnung über die Aufsicht über die Stiftungen

SRL 203:
Verordnung über das Zivilstandswesen

SRL 206: 
Verordnung über die Aufnahme von Pflegekindern (Kantonale Pflegekinderverordnung)

SRL 207:
Verordnung über die Geschäftsführung sowie über die Anlage und Aufbewahrung von Vermögenswerten im Vormundschaftswesen (Vormundschaftsverordnung)

SRL 209:
Gesetz über die Betreuung Erwachsener und die fürsorgerische Freiheitsentziehung

SRL 210:
Verordnung über das Verfahren in Erbschaftsfällen

SRL 218:
Gesetz zur Einführung des Bundesgesetzes über den Erwerb von Grundstücken durch Personen im Ausland

SRL 219a:
Verordnung zum Bundesbeschluss über eine Sperrfrist für die Veräusserung nichtland​wirtschaftlicher Grundstücke und die Veröffentlichung von Eigentumsübertragungen von Grundstücken

SRL 602:
Verordnung über den Finanzhaushalt der Gemeinden

SRL 610:
Gesetz über den direkten Finanzausgleich

SRL 611:
Verordnung über den direkten Finanzausgleich

SRL 630:
Gesetz betreffend die Erbschaftssteuern 

SRL 645:
Gesetz über die Handänderungssteuer

SRL 647:
Gesetz über die Grundstückgewinnsteuer

SRL 681:
Gebührentarif und Kostenverordnung für die Staatsverwaltung

SRL 687:
Verordnung über den Gebührenbezug der Gemeinden

SRL 892:
Sozialhilfegesetz

SRL 892a:
Sozialhilfeverordnung

Weitere themenspezifische Informationen, die sich im Zusatzordner befinden:

Botschaft des Regierungsrates an den Grossen Rat zum Entwurf eines Grossratsbeschlusses über die Zahl der Amtsstatthalter und Amtsstatthalterinnen

vom 16.02.2001 ; B 82


UR

Kanton, der bloss die Stufen Kanton/Gemeinden kennt, also nicht in Bezirke eingeteilt ist 
SZ

Betreffend Bezirke : 

Verfassung des eidgenössichen Standes Schwyz

vom 23.10.1898; SR 131.215

§ 22

Der Kanton ist in sechs Bezirke eingeteilt, nämlich:

1.
Schwyz;

2.
Gersau;

3.
March;

4.
Einsiedeln;

5.
Küssnacht;

6.
Höfe.

§ 77

1 Die Bezirks- und Gemeinderäte werden alle zwei Jahre je zur Hälfte erneuert.

2 Die Amtsdauer des Bezirksammanns, des Bezirksstatthalters, des Bezirkssäkelmeisters, des Gemein​depräsidenten, des Gemeindevizepräsidenten und des Gemeindesäkelmeisters beträgt zwei Jahre.

[…]

Par ailleurs les §§ 81 - 85 décrivent de manière détaillée les fonctions des Bezirke.

Betreffend Bezirksvorsteher (Kollegialbehörde):

Verfassung des eidgenössichen Standes Schwyz

vom 23.10.1898; SR 131.215

§ 72

1 Wahlen und Abstimmungen werden an der Bezirksgemeinde und an der Gemeindeversammlung mit offenem Handmehr vorgenommen.

2 Den Bezirken und Gemeinden steht es frei, für die wahlen das Urnensystem einzuführen.

§ 83

Der Bezirksgemeinde obliegen :

a) Erlass von Rechtssätzen im Bereich der dem Bezirk zukommenden Aufgaben, soweit nicht nach kantonalem Recht ein anderes Organ zuständig ist ;


SZ (Folge)

b) Wahl des Bezirksammanns, des Bezirksstatthalters, des Bezirkssäckelmeisters und der übrigen Mitglieder des Bezirksrates ;

c) Wahl der Rechnungsprüfungskommission und des Bezirkssratsschreibers ;

d) Wahl der dem Bezirk zugeteilten Kantronsrichter und Ersatzmänner ;

e) Wahl der Bezirksrichter und der Ersatzmänner sowie des Bezirksgerichtspräsidenten ;

f) Genehmigung der Jahresrechnung ;

g) Festsetzung des jährlichen Voranschlages und der Bezirkssateuern ;

h) Beschlussfassung über weitere durch das Gesetz vorgesehene Verwaltungsgeschäfte.

Gesetz über die Organisation der Gemeinden und Bezirke

vom 29.10.1969 ; SR 152.100 (n’est pas très claire quant aux fonctions des districts et des préfets)

§ 3

1 Die Bezirke stellen selbständige Gebietskörperschaften dar. Sie umfassen das herkömmliche Terri​torium mit allen darin wohnenden Bürgern und Niedergelassenen.

2 Die Bstimmungen über die Gemeidnen gelten für die Bezirke sinngemäss, soweit nicht Verfassung, Gesetz oder Verordnung etwas anderes vorschreiben.

Weitere themenspezifische Informationen, die sich im Zusatzordner befinden:

Medienmitteilung « G-Reform Kanton Schwyz » (Gleichgewicht von Aufgaben, Finanzen, Institutio​nen und Gebieten)

vom 26.04.2001

Medieninformation « Neuordnung der territorialen Gliederung des Kantons Schwyz (Gebietsreform) »

Bericht des Regierungsrates an den Kantonsrat vom 29.03.2000

Gebietsreform

Rapport disponible sur Internet [http://www.sz.ch/information/Gebietsreform.html]

Motion : Totalrevision der Kantonsverfassung
 (verlangt namentlich eine Anpassung des Gemeinde-und Bezirksrechts)

vom 01.02.2001 ; M 1/01

OW

Kanton, der bloss die Stufen Kanton/Gemeinden kennt, also nicht in Bezirke eingeteilt ist
NW

Kanton, der bloss die Stufen Kanton/Gemeinden kennt, also nicht in Bezirke eingeteilt ist

GL

Kanton, der bloss die Stufen Kanton/Gemeinden kennt, also nicht in Bezirke eingeteilt ist
ZG

Kanton, der bloss die Stufen Kanton/Gemeinden kennt, also nicht in Bezirke eingeteilt ist
FR

Betreffend Bezirke:

Constitution du canton de Fribourg

du 07.05.1857

Art. 22

1 Le territoire du canton est divisé:

a.
En cercles électoraux;

b.
En districts administratifs;

c.
En arrondissements judiciaires.

2 La loi détermine le nombre et la circonscription de ces divisions territoriales.

[…]

Betreffend Oberamtmann:

Constitution du canton de Fribourg

du 07.05.1857

Art. 29

1 Les assemblées électorales procèdent:

[…]

5. 
A celle [l'élection] des préfets.

Ceux-ci sont élus au système majoritaire pour cinq ans par les assemblées électorales du district; leur élection a lieu en même temps que celle des Conseillers d'Etat. La loi règle leurs attributions.

Art. 54

Le Conseil d'Etat est représenté dans chaque district par un préfet élu par le peuple.


FR (Folge)

Loi sur les préfets

du 20.11.1975; RSF/SGF 122.3.1

Art. 15
Collaboration régionale

1 Le préfet contribue au développement de son district; en particulier il suscite et favorise la collabo​ration régionale et intercommunale.

Loi sur les traitements et les pensions des préfets

du 25.09.1981; RSF/SGF 122.3.2

Arrêté conc. le traitement, les indemnités de représentation et de déplacement des préfets

du 28.12.1981; RSF/SGF 122.3.21

Tarif conc. les indemnités de préfecture

du 10.01.1992; RSF/SGF 122.3.61

Weitere themenspezifische Informationen, die sich im Zusatzordner befinden:

A. Parlamentarische Vorstösse

Postulat concernant l’élection des syndics par le peuple (modification de la loi sur les communes) (Antwort des Staatsrates mit Vorschlag das heutige System beizubehlaten)

vom 04.09.2001 ; N° 252.01

Motion déposée et développée le 16.9.1997 concernant l’introduction d’une disposition légale relative à la décentralisation de l’administration cantonale

Antwort des Staatsrates vom 03.02.1998 ; N° 011.97

Postulat déposé et développé le 26.9.1997 concernant la répartition des services de l’Etat dans les sept districts

Antwlrt des Staatsrates vom 03.02.1998 ; N° 207.97

Postulat : Nouvelle organisation des Justices de Paix

Développement du 19.06.2001 pour la session de juin 2001; 258.01 JPM

B. Berichte und Botschaften

Message concernant le résultat de la 1ère votation populaire cantonale du 7 juin 1970 sur le principe de la révision constitutionnelle tendant à l’élection des préfets par le peuple et projet de décret concernant le texte des articles à réviser (art. 29 et 54)

vom 06.11.1970 ; Délibérations du Grand Conseil, 1970, S. 922 – 936 et 1256 – 1263

C. Verschiedenes, inkl. Verfassungsrat

« Le préfet fribourgeois, une espèce politique à part dans la culture institutionnelle suisse »

Article du quotidien Le Temps du lundi 05.11.2001, à l’occasion de l’élection populaire des préfets le 11 novembre 2001

Commission 7 – Structure territoriale

Rapport final présenté au Bureau de la Constituante

Décembre 2001 (Disponible sur Internet, site www.fr.ch)

Thèses décidées par le plénum (Mars 2002)

du 20.03.2002 (Disponibles sur Internet, site www.fr.ch)

SO

Betreffend Bezirke:

Verfassung des Kantons Solothurn

vom 08.06.1986; BGS 111.1 (RS 131.221)

II. Amteien, Bezirke, Wahlkreise

Art. 43

Amteien, Bezirke, Wahlkreise

1 Das Kantonsgebiet gliedert sich in fünf Amteien; jede Amtei ist in zwei Bezirke eingeteilt:


a.
Solothurn-Lebern;


b.
Bucheggberg-Wasseramt;


c.
Thal-Gäu;


d.
Olten-Gösgen;


e.
Dorneck-Thierstein.

2 Die Amtei-Einteilung bildet bildet die Grundlage für die Dezentralisierung von Verwaltung und Rechtsprechung. 

3 Die Bezirke sind die Wahlkreise für kantonale Wahlen.

Art. 44

1 Amtei- und Bezirksorgane sind die Oberämter, die Amtschreibereien und die Gerichte der Amtei.

2 Das Gesetz regelt ihre Zuständigkeit und Organisation.

Betreffend Oberamtmann:

Verfassung des Kantons Solothurn

vom 08.06.1986; BGS 111.1 (RS 131.221)

IV. Volkswahlen und Abberufung

Art. 43. 
Zuständigkeit

Das Volk wählt

[...]

3.
als Amtei- oder Bezirksorgane :


a) die Amtsgerichtspräsidenten und ihre Statthalter ;


b) die Amtsgerichtssschreiber ;


c) die Amtsrichter und ihre Stellvertreter ;


d) die Amtsschreiber und die Vorsteher von Betribungs- und Konkursämtern ;


e) die Oberamtmänner ;

MAIS cette disposition constitutionnelle vient d’être abrogée, en raison de l’adoption de la nouvelle loi sur le statut du personnel de l’Etat; toutes deux sont entrées en vigueur le 1er août 2001.


SO (Folge)

Es gibt keine spezifischen Texte betreffend Oberämter. Diese werden in verschiedenen kantonalen Gesetzestexten erwähnt:

Gesetz über die Organisation des Regierungsrates und der Verwaltung (Regierungs- und Verwaltungs​organisationsgesetz RVOG)

vom 07.02.1999 ; BGS 122.111

3.3. Amteiverwaltung

§ 19. 
Amteiverwaltung

Die Amtsschreibereien und die Oberämter bilden die Amteiverwaltung.

Änderung vom 20. JUni 2000, In Kraft ab 1.. August 2001 :

§ 19. 
Amteiverwaltung

1 Die Amtsschreibereien und die Oberämter bilden die Amteiverwaltung.

2 Der Kanton führt pro Amtei je eine Amtschreiberei und ein Oberamt. In Grenchen und Breitenbach führt er je eine Amtschreiberei-Filiale.

§ 25.
Oberämter

1 Die Oberämter sind zuständig für

a) die Aufsicht über Wahlen und Abstimmungen ;

b) die polizeilichen Vollstreckungsmassnahmen ;

c) Leistungen im Sozial- und Vormundschaftsbereich ;

d) Leistungen im Beratungs- und Vermittlungsbereich ;

e) das Schlichtungswesen in Mietfragen ;

f) das Schlichtungswesen im Bereich der Gleichstellung der Geschlechter.

Einzelheiten regelt die Spezialgesetzgebung.

2 Der Regierungsrat kann den Oberämter durch Verordnung weitere Aufgaben übertragen.

Gesetz über die politischen Rechte (GpR)

vom 22.09.1996 ; BGS 113.111 ; §§ 21, 23, 104, 149 

Betreffend Kompetenzen im Bereich der Aufsicht über Abstimmungen und Wahlen 
Weitere themenspezifische Informationen, die sich im Zusatzordner befinden:

Motion vom 25.10.1994 : Reduktion von 10 auf 3 Bezirke im Kanton Solothurn

Stellungnahme des Regierungsrates vom 10.01.1995 ; M 182 / 94

Hinweis auf den Entwurf « Schlanker Staat »
1. Konzentration der Amtschreibereien und Oberämter im Kanton Solothurn – Variantenabstimmung

2. Errichtung von Amtsscherebereien-Filialen in Grenchen sowie in Breitenbach oder Dornach

Botschaft und Entwurf des Regierungsrates an den Kantonsrat vom 18.08.1998 ; 98/98

Diese Variante wurde von der Regirung vorgeschlagen und an der Volksabstimmung vom 18.04.1999 abgelehnt.

Der nachfolgende Text versucht die Ablehnung des obigen Textes zu „kompensieren“:

Änderung des Gesetzes über die Organisation des Regierungsrates und der Verwaltung (Organisation der Amteiverwaltung im Kanton Solothurn)

Botschaft und Entwurf des Regierungsrates an den Kantonsrat vom 08.05.2000 ; 67/2000


SO (Folge)

Betreffend « Schlanker Staat »:

"Schlanker Staat" Massnahmenvorschläge zur strukturellen Sanierung des Staatshaushaltes (Botschaft und Entwurf des RR)

vom 08.05.1995, Entwurf 1995.79

In Vorbereitung auf Stufe Parlament ; wurde nicht wieder aufgegriffen ; in der Liste der wirtschaftlichen Massnahmen wird die Aufhebung der Bezirke nicht erwähnt.  

Postulat vom 22.02.1995 betr. die Reformvorschläge im Rahmen des Projektes Schlanker Staat (Stel​lungnahme des RR)

vom 30.05.1995 - Postulat 1995 / 28

Postulat vom 22.02.1995: die Grundsätzliche Reformstrategie (Koordination des Projektes "Schlanker Staat"; Überprüfung sämtlicher Leistungsfelder) (Stellungnahme des RR)

vom 30.05.1995 - Postulat 1995 / 26

Motion "Schlanker und leistungsfähiger Kantonsrat" vom 25.02.1997 (Antrag auf Erheblichkeits​erklärung) (Antwort des RR)

vom 20.10.1997 - Motion 1997/17

BS

Kanton, der bloss die Stufen Kanton/Gemeinden kennt, also nicht in Bezirke eingeteilt ist
BL

Betreffend Bezirke:

Verfassung des Kantons Basel-Landschaft

vom 17.05.1984; RS 131.222.2

§ 41
Verwaltungsbezirke

1 Verwaltungsbezirke sind dezentralisierte Gebietsorganisationen für die Erfüllung von Aufgaben der kantonalen Verwaltung.

2 Der Kanton ist in die Verwaltungsbezirke Arlesheim, Laufen, Liestal, Sissach und Waldenburg ein​geteilt.

3 Das Gesetz regelt die Zugehörigkeit der Gemeinden zu den Verwaltungsbezirken. Gemeinden dürfen nur mit ihrer Zustimmung einem anderen Bezirk zugeteilt werden.

§ 42
Gerichtsbezirke

1 Gerichtsbezirke sind dezentralisierte Gebietsorganisationen für Aufgaben der Zivil- und Strafrechts​pflege.

2 Der Kanton ist in die Gerichtsbezirke Arlesheim, Laufen, Liestal, Sissach, Gelterkinden und Walden​burg eingeteilt.

3 Das Gesetz regelt die Zugehörigkeit der Gemeinden zu den Gerichtsbezirken. Gemeinden dürfen nur mit ihrer Zustimmung einem anderen Bezirk zugeteilt werden.

BL (suite)

§ 43
Wahlkreise

1 Kantons- und Bezirkswahlen sowie kantonale Abstimmungen werden in Wahlkreisen innerhalb der Bezirksgrenzen durchgeführt.

2 Das Gesetz regelt Bestand, Aufgaben und Organisation der Wahlkreisen.

Betreffen « Bezirksvorsteher »:

Gesetz über die Organisation des Regierungsrates und der kantonalen Verwaltung (Verwaltungs​organisationsgesetz)

vom 06.06.1983 ; GS 140

D. Die Bezirksverwaltung

I.

Die Einteilung des Kantons

§ 39
Die Verwaltungsbezirke

Das Kantonsgebiet ist in 5 Verwaltungsbezirke eingeteilt, nämlich in die nach ihren Hauptorten benannten Bezirke Arlesheim, Laufen, Liestal, Sissach und Waldenburg.

§ 40
Amtssitz

1 Der Sitz der Bezirksverwaltung befindet sich am Bezirkshauptort.

2 Der Regierungsrat kann Teile der Bezirksverwaltung an andere Orte verlegen.

§ 41
Organisation im einzelnen

Der Regierungsrat regelt gemeinsam mit dem Obergericht die Organisation der Statthalterämter sowie in eigener Zuständigkeit die der Bezirksschreibereien.

Änderung vom 22. Februar 2001, In Kraft am 1. April 2002:

§ 41
Organisation im einzelnen
1 Die Geschäftsleitung des Kantonsgerichts regelt die Organisation der Statthalterämter.

2 Der Regierungsrat regelt die Organisation der Bezirksschreibereien.

§ 42
Organisation
2 Die Stellvertretung des Statthalters wird durch Geschäftsleitung des Kantonsgerichts geregelt.

Il faut noter que ces modifications ont été introduites poar la nouvelle Gerichtsorganisations​gesetz (GOG), qui a notamment pour but le désenchevêtrement du champ de compétences des Statthalterämter.

GS 34, 161 (183)

II.

Die Statthalterämter

§ 42
Organisation

1 Jeder Bezirk hat ein Statthalteramt.

2 Die Stellvertretung des Statthalters wird durch die zuständige Direktion geregelt.


BL (Folge)

§ 43
Unvereinbarkeiten

Der Statthalter und sein Stellvertreter können nicht Mitglied des Gemeinderates, des Bürgerrates, der Fürsorgebehörde, der Vormundschaftsbehörde und der Geschäftsprüfungskommission einer Gemeinde sein und dürfen keine Gerichtsstellen bekleiden.

§ 44
Zuständigkeiten

Der Statthalter ist Untersuchungsrichter; er nimmt zudem alle Aufgaben wahr, die ihm die Gesetz​gebung überträgt. Für die Erfüllung seiner Aufgaben kann er die Kantonspolizei und die Ortspolizei der Gemeinden des Bezirks in Anspruch nehmen.

III.
Die Bezirksschreibereien

§ 45

1 Der Kanton ist in die 6 Bezirksschreibereibezirke Arlesheim, Binningen, Laufen, Liestal, Sissach und Waldenburg eingeteilt.

2 ...

3 Der Landrat bestimmt  über die Zuteilung der Gemeinden zu den einzelnen Bezirken.

§ 46
Fähigkeitsausweis

Wahlvoraussetzung für den Bezirksschreiber, den Bezirksschreiber-Stellvertreter und die Urkunds​beamten der Bezirksschreibereien ist der Fähigkeitsausweis zur Vornahme öffentlicher Beurkun​dungen.

§ 47
Zuständigkeiten

1 Die Bezirksschreibereien besorgen die Notariatsgeschäfte, die Grundbuchführung und die von der Gesetzgebung der kantonalen Verwaltung übertragenen Amtshandlungen im Erbschaftswesen. Jede Bezirksschreiberei ist ferner Betrei​bungs- und Konkursamt.

2 Die Zuständigkeit der Bezirksschreieberei erstreckt sich nur auf die im betreffenden Bezirk zu besor​genden Geschäfte.

Il faut relever que, dans ce canton, l’élection populaire du Bezirksschreiber (Loi sur les droits politi​ques, ancien § 22 lit. g ) a été supprimée le 26.06.1997 (entrée en vigueur le 1er janvier 1998).
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Kanton, der bloss die Stufen Kanton/Gemeinden kennt, also nicht in Bezirke eingeteilt ist
AR

Kanton, der bloss die Stufen Kanton/Gemeinden kennt, also nicht in Bezirke eingeteilt ist

AI

Kanton, der bloss die Stufen Kanton/Gemeinden kennt, also nicht in Bezirke eingeteilt ist
SG (Alte Verfassung)
Betreffend Bezirke:

Verfassung des Kantons St.Gallen

vom 16.11.1890; RS 131.225

Art. 110

1 Der Kanton ist in 15 Bezirke eingeteilt, nämlich: 1. St. Gallen, 2. Tablat, 3. Rorschach, 4. Unter​rheintal, 5. Oberrheintal, 6. Werdenberg, 7. Sargans, 8. Gaster, 9. Seebezirk, 10. Obertoggenburg, 11. Neutoggenburg, 12. Alttoggenburg, 13. Untertoggenburg, 14. Wil, 15. Gossau.

2 Die Stadt St. Gallen ist der Hauptort des Kantons und der ordentliche Gerichtsstand der Staats​verwaltung.

3 Die Bezirke sind Amts- und Gerichtsbezirke.

4 Der Gesetzgebung bleibt vorbehalten, die Zahl und den Umfang der Gerichtsbezirke nach waltendem Bedürfnisse zu ändern.

Betreffend Bezirksammänner:

Verfassung des Kantons St.Gallen

vom 16.11.1890; RS 131.225

C. Bezirksammänner

Art. 70. 

In jedem Bezirk übt ein Bezirksammann die Verrichtung der vollziehenden Gewalt aus.

Art. 71. 

Die Wahl der Bezirksaammänner wird in den politischen Gemeinden eines jeden Bezirkes vorgenom​men.

Deren Kompetenzen waren eng begrenzt, z.B. 

EG-ZGB

Art. 35bis (neu). 

1 Für die Beglaubigung der Echtheit von Unterschriften und Dokumenten sowie für die Ausstellung amtlicher Zeugnisse und Bescheinigungen sind Staatskanzlei, Bezirksammann, Gemeindammann, Bezirksamtsschreiber und Gemeinderats​schreiber zuständig.

SG aVerf. (Folge)

Grossratsbeschluss betreffend Anerkennung der christkatholischen Genossenschaft in St.Gallen als öffentlich-rechtliche kirchliche Korporation

Art. 4. 

1 Der Bezirksammann von St.Gallen beeidigt die Mitglieder des Verwaltungsrates und hat jeweils während einer Amtsdauer über das Verwaltungs- und Rechnungswesen der Genossenschaft und ihrer Verwaltungsbehörde eine einlässliche Prüfung (Kommunaluntersuchung) vorzunehmen.

Verordnung über die Ausübung der medizinischen Berufe

Meldungen

Art. 8. 

1 Der Arzt meldet unverzüglich: 

a) dem Bezirksammann aussergewöhnliche Todesfälle; 

b) dem Kantonsarzt: [...]

Fischereiverordnung

Aufsichtsorgane

Art. 53.

1 Aufsichtsorgane sind: 

[...]

2 Private Fischereiaufseher sind die von den Fischereivereinen mit Zustimmung des Amtes für Jagd und Fischerei angestellten Personen. Ihr Zuständigkeitsbereich ist auf die vom Verein gepachteten Gewässer beschränkt. Private und ehrenamtliche Fischereiaufseher werden vom Amt für Jagd und Fischerei in Zusammenarbeit mit dem kantonalen Fischereiverband ausgebildet. Sie haben den Pflicht​eid oder das Handgelübde vor dem Bezirksammann zu leisten. 

Weitere themenspezifische Informationen, die sich im Zusatzordner befinden:

Motion : Stellung der Bezirksämter

42.94.21

Verfassung des Kantons St.Gallen (Botschaft und Verfassungsentwurf der Verfassungskommission)

vom 17.12.1999 ; 21.96.01 ; insbesondere S. 93ff (Vorbemerkung zu Art. 26 : Schaffung von Regionen durch die Kantonsverfassung


SG (Neue Verfassung, in Kraft ab dem 1. Januar 2003)
Verfassung des Kantons St.Gallen

vom 10.06.2001; Amtsblatt 2001, Nr. 30, S. 1617

Die neue Verfassung hat den Bezirk aufgehoben, er wir durch den Wahlkreis ersetzt. 

Artikel 121 der Übergangsbestimmungen hält Folgendes fest

Art. 121

Bis zum Erlass gesetzlichger Bestimmungen nach Art. 37 Abs. 2 dieser Verfassung bestehen:

a) der Wahlkreis St.Gallen mit den politischen Gemeinden […]

b) der Wahlkreis Rorschach mit den politischen Gemeinden […]

c) der Wahlkreis Rheintal mit den politischen Gemeinden […]

d) der Wahlkreis Werdenberg mit den politischen Gemeinden […]

e) der Wahlkreis Sarganserland mit den politischen Gemeinden […]

f) der Wahlkreis See-Gaster mit den politischen Gemeinden […]

g) der Wahlkreis Toggenburg mit den politischen Gemeinden […]

h) der Wahlkreis Wil mit den politischen Gemeinden […]

Art. 37
Kantonsrat

1 Die Mitglieder des Kantonsrates werden nach Proporz gewählt.

2 Sie werden in den Wahlkreisen St.Gallen, Rorschach, Rheintal, Werdenberg, Sarganseraland, See-Gaster, Toggenburg und Wil gewählt.

3 In jedem Wahlkreis werden so viele Mitglieder gewählt, als es in seinem Anteil an der Zahl der Ein​wohnerinnen und Einwohner im Kanton entspricht. Das Gesetz bezeichnet die Grundlage der Berech​nung.

GR

Betreffend « Bezirke »:

Verfassung für den Kanton Graubünden

vom 02.10.1892; RS 131.226

Art. 12

Der Kanton wird in politischer, gerichtlicher und administrativer Beziehung in Bezirke, Kreise und Gemeinden eingeteilt.

Fünfter Abschnitt: Kreise und Gemeinden

1. Kreise

Art. 38

1 Die Kreise haben in gerichtlicher, politischer une administrativer Beziehung diejenigen Obliegen​heiten und Befugnisse, welche ihnen durch das Gesetz zugewiesen werden.


GR (Folge)

2 Sie sind berechtigt, ihre politischen und administrativen Angelegenheiten durch allgemein verbind​liche Verordnungen zu regeln, und zur Deckung ihrer Verwaltungsausgaben nach billigen und gerech​ten Grundsätzen Kreissteuern zu erheben. Die Erhebung einer Quellensteuer steht nur dem Kanton zu. Allfällige Progressivsteuern dürfen die Ansätze des jeweiligen kantonalen Steuergesetzes nicht überschreiten.

3 Die Kreisverfassungen sind der Regierung zur Prüfung vorzulegen.

Art. 39

1 Die Kreisbehörden (Kreisgerichte bzw. Kreisräte, wo solche bestehen) besorgen die politischen und administrativen Angelegenheitren der Kreise.

2 Die Kreisämter dienen zugleich als Organe der Regierung.

Art. 48

Jeder Kreis bestellt ein Kreisgericht. Dasselbe besteht aus einem Präsidenten (Landammann) und vier Besitzern und hat wenigstens vier Stellvertreter. Die Mitglieder und Stellvertreter werden direkt von den stimmfähigen Einwohnern eines jeden Kreises frei aus ihrer Mitte auf drei Jahre gewählt und sind immer wieder Wählbar.

Gesetz über Einteilung des Kantons Graubünden in Bezirke und Kreise

vom 12.03.2000 ; RS 110.200

Betreffen « Bezirksvorsteher » (der « Bezirk » ist bloss ein Gerichtskreis):

Art. 51

1 Die Bezirksgerichte bestehen je aus einem Präsidenten und der vom Grossen Rat festgesetzten Zahl von Vizepräsidenten und Mitgliedern.

2 Sie werden frei aus den stimmberechtigten Einwohnern des Bezirks für eine Dauer von vier Jahren gewählt und sind wieder wählbar.
Weitere themenspezifische Informationen, die sich im Zusatzordner befinden:

Botschaft der Regierung an den Grossen Rat : Reform der bündnerischen Gerichtsorganisation

vom 23.02.1999 ; Botschaft 1999-2000, Heft 2, p. 82 – 87 ; GRP Oktober 1999, p. 310

Interpellation betreffend die Zukunft der Regionalpolitik

• Wortlaut vom 29.11.2000 : GRP November 2000, S. 418

• Schriftlicher Bericht der Regierung + Diskussion vom 30.01.2001 : GRP Januar 2001, S. 664 - 669


AG

Betreffen Bezirke:

Verfassung des Kantons Aargau

Vom 25.06.1980; SAR 110.000 (RS 131.227)

Sechster Abchnitt: Die Gliederung des Kantons

A. Die Bezirke

§ 102

Stellung und Aufgaben

Die Bezirke sind dezentralisierte Gebietsorganisationen des Kantons für Aufgaben der kantonalen Verwaltung, der Rechtspflege und für Wahlen. Es bestehen Bezirksgerichte und Bezirksämter.

§ 103

Bestand

1 Der Kanton wird in die Bezirke Aarau, Baden, Bremgarten, Brugg, Kulm, Laufenburg, Lenzburg, Muri, Rheinfelden, Zofingen und Zurzach eingeteilt.

2 Grenzänderungen können durch Gesetz vorgenommen werden. Die betroffenen Gemeinden sind vorgängig anzuhören.

Betreffend Bezirksammann:

Verfassung des Kantons Aargau

Vom 25.06.1980; SAR 110.000 (RS 131.227)

§ 61

1 Die Stimmberechtigten wählen :

[...]

g) die Bezirksamtmänner und ihre Stellvertreter ;

[...]

2 Der Grosse Rat, der Verfassungsrat und die Einwohnerräte werden nach dem gleichen Verhältnis​wahlverfahren, alle andern Behörden im Mehrheitswahlverfahren bestellt.

In der Verordnung zum Einreihungsplan (165.131) werden sie der Klasse 16 (min.) und 17 (max.) zugeteilt. 

Organisationsgesetz (Gesetz über die Organisation des Regierungsrates und der kantonalen Verwal​tung)

Vom 26.03.1985 ; SAR 153.100 


AG (Folge)

D. Bezirksorganisation
§ 36 
Bezirke; Bestand, Änderungen und Bezirkshauptorte

1 Bestand und Änderungen der Bezirke richten sich nach § 103 der Kantonsverfassung. 

2 Bezirkshauptorte sind: 

Bezirk 
Aarau: 


Gemeinde 
Aarau 

Baden: 






Baden 

Bremgarten: 





Bremgarten 

Brugg: 






Brugg 

Kulm: 







Unterkulm 

Laufenburg: 





Laufenburg 

Lenzburg: 





Lenzburg 

Muri: 







Muri 

Rheinfelden: 





Rheinfelden 

Zofingen: 






Zofingen 

Zurzach: 






Zurzach

§ 37
Kreise 

1 Der Regierungsrat teilt die Bezirke in Kreise ein. 

2 Den betroffenen Gemeinden steht das Beschwerderecht an den Grossen Rat zu.

§ 38 
Bezirksverwaltung 

1 In jedem Bezirk besteht ein Bezirksamt. Der Grosse Rat legt die Anzahl der Grundbuchämter und der Nachführungsgeometer fest.

2 Die Bezirksverwaltungsstellen erfüllen die ihnen durch die Rechtsetzung übertragenen Aufgaben.

§ 39 
Organisation der Bezirksverwaltungsstellen 

1 Jeder Bezirk hat einen Bezirksamtmann, der das Bezirksamt führt, und einen Stellvertreter. 

2 Der Bezirksamtmann sorgt als Vertreter des Regierungsrates insbesondere für die Wahrung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit. Er kann dafür die Kantonspolizei in Anspruch nehmen und bei den zuständigen Gemeindebehörden Gemeindepolizei anfordern. 

3 Im Übrigen regelt der Regierungsrat die Organisation der Bezirksverwaltungsstellen.

§ 40 
Sitz der Bezirksverwaltungsstellen 

1 Das Bezirksamt hat seinen Sitz am Bezirkshauptort. 

2 Der Regierungsrat kann die übrigen Bezirksverwaltungsstellen an andere Orte verlegen.

Weitere themenspezifische Informationen, die sich im Zusatzordner befinden:

Motion betreffend Verkleinerung des Grossen Rates bei gleichzeitiger Restrukturierung des Kantones in vier Bezirke

vom 28.04.1998 ; 98.002011

Bisher ist diese Motion nicht beantwortet worden 


AG (Folge)

Interpellation betreffend Stellenwert und Funktion der Bezirke im Kanton Aargau

• vom 04.09.2001 ; 01.247

• Antwort des Regierungsrates vom 12.12.2001 ; 01.247

TG

Betreffend Bezirke:

Verfassung des Kantons Thurgau

vom 16.03.1987; RB 101 (RS 131.228)

V. Kantonsgebiet

A. Bezirke und Kreise

§ 56

Einteilung des Kantons

1 Das Kantonsgebiet ist in acht Bezirke eingeteilt. Das Gesetz bestimmt deren Umfang und die Auf​gaben der Behörden

2 Das Gesetz sieht für bestimmte Aufgaben die Einteilung in Kreise vor.

§ 98

Bezirke, Gemeinden

1 Die Bezirksräte bestehen bis zum Ende derjenigen Amtsdaueer weiter, in der diese Verfassung in Kraft tritt. Bis zur gesetzlichen Neuordnung regelt der Regierungsrat die notwendigen Zuständig​keiten.

2 Die Bildung der politischen Gemeinden hat innert zehn Jahren nach Inkrafttreten dieser Verfassung zu erfolgen. Danach bezeichnet das Gesetz die politischen Gemeinden, deren Bestand diese Verfassung gewährleistet.

3 Die Neurodnungen gemäss den Absätzen 1 und 2 haben innert 15 Jahren nach Inkrafttreten dieser Verfassung zu efolgen.

Betreffend « Vorsteher »  (Kollegialbehörde, Achtung Gerichtsbehörde):

Verfassung des Kantons Thurgau

vom 16.03.1987 ; RB 101 (RS 131.228)

§ 20
Volkswahlen

1 Das Volk wählt :

[...]

5. Die Bezirksstatthalter und Vizestatthalter ;

[...]


TG (Folge)

3 Wahlkreis ist :

1. 
der Bezirk für die Mitglieder des Grossen Rates ;


2. 
der Kanrton für die Mitglieder des Regierungsrates und des Ständerates ;

3.
das Amtsgebiet in den übrigen Fällen.

Im Gesetz über die Strafrechtspflege (Strafprozessordnung) vom 30.06.1970 und vom 05.11.1991 werden die Aufgaben der Bezirksämter erwähnt, denen ein Bezirksstatthalter vorsteht. Es geht hier um Aufgaben innerhalb des Strafrechts.

TI

Betreffend Bezirke:

Costituzione della Repubblica e Cantone Ticino

del 14.12.1999; RS 131.229

Art. 21

Distretti

1 Il cantone è diviso in otto distretti: Mendrisio, Lugano, Locarno, Vallemaggia, Bellinzona, Riviera, Blenio e Leventina.

2 La legge ne determina l'estensione e i compiti, tenendo conto del territorio, della popolazione e del decentramento amministrativo e giudiziario.

Mais il semble bien qu'à l'heure actuelle aucune nouvelle loi d'exécution n'ait encore été adoptée ou soit sur le point de l'être ; il ne reste donc que l’ancien décret exécutif: 

Decreto esecutivo concernente le Circoscrizioni dei Comuni, Circoli e Distretti

del 25.06.1803 ; RL 2.1.1.1

Ce texte prévoit 8 districts, 38 cercles... et beaucoup de communes.

Betreffend « Bezirksvorsteher »:

Sie werden nicht erwähnt 


VD

Betreffend Bezirke:

Constitution du canton de Vaud

du 01.03.1885; RS 131.231

Art. 21

1 Le canton est divisé en districts, en cercles et en communes.

2 Les districts sont formés d'un ou de plusieurs cercles.

3 Les cercles sont formés d'une ou de plusieurs communes.

4 Il y a 60 cercles et 19 districts. La loi en détermine la cireconscription et en désigne les chefs-lieux. Elle détermine aussi la circonscription des communes.

5 La loi établit les autres divisions territoriales qui sont jugées nécessaires.

6 Lausanne est le chef-lieu du canton.

In der Verfassung wird nichts über die Vorsteher der Bezirke gesagt 

Betreffend Vorsteher:

Loi sur les préfets

du 29.05.1973; RSV 1.05

Änderung:

( vom 10.11.1998 (Diverse Artikel)

Recueil des lois 1998, S. 422

( vom 09.03.1999 (Art. 15 III Ziff. 2bis neu)

Recueil des lois 1999, S. 94

Arrêté sur la classification des préfets et la rémunération de leurs substituts

vom 03.06.1988; Recueil des lois 1988, S. 214

Weitere themenspezifische Informationen, die sich im Zusatzordner befinden:

Rapport du Conseil d’Etat au Grand Conseil sur la motion : districts, identité régionale, rôle et désigna​tion des préfets

vom 21.08.2000 ; Novembre 2000 – N° 209

Une nouvelle carte électorale

Artikel aus der Tageszeitung Le Temps, der die Reform der Bezirke, die vom Verfassungsrat erarbeitete wird, darlegt und auf die politischen Schwierigkeiten hinweist, die eine gleichzeitige Änderung der Wahlkreise mit sich bringen würde 

VS (pro memoria : Kanton, der die Anfrage stellt)
Betreffend Bezirke und « Vorsteher » (oder Präsidenten der Bezirksräte) :

Constitution du canton du Valais

du 08.03.1907; RS 131.232

Titre II. Division du Canton

Art. 26

1 Le canton est divisé en districts.

2 Les districts sont composés de communes.

3 Le Grand Conseil peut, les intéressés entendus, modifier par une loi le nombre et la circonscription des districts et par un décret ceux des communes.

4 Il en désigne également les chefs-lieux.

Titre VI. Régime de district et de commune

Chapitre premier: Conseil de district

Art. 66

1 Il y a dans chaque district un Conseil de district nommé pour quatre ans.

2 Le Conseil de la commune nomme ses délégués au Conseil de district, à raison d'un délégué sur 300 âmes de population.

3 La fraction de 151 compte pour l'entier.

4 Chaque commune a un délégué, quelle que soit sa population.

5 Le Conseil de district est présidé par le Préfet du district ou son substitut.

Art. 67

1 Le Conseil règle les comptes du district et répartit entre les communes, sous réserve de recours au Conseil d'Etat, les charges que le district est appelé à supporter.

2 Il prend annuellement connaissance du compte rendu de l'administration financière de l'Etat.

3 Il représente le district et veille spécialement à son développement économique et à l'écoulement de ses produits agricoles.

Art. 68

La loi détermine l'organisation et les autres attributions de ce Conseil.


VS (Folge)

Art. 84

1 Le Grand Conseil se compose de 130 députés et d'autant de suppléants répartis entre les districts et élus directement par le peuple.

2 Le district de Rarogne, composé de deux demi-districts disposant chacun de ses propres organes et compétences, forme deux arrondissements électoraux.

3 Le mode de répartition des sièges entre les districts et demi-districts est le suivant:

[…]

4 Le Conseil d'Etat fixe après chaque recensement de la population le nombre de sièges attribués à chaque district et demi-district.

5 La votation du peuple a lieu dans les communes.

6 L'élection se fait par district et demi-district, selon le système de la représentation proportionnelle. Le mode d'application de ce principe est déterminé par la loi.

NE Alte Verfassung
Betreffend Bezirke:

Constitution de la République et Canton de Neuchâtel


du 21.11.1858; RSN 101

Art. 4

1 Le canton est divisé en six districts, composés d'un certain nombre de communes ou municipalités. La loi en règle la circonscription et pourvoit aux autres divisions territoriales qui seraient jugées néces​saires.

2 Les six districts établis par la Constitution sont ceux de Neuchâtel, de Boudry, du Val-de-Travers, du Val-de-Ruz, du Locle et de La Chaux-de-Fonds.

[…]

Betreffend « Vorsteher »:

Sie werden nicht erwähnt. 

NE Neue Verfassung
Betreffend Bezirke:

Constitution de la République et Canton de Neuchâtel


du 25.04.2000; Feuille officielle 2000, N° 67, p. 1036 (RSN 101) 

In Kraft ab dem 1. Januar 2002 

NE neue Verf. (Folge)

Article premier

[...]

4 Le canton est divisé en communes, elles-mêmes réunies en districts.

Art. 87

1 Les districts sont des divisions territoriales du canton.

2 La loi en détermine le rôle.

Art. 88

La loi fixe le nombre des districts et les énumère. Elle en définit le territoire en désignant les com​munes qui les composent.

Zu bemerken ist, dass die neue Verfassung die Zusammenarbeit unter den Gemeinden fördert (Lösung wie in SG) :

Art. 92
Collaboration intercommunale

1 L’Etat encourage la collaboration intercommunale, sous forme de syndicats ou d’autres types de regroupements.

2 La collaboration peut être imposée dans certains domaines, lorsqu’elle est nécessaire à l’accomplis​sement des tâches des communes.

3 Dans son fonctionnement, la collaboration intercommunale doit ménager les procédures démocra​tiques.

Betreffend « Vorsteher » wird auf das Gesetz verwiesen 

Weitere themenspezifische Informationen, die sich im Zusatzordner befinden:

Rapport final de la commission « Loi sur les communes » chargée de l’examen :

• du rapport du Conseil d’Etat à l’appui d’un projet de loi sur le fonds d’aide aux communes (LFAC)

• de différentes propositions visant à favoriser les collaborations et les fusions de communes

vom 26.04.2001 ; 01.017 / 95.041

Anhang (S. 14) : Résumé de l’exposé de M. Bernard Dafflon, professeur à l’Université de Fri​bourg (Institut du Fédéralisme) et de la discussion y relative

Rapport du Conseil d’Etat au Grand Conseil concernant la suppression de la préfecture des Montagnes

vom 02.05.1990 ; 90.027

Rapport de la commission législative au Grand Conseil à l’appui d’un projet de loi portant révision de la loi sur les droits politiques (nombre minimal de députés par district)

vom 10.11.1998 ; 96.123

« Les plans de Bernard Soguel pour faire de Neuchâtel une agglomération »

Artikel aus der Tageszeitung Le Temps

Motion vom 22.03.2000 [...] Justice des mineurs : structure centralisée ou par district (00.124)

Acceptée en séance du Grand Conseil le 26.03.2001 ; vgl. Protokolle der Grossen Rates, S. 2836 – 2852

GE

Kanton, der bloss die Stufen Kanton/Gemeinden kennt, also nicht in Bezirke eingeteilt ist
Weitere themenspezifische Informationen, die sich im Zusatzordner befinden:

Rapport du Conseil d’Etat au Grand Conseil sur la motion concernant les collaborations transversales entre collectivités publiques genevoises

vom 19.09.2001 ; M 1216-B

JU

Betreffend Bezirke:

Constitution de la République et Canton du Jura

du 20.03.1977; RS 131

V. Les districts et les communes

1. Les districts

Art. 108

Statut

1 Les districts sont des circonscriptions administratives du canton.

2 La loi en règle l'organisation.

3 Elle fixe le mode d'élection des autorités et leurs attributions.

Art. 109

Nombre et étendue

1 Le territoire du canton est divisé en trois districts: Delémont, Les Franches-Montagnes, Porrentruy.

2 Les districts sont délimités par la loi.

Hier wird Artikel 108 wiedergegeben, wie er vor der Änderung vom 29.11.1998 lautete (was aufgehoben wurde steht in Schrägschrift):

Art. 108

Statut

1 Les districts sont des circonscriptions administratives et judiciaires du canton.

2 La loi en règle l'organisation.

3 Elle fixe le mode d'élection des autorités et leurs attributions.

4 Es [das Gesetz] kann die Wahl eines Vorstehers pro Bezirk vorsehen.


JU (Folge)

Betreffend « Vorsteher »

Die Verfassung hatte via Gesetzgebung die Möglichkeit zur Wahl eines « Vorstehers » vorgesehen. Diese Möglichkeit wurde aufgehoben. ; Damit besteht fortan keine Möglichkeit mehr einen « Vorsteher » einzusetzen.

Weitere themenspezifische Informationen, die sich im Zusatzordner befinden:

Motion [de groupe] : Répartition des sièges par district au Parlement jurassien

vom 22.09.1993 ; Motion N° 434

Schriftliche Anfrage vom 16.06.1999 : Mesures concrètes de revitalisation des districts

Antwort der Regierung vom 07.09.1999

Discussion relative aux communes et aux districts

Journal officiel de l’Assemblée constituante de la République et Canton du Jura ; N° 11 – 07.03.1977 ; S. 1 - 10

Verfassungsänderung (Änderung der erstinstanzlichen Gerichtsorganisation)

Journal des débats du Parlement de la République et Canton du Jura, N° 11 – 1998, S. 337, 343 – 346, 359

Interpellation : Vers un développement économique équitable des districts jurassiens

vom 21.03.2001 ; Interpellation N° 601

Auf diese Interpellation wurde bis heute nicht eingegangen 

Schriftliche Anfrage : Répartition des postes de travail étatiques et paraétatiques entre les districts ?

vom 21.11.2001 ; Question écrite N° 1628

Antwort der Regierung vom 22.03.2002







� 	Daniel Elazar, Federal Systems of the World – A Handbook of Federal, Confederal and Autonomy Arrangements, London 1991, S. 252.


� 	Espace Mittelland, Zusammenschluss von Kantonen aufgrund ihrer geographischen Lage (Ost- Zentral- und Nordwestschweiz), Zusammenschluss der Grenzkantone mit Frankreich etc.


� 	Georges Emery, Districts, régions et préfets dans le Canton de Fribourg ou l'étude de l'organisation admi�nistrative régionale: éléments de droit comparé (autres cantons suisses et France), Bemerkung auf S. 107; einige von den Kantonen vorgenommene Bestrebungen, um eigenen « Regionen » zu gründen ; rückblickend kommen Zweifel bezüglich dieser Anstrengungen auf (vgl. 5.2.).


� 	Vgl. insbesondere 7.1.


� 	Unser Dank gilt Frau Brigitte Leiser, Stellvertretende Dienstchefin des Gemeindedepartementes des Kantons Freiburg, die uns Einblick in diese wertvollen Dokumente gewährt hat. 


� 	Einwohnergemeinde : Basel und Riehen ; Landgemeinde : Basel, Riehen und Bettingen.


� 	In Art. 6 der Verfassung des Halbkantons Appenzell Innerrhoden wird indessen das Kantonsgebiet in sechs « Bezirke » eingeteilt. Dieser Begriff deckt sich nicht mit dem in dieser Arbeit verwendeten Begriff, sondern steht bloss für „politische Gemeinde“. 


�	Seit dem 1. Januar 1991 hat Neuenburg die einzige Präfektur, die von Montagnes, aufgehoben; sie übte zugunsten der höher gelegenen Kantonsgebiete eine gewisse territoriale Entflechtungswirkung aus. 


�	Diese Kreise des Kantons Graubünden umfassen mehrere Bezirke. 


�	ZH, BE, FR, AG und TG; ehemals auch SG.


� 	Bemerkung des Übersetzers: bei abweichenden kantonalen Bezeichungen für den Begriff “Regierungsstatt�halter” werden die den deutschsprachigen Kantonen eigenen Benennungen in Klammer und in Schrägschrift beigefügt.


�	Vgl. oben 3.1.


� 	2 politische Gemeinden, aber 3 Verwaltungsgemeinden.


� 	Und 8 Wahlkreise, der Saanebezirk umfasst zwei Wahlkreise


� 	Vgl. Anfrage 469/1998.


� 	Der Ausdruck «regional», wie er hier im Kanton Schwyz verwendet wird, zeigt auf, wie unklar dieser Begriff sein kann. 


� 	Die Kommission zur Grenzberichtigung der Provinzen Südafrikas hat dies auf breiter Basis durchgeführt. 


� 	Betrachten wir dabei ein Gegenbeispiel: die zwischen den Kantonen Freiburg und Waadt aufgeteilte Broye. 


� 	Man darf nicht vergessen, dass diese Gebietseinteilung – insbesondere in Frankreich, wo nach dem Majorz�system gewählt wird – oft bekämpft wird, da sie den bestimmten Interessen jener dient, die sie durchführen.


� 	Nr. 42.94.21.


� 	Änderung, die am 21.03.2001 in Kraft trat


� 	Interpellation betreffend Stellenwert und Funktion der Bezirke im Kanton Aargau, vom 04.09.2002; Antwort des Regierungsrates vom 12.12.2001 (01.247).


� 	Motion vom 22.03.2000 [...] „Justice des mineurs : structure centralisée ou par district“ (00.124)	�An der Sitzung des Grossen Rates vom 26.03.2001 angenommen; vgl. Protokoll des Grossen Rates, S. 2836 – 2852


� 	Überlegungen des neu gewählten Oberamtmannes (37-jährig) des Greyerzbezirkes in: « L’Objectif » vom 28.03.2002, S. 10 und 11.


� 	Man denke an den Zusatzordner mit den Photokopien.


� 	Der Oberamtmann des Greyerzbezirks ist Mitglied der Exekutive (meist übt der das Amt des Präsidenten aus) von vier Vereinen, vier Kommissionen und sieben Stiftungen, und nicht zu vergessen auch der Konferenz der Oberamtmänner des Kantons.


� 	Im Gesetz über die Strafrechtspflege (Strafprozessordnung) vom 30.06.1970 und 05.11.1991 werden die Auf�gaben der Bezirksämter aufgeführt.


� 	Inzwischen ist die Kantonsverfassung am 22.09.2002 vom Volk angenommen worden. Art. 158 Abs. 1 weist (betreffend Bezirke) auf das Gesetz hin und Art. 179 Nr. 5, Übergangsbestimmung, hält fest, dass die Anzahl Bezirke im Zeitraum von 5 Jahren auf 8 bis 12 verkleinert werden muss.


� 	(Vgl. z.B. die Intervention von André Cattin, N° 11, S. 4)


� 	Vgl. diesbezüglich. das Interview des neu gewählten Oberamtmannes des Greyerzbezirks in : « L’Objectif » vom 28.03.2002, S. 10 und 11.


� 	Wie dies auch Carl Friedrich in der Encyclopédia Universalis, oder Maurice Croisat/Jean-Louis Quermonne, in: L’Europe et le Fédéralisme, S. 85 sagen.


� 	In diesem Zusammenhang sei auch auf die freiburgische Motion vom 16.9.1997 hingewiesen, in welcher es um die Einführung einer Gesetzesbestimmung zur Dezentralisierung der Verwaltung geht. 


� 	Man kann bereits erwähnte Aufgaben mit einbeziehen, z.B. Polizeiaufgaben.


� 	Aus dieser Sicht gibt es im Kanton Schwyz 3 bis 5 neu umschriebene Bezirke. 


� 	Die Bezirksgemeinden müssen ebenfalls durch ein Bezirksparlament ersetzt werden.


� 	Was auf dasselbe herauskommt wie die Kompetenzen der Bezirke, z.B. im Kanton FR. 


� 	Vgl. die Motion von FR. 


� 	Vgl. insbesondere S. 82 f des Entwurfes.


� 	Es fällt auf, dass diese Überlegungen genau dieselben sind, wie die, welche betreffend Verkleinerung der Anzahl Bezirke im Kanton Freiburg vorgebracht worden waren … im Jahre 1848.


� 	Der Bericht befindet sich im Zusatzordner. 


� 	[http://www.constituante.vd.ch/Cadre.htm]; inzwischen ist die Verfassung, wie bereits gesagt, angenommen worden.


� 	Es fällt auf, dass überall in Europa, ja überall auf der Welt, Diskussionen betreffend Idealgrösse der Kantone und der Regionen geführt werden.


� 	Rede zum Bezirkstreffen von Châtel-Saint-Denis vom 4. Oktober 2001. 


� 	Bericht, S. 18.


� 	Der Vergleich mit Neuseeland ist wirklich seltsam… 


� 	Diese Argumente sind bezeichnend für einen Kanton, in welchem die Bezirke keine grosse Bedeutung haben; eine Zwischenstufe mit wenig Kompetenzen wird rasch in Abrede gestellt.


� 	Durch die Benützung des Ausdruckes « regional » wird hier einmal mehr aufgezeigt, wie unklar dieser Begriff ist.


� 	Immer wieder muss betont werden, dass die wichtigste Strategie des Überlebens einer Zwischenstruktur, welche auch immer sie sei, darin besteht, gegen deren Bedeutungslosigkeit anzukämpfen. 


� 	Interpellation betreffend Stellenwert und Funktion der Bezirke im Kanton Aargau, vom 04.09.2002; Antwort des Regierungsrates vom 12.12.2001 (01.247).


� 	Diese Liste befindet sich im Zusatzordner.


� 	Vgl. Kapitel 3, der die Kompetenzen der Regionen der vier untersuchten Länder darlegt. 


� 	Art. 3bis der belgischen Verfassung.


� 	Keine Fundstelle in der Verfassung, es gibt aber ein Gesetz vom 2. März 1982 (N° 82/213), das im Amtsblatt vom 3. März 1982, S. 730 ff veröffentlicht worden ist.


�	Es gibt in Italien zwei Arten von Regionen; die Regionen mit einem Spezialstatus wurden vor den gewöhnli�chen Regionen geschaffen, vgl. Art. 114 - 177 der italienischen Verfassung. 


� 	Art. 3ter der belgischen Verfassung.


� 	Art. 137 der spanischen Verfassung.


� 	Präambel des deutschen Grundgesetzes (GG).


� 	Art. 2 B-VG.


� 	Art. 137 der spanischen Verfassung.


� 	Art. 114 der italienischen Verfassung.


� 	Art. 72 der französischen Verfassung


� 	Die Açores und Madère; Art. 227 - 236 der portugiesischen Verfassung; vgl. auch Jorge Miranda, Les régions autonomes portugaises.


� 	Die Nomenklatur der « Unités Territoriales Statistiques », oder N.U.T.S.; vgl. Patrizio Merciai/François Saint-Ouen, Sur la notion juridique de région.


� 	Art. 2 Ziff. 2 der Statuten der vereinigten europäischen Regionen, in der Version, die von der ausserordentli�chen Generalversammlung in Seinäjoki am 7. Dezember 2000 angenommen wurde;	�vgl. [http://www.are-regions-europe.org/FR/F1/F13b.html].


� 	Vgl. insbesondere Jean-Philippe Chenaux/Olivier Delacrétaz/Nicolas Schmitt/Marco Taddei, La Suisse éclatée. Quand les ‘fusiologues’ jouent avec le feu, Etudes & Enquêtes, Lausanne 1999.


� 	Entwurf 2000, N° 209, S. 4.


� 	Es ist Thema des Beitrages von Albert Mabileau, La décentralisation en retard, S. 66 ff; gemäss Andy Smith trägt die Vielfalt der Ebenen dazu bei, dass man sogar am Einflechten der französischen Regionen in ein polyzentrischen Regierungssystem zweifeln kann (The French Case: The Exception or the Rule?, S. 117).


� 	Richard Balme, La région française comme espace d’action publique, S. 182 (cit. trad.).


� 	Unter jenen, welche den Mangel an Abklärung der Kompetenzen und insbesondere das Fehlen des Schutzes der Region gegenüber den untergeordneten Gemeinschaften kritisieren: Claude du Granrut, Europe, le temps des régions, S. 43 f; Olivier Guichard (Besprechung mit), La région joue la carte européenne, S. 17.


� 	Vincent Hoffmann-Martinot, Des élections locales sans électeurs?, in La décentralisation dix ans après, Paris 1993, S. 331.


� 	Jean-Michel Belorgey, Les rapports Etat-régions et le débat sur la clarification des compétences, S. 93.


� 	Bericht, S. 21 (mit Schrägschrift ergänzt).


� 	Anmerkung des Übersetzers : Nach wie vor wird das Wort « préfet »mit « Regierungsstatthalter » übersetzt. Unter den vielen möglichen Begriffen zur Bezeichnung der Vorsteher der Bezirke wurde dieses Wort gewählt, weil der Kanton Wallis, der diese Studie in Auftrag gab, diesen Begriff verwendet.


� 	Jean-François Aubert, Avis concerannt l’élection populaire des préfets fribourgeois et les droits des préfets actuellement en charge, Corcelles 1970, S. 9.


� 	Walter Kälin/Urs Bolz, Manuel de droit constitutionnel bernois, S. 500.


� 	Oder fast... vgl. 5.5.3.


� 	Dieses Wort, das aus den ersten Buchstaben einer Wortfolge besteht, steht für die „Inspecteurs Généraux de l’Administration en Mission extraordinaire“.


� 	Frau Isabelle Chassot, Staatsratskandidatin (und seither gewählt), an der Diskussion vom 4. Oktober 2001. 


� 	Vgl. S. 753 f der Verhandlungen des freiburgischen Grossen Rates.


� 	Die Grenzen der französischen Departemente wurden so angelegt, dass jeder Einwohner die Hauptstadt in einem Tagesritt erreichen konnte. 


� 	SR 901.1.


� 	Vgl. Dokumente im Anhang : Interpellation betreffend die Zukunft der Regionalpolitik.


� 	Vom 10.01.1995 Nr. 141 (M 182/94).


� 	Zum Entwurf: Botschaft 1999-2000, Heft 2, S. 105 &149 - GRP Oktober 1999, S. 310.


� 	Vgl. « Journal officiel de l’Assemblée constituante jurassienne » (Fettschrift hinzugefügt).


� 	Die SVP möchte die Anzahl Bezirke von 26 auf 14 reduzieren, aber die SP und die FDP wünschen in einer « unheiligen Allianz » die Version « Visionen », die bloss 5 Bezirke vorsieht. Alle könnten sich mit einem Kompromiss abfinden, der auf insgesamt 8 Bezirke zielt, der zur Variante « 8+ » wird, je nach Schicksal der Stadt Biel. (Vgl. Le Quotidien jurasssien vom 15.11.2001 auf Internet). Es ist einzusehen, dass noch lange Diskussionen bevorstehen, um dieses Vorhaben zu Ende zu führen. 


� 	Bericht, S. 16f.


� 	Bericht, S. 17.


�	Volksabstimmung über den Zusammenschluß der Bundesländer Berlin und Brandenburg am 5. Mai 1996; man findet die acht Gesetzestexte über diesen gescheiterten Zusammenschluss unter:	�[http://www.statistik-berlin.de/wahlen/].


� 	Die neuenburgische Verfassung vom 24. September 2000 in Gesetzgebungsbulletin / Bulletin de législation,�N° 5/2001, S. XV (cit. trad.). 


� 	Im Anhang befinden sich alle Gesetzesbestimmungen i.w.S., welche die vielen Aufgabenbereiche der Regierungsstatthalter, in den Kantonen, in denen es diese Institution gibt, regeln. 





